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Das Ganze sehen – 
systemisch führen
Systemisch führen heisst, den Fokus auf die gesamten Zusammenhänge 
einer Organisation und alle relevanten Beziehungen zu richten. Sie handeln
ganzheitlich, bezogen auf Ihre Organisation, Ihre Mitarbeitenden, Kunden,
Lieferanten, das weitere Umfeld und auch bezogen auf sich selbst.

Systemisch führen heisst, individuell zu führen, einen eigenen, flexiblen Stil
zu entwickeln, diesen der Organisation, dem Umfeld und den zu führenden 
Menschen anzupassen, statt nur schematisch und mit standardisierten 
Werkzeugen zu arbeiten. Es bedeutet, Fragen zu stellen und nicht fertige 
Antworten bereit zu haben. Gestalten Sie die eigene Führung bewusster, 
effektiver und im Einklang mit sich selbst!

Referenten Romy Gerhard und Peter Bürki, www.führen.ch 

Datum Donnerstag, 10. März 2011

Zeit 9.00 bis 17.00 Uhr

Ort Villa Boveri, Haus der Begegnung,
Ländliweg 5, 5400 Baden

Investition 1 Seminartag CHF 550.– inkl. Lunch und Getränke

Anmeldung ABB Technikerschule: Frau L. Cerrelli,
T: +41 58 585 56 02, L.Cerrelli@abbts.ch

Online-Anmeldung: www.abbts.ch -> Kursangebote

Möchten Sie regelmässig die 
aktuellsten arbeitgeberrelevanten
Informationen erhalten?

Dann abonnieren Sie den

Newsletter 
des Schweizerischen 
Arbeitgeberverbands

Registrieren Sie sich einfach im Internet auf: 
www.arbeitgeber.ch

Schweizer Lunch-Check
8027 Zürich
Tel.TT 044 202 02 08
Fax 044 202 78 89
www.lunch-check.ch

Bis CHF 180.– pro Monat (CHF 2’160.– pro Jahr) sind 
Lunch-Checks von Sozialabgaben (AHV/IV/EO/ALV/LL NBU) befreit.
Erfahren Sie mehr unter www.personalverpflegung.ch.

Verpflegungsbeiträge

Lunch-Checks sind
erste Wahl.

Wir organisieren nicht nur Trainings, 
wir füllen sie auch mit Inhalt.



Liebe Leserinnen und Leser

Die Frauen sind auf dem Weg an die 
Spitze. Dass sie es in der Politik schon 
längst geschafft haben, absolute  
Führungspositionen zu besetzen, ist 
so wahr wie banal. 40 Jahre nach  
der Einführung des Frauenstimmrechts 
stellen sie mittlerweile die Mehrheit 
im Bundesrat. Genau so wahr ist indes, 
dass der Aufstieg in Top-Positionen in 
der Wirtschaft für Frauen schwieriger 
und längst nicht abgeschlossen ist. 
Das belegen zahlreiche Untersuchun-
gen, die den Frauenanteil in Mana
gements und Verwaltungsräten analy-
sieren. Doch rechtfertigen solche 
Analysen, die sich oft auf (börsenkotier- 
te) Grossunternehmen fokussieren, 
politische und technokratische Forde-
rungen nach gesetzlich vorgeschriebe
nen Frauenquoten für Unternehmen? 
Forderungen, die notabene nicht nur 
in der EU, sondern auch in der Schweiz 
aktuell sind: Eine entsprechende 
Motion ist im Nationalrat hängig.

Der Schweizerische Arbeitgeberver-
band ist dezidiert der Meinung,  
dass Quoten der falsche Weg sind.  
Sicher: Die Unternehmen könnten 
punkto Frauenförderung viel aktiver 
sein – auch im eigenen Interesse. 
Doch Frauen können durchaus in Füh-
rungspositionen kommen, wenn sie 
wollen. Und es gibt viele Beispiele von 

Schweizer Firmen, in denen Frauen 
den Aufstieg an die Spitze geschafft 
haben. Taten statt Quoten – lautet 
deshalb unsere Losung. Lesen Sie un-
sere Beiträge zum Thema im Brenn-
punkt ab Seite 14.

Dass Frauen in der Wirtschaft die 
Hauptrolle spielen können, ist eine 
Realität. Ein Beispiel dafür ist auch  
unsere Kolumnistin Antoinette Hun
ziker-Ebneter. Sie führt mit Erfolg eine 
eigene Firma, die sich auf nachhalti-
ges Vermögensmanagement speziali-
siert hat. Lesen Sie auf Seite 21, was 
sie zum Thema Stromversorgung zu 
sagen hat. Ein weiteres Exempel für 
eine weibliche Erfolgs-Story präsen-
tieren wir Ihnen in der Rubrik Unter-
nehmerin in der Welt. Und zwar aus 
einem Land, das gemäss landläufiger 
Meinung völlig in der Ecke «Macho-
Kultur» anzusiedeln ist und vor allem 
mit Drogenkartellen und Gangster-
tum durch die Medien geistert: Me-
xiko. Unser Autor Thomas Haemmerli 
hat dort eine Frau getroffen, die mit 
einem originellen Business Karriere 
macht (Seite 33).

Zum Schluss noch zwei Hinweise auf 
Themen, die für alle Arbeitgeber  
relevant sind, egal, ob weiblich oder 
männlich: die Förderung der Gesund-
heits-Prävention in der Wirtschaft und 
die Forderung der Gewerkschaften 
nach Mindestlöhnen. Sie werden uns 
noch länger beschäftigen und sind 
auch beim Schweizerischen Arbeitge-
berverband auf der Traktandenliste. 
Was wir dazu zu sagen haben, lesen 
Sie ab Seite 28.

Ich wünsche Ihnen eine anregende 
Lektüre. 3

Frauen sind längst top
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René Pfister ist Chefredaktor und 
Informationschef des Schweizerischen 
Arbeitgeberverbands.
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Entretien avec Georges Humard:
une réponse à la délocalisation

La rubrique Entretien accueille Georges 
Humard, CEO de l’entreprise Humard 
Automation SA à Delémont. Ancrée 
dans le tissu économique de l’Arc ju­
rassien, cette entreprise se met au ser­
vice de la place industrielle suisse, dont 
en particulier le secteur horloger. Ses 
produits de haute technologie offrent 
aux entreprises une compétitivité bien­
venue face à la concurrence interna­
tionale. Georges Humard est également 
membre du comité de la Chambre de 
Commerce et d’Industrie du Jura (CCIJ). 
Page 42

Plus de femmes dirigeantes:
des actes et non des quotas
La part de femmes occupant des pos­
tes dirigeants dans l’économie doit aug­
menter: cette revendication est souvent 
entendue dans le public tant en Suisse 
qu’en Europe. Mais comment attein­
dre cet objectif, nécessaire d’un point 
de vue social, économique et entrepre­
neurial, sans fixer des quotas légaux? 
Dès page 48

Des salaires minimums légaux trop 
élevés nuisent à l’emploi
L’Union patronale suisse est résolument opposée à l’initiative de l’USS sur le salaire 
minimum. La fixation des salaires est exclusivement l’affaire des entreprises et, le 
cas échéant, des branches par les conventions collectives de travail. En principe, 
c’est la loi du marché qui détermine les salaires. Page 58

L’Association Suisse d’Assurances
Le secteur de l’assurance se distingue par une approche professionnelle des ris­
ques et un modèle d’affaires à long terme basé sur la résistance aux crises. Cela 
exige des qualités de visionnaire. Les activités de l’Association Suisse d’Assurances 
(ASA) sont centrées sur la politique, la formation et les prestations de services. La 
branche déploie ses activités sur un marché intérieur largement saturé. L’ouver­
ture des marchés est une condition essentielle de sa croissance.  Page 62
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Führungsetagen: Es braucht mehr 
Frauen – aber ohne Quoten

Nach wie vor sind Frauen in Verwal-
tungsräten und Top-Managements 
untervertreten – gerade auch in der 
Schweiz. Dabei ist es aus unternehme-
rischen und wirtschaftlichen Gründen 
sinnvoll, ihren Anteil in Führungsgre-
mien zu erhöhen. Das schaffen Firmen 
und Frauen auch ohne gesetzliche 
Quoten, wie sie derzeit debattiert wer-
den. Wie und unter welchen Voraus-
setzungen? Antworten in unserem 
Brennpunkt:  Ab Seite 14

Hanspeter Ueltschi über Märkte 
und die Strategie von Bernina
Bernina International mit Sitz in Steck-
born (TG) und einem Werk in Thailand 
produziert mit Erfolg hochwertige 
Näh- und Stickmaschinen sowie Zube-
hör. Rund 90 Prozent gelangen in den 
Export. Hanspeter Ueltschi, Inhaber 
und VR-Präsident, erklärt die Strategie 
der traditionsreichen Firma – und äu-
ssert sich über neue Märkte, modernes 
Marketing und den Produktionsstand-
ort Schweiz. Seite 8

Prävention: Was für Firmen Sinn 
macht – und was nicht
Das Thema Prävention und Gesundheitsförderung beschäftigt angesichts des 
geplanten neuen Bundesgesetzes auch die Wirtschaft. Doch wie viel Prävention 
braucht es wirklich? Und weshalb sind zu viele Ansprüche an die Unternehmen 
ungesund? Die Debatte ist lanciert – auch aus Arbeitgebersicht. Meinungen 
und Fakten:  Seite 7 und 28

Im Porträt: Schweizerischer 
Versicherungsverband
Professionelles Risikomanagement gehört zu den Kernkompetenzen der Versi-
cherungswirtschaft. Das erfordert Vordenker-Qualitäten, die auch den Bran-
chenverband auszeichnen. Der Schweizerische Versicherungsverband konzent-
riert sich auf Politik, Bildung und Dienstleistungen. Er setzt sich aber auch für 
Wachstum und die Öffnung der Märkte ein.  Seite 34
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Die 18 Schweizer Schokoladehersteller 
schrieben im Jahr 2010 nach den Ein-
bussen des Jahres 2009 wieder positive 
Zahlen. Die abgesetzten Mengen stie-
gen um 1,3 Prozent auf 176 424 Tonnen 
und der Branchenumsatz um 2,4 Pro-
zent auf 1743 Millionen Franken. Die 
leicht überproportionale Umsatzstei-
gerung dürfte teilweise auf Preisan-
passungen zurückzuführen sein, die 
sich aufgrund stark gestiegener Kosten 
für Rohstoffe aufdrängten. Die Gesamt-
produktion wurde zu 60,4 Prozent im 
Ausland abgesetzt.

Die insgesamt positive Konsumenten-
stimmung hat sich 2010 in der Schweiz 

günstig auf die Nachfrage nach Schoko-
ladeprodukten ausgewirkt, der Inland-
umsatz stieg um 3,3 Prozent auf 898 
Millionen Franken. Der Anteil der Import-
schokoladen am Inlandkonsum (33,2 
Prozent) nahm erstmals seit 9 Jahren ab. 
Das Volumen im Exportgeschäft konn- 
te auf verschiedenen wichtigen Märk-
ten aufgrund einer verbesserten Kon-
sumentenstimmung trotz des anhaltend 
starken Schweizer Frankens wieder leicht 
gesteigert werden. Der Exportumsatz 
stieg um 1,5 Prozent und beläuft sich 
nun auf 845 Millionen Franken.

Der Gesamtabsatz (Inland und Export) 
von industriell hergestellten Schweizer 

Zuckerwaren konnte 2010 mit 31 001 
Tonnen um 6,1 Prozent gesteigert wer-
den. Der Gesamtumsatz von 329 Milli-
onen Franken entwickelte sich mit einer 
Wachstumsrate von 0,7 Prozent deut-
lich unterproportional.

Das insgesamt positive Geschäfts
ergebnis ist vollumfänglich dem Ex-
portgeschäft zu verdanken. Im Inland 
mussten die 14 Schweizer Zuckerwa-
renhersteller im Jahr 2010 eine Umsatz-
einbusse von 1,5 Prozent auf 100 Milli-
onen Franken hinnehmen. Der Import 
von Zuckerwaren erhöhte sich men-
genmässig um 3,4 Prozent. Der Markt-
anteil der einheimischen Hersteller 
ging auf 27,1 Prozent zurück. Der im 
Export erzielte Umsatz erhöhte sich 
um 1,7 Prozent auf 229 Millionen Fran-
ken. Der Exportanteil an der Gesamt-
produktion stieg von 74,8 Prozent auf 
76,3 Prozent an.

Der durchschnittliche Schweizer Pro-
Kopf-Konsum belief sich 2010 bei Scho-
koladewaren auf 12 Kilogramm, bei Zu-
ckerwaren auf 3,5 Kilogramm. 3
(Chocosuisse / Biscosuisse / S. O.)

www.chocosuisse.ch, www.biscosuisse.ch

Schokolade und Zuckerwaren: Absatz steigt wieder
Sowohl die Schweizer Schokoladehersteller als auch die Schweizer Zuckerwarenhersteller  
konnten im Jahr 2010 ein positives Ergebnis verzeichnen.
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Für die Schweizer Schokoladeindustrie brechen wieder süssere Zeiten an.

Zum vierten Mal vergibt die US-ameri-
kanische Seniorenorganisation AARP 
2011 den internationalen Arbeitgeber-
preis «AARP Best Employers for Wor-
kers Over 50 Award – International». Mit 
der Auszeichnung würdigt die AARP 
Unternehmen, die wegweisende Mass-
nahmen zur Integration älterer Beschäf-
tigter umsetzen und sich somit den 
Herausforderungen des demografischen 
Wandels stellen.

Ältere, qualifizierte Arbeitnehmende 
sind ein grosses Potenzial für unsere 
gesellschaftliche und wirtschaftliche 

Zukunft. Massnahmen, welche die Be-
schäftigungsfähigkeit erhalten, wirken 
sich auch positiv auf die Zufriedenheit 
mit der eigenen Arbeitssituation und 
Leistungsfähigkeit aus.

Für den Arbeitgeberpreis können 
sich Unternehmen, Behörden und Or-
ganisationen aller Grössenklassen und 
Branchen bewerben, die innovative 
und demografieorientierte Personal-
konzepte – für Alt und Jung – in einem 
oder mehreren der folgenden Bereiche 
umgesetzt haben: Lebenslanges Ler-
nen, Gesundheitsförderung, Vereinbar-

keit von Beruf und Familie/flexible Ar-
beitszeitmodelle, Personalgewinnung, 
Diversity.

Ein Unternehmen steigert mit dieser 
Auszeichnung seine Attraktivität für 
qualifizierte (ältere) Mitarbeitende und 
macht auf sich aufmerksam. Die Be
werbungsfrist endet am 22. April 2011. 3 
(S.O.)

Weitere Informationen auf:
www.ffg.uni-dortmund.de 
www.aarpinternational.org/ 
bestemployers

Arbeitgeberpreis für Integration älterer Beschäftigter
Die US-amerikanische Seniorenorganisation AARP prämiert Arbeitgeber mit innovativer  
und demografieorientierter Beschäftigungspolitik für ältere Mitarbeitende.
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AU S B L I C K

Exportwirtschaft im Aufwind

Der Schweizer Aussenhandel 
entwickelt sich trotz Frankenstärke gut. 
Die Exporte haben klar zugelegt.

Die Exporte nahmen laut Statistik der Ober­
zolldirektion 2010 nominal um 7,1 Prozent 
auf 193,3 Milliarden Franken zu. Nach dem 
Schreckensjahr 2009 erzielten wieder 8 der 
10 bedeutenden Exportbranchen ein Umsatz­
plus. Die deutlichste Aufholjagd vollzogen 
die Uhren- und Metallindustrie, deren Aus­
lieferungen um je einen Fünftel stiegen. Am 
dynamischsten wuchs die Nachfrage aus 
Asien (plus 14,8 Prozent), die Exporte in die 
EU wuchsen um 3,6 Prozent.

Die Importe stiegen nominal um 8,4 Pro­
zent auf 173,7 Milliarden. Mit einem Saldo 
von 19,6 Milliarden wies die Handelsbilanz 
den zweithöchsten Überschuss auf. Trotz­
dem blieben die Exporte und Importe noch 
je 13 Milliarden unter ihrem Höchststand 
von 2008. Zudem mussten die Exporteure 
währungsbedingt Preisnachlässe zugestehen, 
und im vierten Quartal war der Aussenhan­
del leicht rückläufig. Für 2011 rechnet das 
Seco mit einem Export- und Importwachs­
tum von 2, 6 bzw. 3,6 Prozent. Die Konjunk­
turforschungsstelle KOF geht von Zunah­
men um 3,3 und 5,6 Prozent aus.  3  (Pfi.)

Exporte 2010

Quelle: Oberzolldirektion

Ausblick
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Die Kantone und Vernehmlassungs-
partner befürworten mehrheitlich die 
Schaffung einer Finanzierungsverein-
barung für höhere Fachschulen, teilte 
die Schweizerische Konferenz der kan-
tonalen Erziehungsdirektoren (EDK) mit. 
Der Schweizerische Arbeitgeberverband 
erachtet die Vereinbarung über Beiträge 
an Bildungsgänge der höheren Fach-

schulen in der Vernehmlassung als ers-
ten Schritt in die richtige Richtung. 3 
(EDK / Red.)

Vernehmlassungsantwort des  
Schweizerischen Arbeitgeberverbands: 
www.arbeitgeber.ch
Weitere Informationen:  
www.edk.ch      Aktuell

Breite Zustimmung zu Finanzierungs­
vereinbarung für höhere Fachschulen

Auf Antrag von Bundesrat Johann N. 
Schneider-Ammann, Vorsteher des Eid-
genössischen Volkswirtschaftsdeparte-
ments, hat der Bundesrat Anfang Februar 
Botschafterin Marie-Gabrielle Ineichen-
Fleisch zur Direktorin des Staatssek
retariats für Wirtschaft (Seco) im Rang 
einer Staatssekretärin ernannt. Sie 
nimmt ihre neue Tätigkeit am 1. April 
2011 auf und übernimmt die Nach-
folge von Jean-Daniel Gerber, der Ende 
März in den Ruhestand gehen wird.

Seit dem 1. April 2007 ist Botschafte-
rin Marie-Gabrielle Ineichen-Fleisch Lei-
terin des Bereichs Welthandel in der Di-
rektion für Aussenwirtschaft im Seco 
und damit GL-Mitglied. Zuvor war sie 
während 13 Jahren Leiterin des Res-
sorts WTO, davon fünf Jahre als Sek
tionschefin in der Abteilung WTO des 
damaligen Bundesamts für Aussen-
wirtschaft (Bawi). 3  (Seco/S.O.)

www.seco.admin.ch     Aktuell

Neue Seco-Direktorin ab 1. April: 
Marie-Gabrielle Ineichen-Fleisch

Bildlegende ??? 
Bildlegende ???? 
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Neue Seco-Direktorin ab 1. April: 
Marie-Gabrielle Ineichen-Fleisch.

Insgesamt 1,72 Millionen Ausländer 
lebten 2010 in der Schweiz, 2,4 Prozent 
mehr als im Vorjahr. Die Zahl der in der 
Schweiz lebenden Personen aus EU- 
und EFTA-Staaten stieg um 3,3 Prozent 
an (2009: 3,9 Prozent), wie das Bundes-
amt für Migration (BFM) mitteilte. Die-

se abgeschwächte Zuwanderung zeige, 
dass die Zu- und Rückwanderung von 
EU- und EFTA-Bürgern sich der jewei
ligen wirtschaftlichen Situation in der 
Schweiz angleiche. 3 (BFM / Red.)
www.bfm.admin.ch      Aktuell  
Medienmitteilungen

Schwächere Zuwanderung aus EU/EFTA

➔

➔

➔ ➔
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6	 i n t e r n

Der Vorstand des Schweizerischen Ar-
beitgeberverbands hat am 26. Janu- 
ar Valentin Vogt, CEO und designierter 
Präsident des Verwaltungsrats der 
Burckhardt Compression Holding AG, 
als neuen Verbandspräsidenten mit 
Amtsantritt am 1. Juli 2011 gewählt. Va-
lentin Vogt ist zurzeit Mitglied des Vor-
standsausschusses des Schweizerischen 
Arbeitgeberverbands und vertritt in die-
ser Funktion den Verband der schwei-
zerischen Maschinen-, Elektro- und Me-
tallindustrie Swissmem.

Dr. Rudolf Stämpfli wird im Juli 2011 
nach acht erfolgreichen Präsidialjahren 

zurücktreten. Er zeigte sich erfreut über 
den gewählten Nachfolger: «Mit Valen-
tin Vogt wird eine kompetente Unter-
nehmerpersönlichkeit die Führung des 
Verbands übernehmen, und ich bin über-
zeugt, dass er unsere Arbeitgeberpoli-
tik glaubwürdig vertreten wird», sagt 
Stämpfli.

«Einen Beitrag zur Stärkung  
der Wirtschaft leisten»
Valentin Vogt studierte an der Hoch-
schule St. Gallen Betriebswirtschaft und 
begann seine berufliche Laufbahn im 
Finanzbereich der Sulzer AG. Nach ei- 

nem Auslandaufenthalt in den USA 
kehrte er in die Schweiz zurück, wo er 
zuletzt als Mitglied der Konzernleitung 
die Division Sulzer Burckhardt führte. 
Nach dem Management Buyout von 
Burckhardt Compression wurde er de- 
ren CEO und Delegierter des Verwal-
tungsrats. Die heute börsenkotierte 
Maschinenbau-Unternehmung beschäf-
tigt weltweit rund 900 Mitarbeitende 
und macht einen Umsatz von ca. 350 
Millionen Franken.

Valentin Vogt, ist zudem Vizepräsi-
dent des Verwaltungsrats der Starrag-
Heckert Holding AG. Nach seiner Wahl 
erklärte der 50-jährige Vogt: «Als Präsi-
dent des Schweizerischen Arbeitgeber-
verbands möchte ich einen Beitrag zur 
Stärkung der schweizerischen Wirtschaft 
leisten. Dabei werde ich mich für einen 
liberalen Arbeitsmarkt, gesunde Sozi-
alversicherungen, eine exzellente Aus-
bildung und gute Sozialpartner-Bezie-
hungen einsetzen.»

Valentin Vogt wird sich erst nach 
Amtsantritt öffentlich zu seiner künfti-
gen Tätigkeit als Präsident des Schwei-
zerischen Arbeitgeberverbands äussern. 
Bis zum 1. Juli des laufenden Jahres 
nimmt Dr. Rudolf Stämpfli seine präsi-
dialen Funktionen und Aufgaben voll-
umfänglich wahr. 3

Schweizerischer Arbeitgeberverband: 
Wechsel im Präsidium am 1. Juli
Dr. Rudolf Stämpfli tritt auf den «Arbeitgebertag» am 1. Juli 2011 vom Amt des Präsidenten des Schweize­
rischen Arbeitgeberverbands zurück. Der Vorstand hat Valentin Vogt, CEO und designierter VR-Präsident 
der Burckhardt Compression Holding, als neuen Präsidenten gewählt. Er tritt das Amt am 1. Juli 2011 an.
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Bis 1. Juli Präsident: Dr. Rudolf Stämpfli.
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Übernimmt das Präsidium: Valentin Vogt.



Ungesunder Aktivismus
Mit einem Präventionsgesetz soll auch die Gesundheitsförderung  
in der Wirtschaft ausgebaut werden. Doch das ist unnötig – und nicht 
im Interesse der Firmen.  Jürg Zellweger

Jürg Zellweger ist Mitglied 
der Geschäftsleitung  
des Schweizerischen 
Arbeitgeberverbands.

Von einem eidgenössischen Präventionsgesetz 
soll auch die Wirtschaft profitieren. Ein Mehr  
an Gesundheitsprävention soll die Leistungs- 
und Arbeitsfähigkeit der Bevölkerung stärken 
und die Produktivität auch bei einer alternden 
Bevölkerungsstruktur bewahren. So die Bot-
schaft des BAG. Auch Sozialversicherungskos-
ten sollen eingespart werden können. In den 
Betrieben stösst man allerdings höchstens auf 
mässige Begeisterung. Denn Prävention wird 
auch in den Firmen gelebt. Kommen – fragt man 
sich – neue Vorschriften und Kontrollen?

Zur Verhinderung von Berufsunfällen und 
-krankheiten und für den Gesundheitsschutz 
am Arbeitsplatz setzt die Wirtschaft effektiv  
erhebliche Ressourcen ein. Mit technischen und 
organisatorischen Anpassungen sowie Schu-
lungen der Mitarbeitenden werden unter Mit-
wirkung der Arbeitnehmenden konkrete  
Massnahmen für gesunde und sichere Arbeits-
plätze getroffen. Falls nötig erhalten Unterneh-
men durch Branchenlösungen ihrer Verbände 
praxisgerechte Unterstützung. Rund 100 Mio. 
Franken bezahlen die Arbeitgeber darüber hin-
aus für die Vollzugsaufsicht von Suva und  
kantonalen Arbeitsinspektoraten mittels Prämi-
enzuschlägen der obligatorischen Unfall
versicherung. 

Diese grundlegenden Aktivitäten genügen 
jedoch dem immer umfassender werdenden 
Gesundheitsverständnis vieler Präventionsfach-

leute nicht mehr. Das «Setting Arbeitsplatz» 
scheint diesen Spezialisten geradezu ideal, um 
Präventionaktivitäten der Betriebe aller Art zu 
fördern und auch zu fordern. Oft sind die Anlie-
gen sympathisch und plausibel, aber der Zu-
sammenhang mit realen und nachgewiesenen 
Risiken in den Betrieben nimmt stetig ab und 
zielt immer mehr auf die private Lebensgestal-
tung. Mehr Bewegung, gesunde Ernährung, 
Entspannung, Verzicht auf Rauchen und mässi-
ger Alkohlkonsum – lautet das Mantra der  
Gesundheitsförderer. Soll es auch in den Unter-
nehmen gesungen werden?

Dem hohen Kampagnenrhythmus der Agentu-
ren, die, mit öffentlichen Geldern alimentiert, 
die Zielgruppen in den Betrieben ausmachen 
und bearbeiten, steht eine Wirtschaft mit sehr 
vielen KMU gegenüber, die – selbst bei gutem 
Willen – bei dieser Kadenz nicht mithalten kön-
nen. Zudem sehen sich Unternehmerinnen und 
Unternehmer selten als Gesundheitsapostel  
für ihre Mitarbeitenden. Ein Mehr an Prävention 
riecht zudem nach ausuferndem staatlichen 
Aktivismus und Bevormundung. Wer mehr tun 
will, macht es schon heute. Betriebliche Ge-
sundheitsförderung kann eine gute freiwillige 
Ergänzung zum Arbeitnehmerschutz sein. 

Präventionsschub birgt Gefahren
Auch wenn das Präventionsgesetz nicht direkt 
auf die Firmen zielt, werden diese einen vom 
Staat angeschobenen Präventionsschub zu spü-
ren bekommen. Dabei besteht die Gefahr, das 
Wesentliche aus den Augen zu verlieren: klar 
arbeitsplatzbezogene Risiken und Gesund-
heitsgefährdungen, die zu minimieren sind. 
Diese Daueraufgabe ist selbstredend mit  
Kosten verbunden, mittelfristig jedoch erfolg-
reich. Die Gefahr der Verzettelung der Kräfte 
bei weiteren Forderungen ist gross. «Weniger 
ist mehr», sollte daher auch der Leitsatz für  
die Politik sein, wenn sich der Nationalrat im 
April mit dem Präventionsgesetz auseinan
dersetzt. Auch im Dienst der Gesundheit. 3
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Herr Ueltschi, Bernina ist eine Schweizer Marke 
mit einer grossen Tradition – und wird mit Näh­
maschinen für die Hausfrau verbunden. Wie ist 
das heute? Was sind die Kerngeschäfte?
Hanspeter Ueltschi: Das Kerngeschäft von Bernina 
International ist die Entwicklung und Produktion 
von Näh- und Stickmaschinen, heute auch als Näh-
computer zu bezeichnen, und Nähzubehör. Unsere 
wichtigsten Kundinnen sind Frauen, darunter viele 
berufstätige Frauen. Nähen ist heute kein «Muss-
Markt» mehr, sondern ein Hobbymarkt – und ent-
sprechend entwickelt sich der Markt für Nähma-
schinen. In der Holding von Bernina sind aber 
auch Medizinalprodukte (Rehabilitationsgeräte) 
und Handelsprodukte für den Haushalt vertreten.

Wie geht es Ihrem Unternehmen und wie entwi­
ckelt sich die Nachfrage nach Ihren Produkten?
Bernina geht es recht gut, trotz schwieriger Wäh-
rungsverhältnisse. Wäre der Franken stabil, ginge 
es Bernina sehr gut. Die Nachfrage ist in den letz-
ten Jahren wieder gestiegen, besonders in neuen 
Märkten wie Russland. Insgesamt produzieren und 
verkaufen wir derzeit – inklusive Overlockern – 
rund 200 000 Näh- und Stickmaschinen pro Jahr. 
Rund 80 000 Maschinen produzieren wir selbst, 
davon etwa 70 000 in Thailand. Unser Anteil im 
globalen Gesamtmarkt liegt bei 16 Prozent, im 
Highend-Segment sogar bei rund 35 Prozent.

Wo sind Ihre wichtigsten Absatzmärkte – und wie 
hoch ist der Exportanteil bei Bernina?
Der Exportanteil bei den Nähmaschinen und Näh-
computern liegt bei 90 Prozent. Zehn Prozent setz-
ten wir in der Schweiz ab. Bei den Exporten entfal-
len rund 60 Prozent auf die USA und 30 Prozent 

auf die EU-Länder. Zu den neuen Wachstumsmärk-
ten für unsere Produkte gehört Russland, aber auch 
Länder wie Brasilien haben Potenzial.

Kaufen junge Frauen noch Nähmaschinen?
In Europa sind unsere Kundinnen jünger als in den 
USA. Wir wollen mit unserem Online-Marketing aber 
vermehrt jüngere Zielgruppen erschliessen. Dafür 
bauen wir auch unser Marketing in Social-Media-
Plattformen aus. Zu den Käufern gehören – leider – 
nach wie vor nur wenige Männer.

Sie haben die Produktion der Nähmaschinen in den 
letzten Jahren verstärkt nach Lamphun in Thailand 
verlagert. Wie verteilen sich Ihre Geschäfte heute 
auf die Standorte Steckborn und Thailand?
Unser Management, unser Marketing und unser 
Sitz ist in Steckborn, wo auch die Forschung und 
Entwicklung angesiedelt bleiben. In unserem Werk 
hier in der Schweiz produzieren wir weiterhin die 
höherwertigen Bernina-Maschinen. Der Rest wird 
in unserer Produktionsstätte in Thailand hergestellt. 
Dazu noch folgende Zahlen. Unser Unternehmen 
beschäftigt heute weltweit rund 1100 Mitarbeitende. 
Davon entfallen 320 auf Steckborn, wovon 115 in 
der Produktion arbeiten. 290 Leute sind in der Pro-
duktion im Werk in Thailand tätig.

Wie sieht es für Sie mit der Zukunft des Produk­
tionsstandorts Schweiz aus?
Unser Ziel ist es, das oberste Segment unserer Näh-
computer auch in der Zukunft in Steckborn zu 
produzieren.

Zum Export: Wie stark leidet Bernina unter der 
Frankenstärke bzw. Euro- und Dollarschwäche?
Die Währungsverluste belaufen sich auf einige 
Millionen Franken. Trotzdem war 2010 für Bernina 
umsatz- und ertragsmässig ein ordentliches Jahr. 
Falls die Frankenstärke anhält, müssten wir laufend 
die Preise erhöhen respektive Zugeständnisse an 
unsere Kunden machen.

Hanspeter Ueltschi, Inhaber Bernina International AG

« Die Nachfrage steigt – vor allem 
in neuen Märkten wie Russland »
Die Firma Bernina International AG mit Sitz in Steckborn (TG) und einem Produktions­
standort in Thailand hat sich erfolgreich im Markt für Näh- und Stickmaschinen 
behauptet. Sie setzt konsequent auf hochwertige Produkte im oberen Segment und 
modernes Marketing. Hanspeter Ueltschi, Inhaber und VR-Präsident, über den 
Geschäftsgang, die Stategie, neue Märkte und den Produktionsstandort Schweiz.  René Pfister
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«Wir wollen auch in 
Zukunft in Steckborn  
produzieren.»
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Wie sieht Ihre Strategie für die Zukunft 
aus? Was sind Ihre Ziele?
Natürlich ist es unser erstes Ziel, in den 
neuen Märkten wie Russland oder Bra-
silien zu wachsen. Zugleich wollen wir 
sicherstellen, dass wir jedes Jahr attrak-
tive neue Produkte auf den Markt brin-
gen können. Dafür investieren wir jedes 
Jahr 5 Prozent des Umsatzes. Unser neus-
tes Beispiel ist der Näh- und Stickcom-
puter Bernina 830, den wir hier in Steck-
born fertigstellen. Dafür investierten wir 
60 Millionen. Eines meiner Hauptziele 
ist es, das Nähen wieder populärer zu 
machen und neue Kundensegmente 
zu erschliessen.

Wie konkret?
Dazu haben wir eine Strategie entwi-
ckelt, die das Nähen und Bernina als 
Erlebniswelt vermittelt. Wir bieten der 
Kundschaft einen umfassenden Ser-
vice, zum Beispiel mit Kursen in unse-
rem Creative Center, damit sie unsere 
Maschinen unkompliziert kennenler-
nen und nutzen können. Weiter bieten 
wir eine grosse Palette von praktischen 
Online-Applikationen an, welche die 
Kundinnen aus dem Netz herunterla-
den können. Zudem haben wir ein  
modernes Ladenkonzept entwickelt, 
das mit dem etwas verstaubten Image 

von früher nichts mehr zu 
tun hat und die Erlebnis-
welt Bernina am Verkaufs-
punkt für unsere Kund-
schaft attraktiv und zu- 
gänglich macht.

Zum Personal: Haben Sie Probleme, 
nötige Fachkräfte zu finden? Und be-
schäftigen Sie Lehrlinge?
Weil wir mit unserem Sitz in Steckborn 
nah an der deutschen Grenze liegen, 
haben wir als attraktiver Arbeitgeber 
wenig Probleme, benötigte Fachkräfte 
zu rekrutieren. Zu den Lehrlingen: Wir 
bilden in sechs Berufen Lehrlinge aus. 
Insgesamt haben wir derzeit 29 Lehr-
linge, künftig werden es 25 bis 27 sein, 
weil wir in den nächsten Jahren keine 
Polymechaniker mehr ausbilden.

Wie sieht es mit Weiterbildung aus?
Die Weiterbildung unseres Personals 
ist für Bernina sehr wichtig, und sie 
wird permanent gefördert. Wir bilden 
unsere Angestellten in den verschie-
densten Disziplinen weiter und unter-
stützen sie von der Fachausbildung bis 
zur Führungsausbildung für Kaderleute.

Sie sind ein Familienunternehmen. Wol-
len Sie es bleiben?

Das ist definitiv so. Ich habe eine Toch-
ter und einen Sohn, die beide Interesse 
haben, die Firma zu übernehmen.

Was machen die Stärken eines Famili-
enunternehmens wie Bernina aus?
Zu unseren Stärken gehört sicher die 
Leidenschaft, mit der wir für unser Un-
ternehmen tätig sind, und die Identifi-
kation damit. Gleichzeitig würde ich 
sagen, dass wir ein grosses Verantwor-
tungsgefühl unseren Mitarbeitenden 
gegenüber haben. Als Familienunter-
nehmen sind wir der Tradition verpflich-
tet, wir können aber auch flexibel und 
schnell auf Veränderungen im Markt 
reagieren. Eine Schwäche kann es al-
lenfalls sein, bei einem Kapitalbedarf 
die nötigen Mittel zu generieren.

Sind Sie auch auf Verbandsebene en-
gagiert?
Ich war 18 Jahre im Vorstandsauschuss 
der Industrie- und Handelskammer Thur-
gau (IHK). Ich wollte damit auch einen 
Beitrag für den Standort Thurgau und 
das Allgemeinwohl leisten. 3
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Hanspeter Ueltschi absolvierte eine betriebswirtschaft-
liche Ausbildung (Universität St. Gallen). Er ist Inhaber der 
1893 gegründeten Bernina International AG (früher Fritz 
Gegauf AG) und VR-Präsident. Er war von 1988 bis 2008 
operativer Leiter und führt die Firma mit Sitz in Steckborn 
heute mit CEO Claude Dreyer. Die Gruppe beschäftigt 
weltweit 1100 Mitarbeitende (320 in Steckborn) und macht 
einen Jahresumsatz von 240 Millionen Franken.
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Sachverhalt
Die Y. AG betreibt in Q. eine Klinik. Auf 
den 1. September 2007 stellte sie A. als 
Geschäftsleitungsmitglied ein und über­
trug ihr die Leitung des Ressorts Mar­
keting und Organisation sowie Pflege 
und Therapie. A. hatte den Geschäfts­
betrieb neu zu strukturieren. Dies erwies 
sich als notwendig, da bisher Struktu­
ren fehlten, der Betrieb schnell wuchs 
und Dr. X. Chefarzt, Verwaltungsratsde­
legierter und Aktionär in einer Person 
war. Im Sommer 2008 kam es zu Konflik­
ten zwischen X. und A., welche die Zu­
sammenarbeit erschwerten. Mit Schrei­
ben vom 27. August 2008 beschwerte 
sich A. beim Verwaltungsrat über das 
die Mitarbeitenden verunsichernde und 
Ängste in Bezug auf den Arbeitsplatz 
auslösende Verhalten von X., das ihr ver­
unmögliche, ihre Aufgabe zu erfüllen. 
Sie erklärte, sie erwarte vom Verwal­
tungsrat umgehend einen klaren Vor­
schlag zur Lösung dieses unhaltbaren 
Zustands, und schilderte in der Folge 
beispielhaft einige Vorfälle aus dem 
Monat August 2008, welche das dest­
ruktive Verhalten von X. veranschauli­
chen sollten. Die Y. AG leistete dieser 
Aufforderung keine Folge, sondern kün­
digte am 17. September 2008 das Ar­
beitsverhältnis auf den 31. Dezember 
2008 und stellte A. frei.

Am 16. April 2009 klagte A. auf Zah­
lung von 30 000 Franken nebst Zins als 
Entschädigung wegen missbräuchlicher 
Kündigung.

Aus den Erwägungen
1.  Nach dem angefochtenen Urteil er­
achtete A. die Kündigung als missbräuch- 
lich (Art. 336 Abs. 1 lit. d OR), weil sie 
diese umgehend erhielt, nachdem sie 

sich an den Verwaltungsrat gewandt 
hatte mit dem Ziel, Unterstützung zu 
erhalten, um ihre persönlichen Differen­
zen mit X. ausräumen zu können. Die Y. 
AG habe es indessen unterlassen, sich 
um eine Lösung des Konflikts zu bemü­
hen. Die Y. AG hielt dem entgegen, mit 
der Kündigung habe sie sich für das 
Wohl der gesamten Gesellschaft und 
gegen A. entschieden. Diese habe un­
geachtet ihrer Qualifikation im kommu­
nikativen Bereich die in sie gesetzten 
Erwartungen nicht erfüllt. Sie habe nicht 
verstanden, dass es an der Schnittstelle 
zwischen der operativen und der ärzt­
lichen Führung besonderer kommuni­
kativer Fähigkeiten bedürfe.

1.1  Die Vorinstanz hielt dafür, die Kün­
digung müsste als missbräuchlich im 
Sinne von Art. 336 OR qualifiziert wer­
den, wenn die Y. AG allein wegen des 
Schreibens vom 27. August 2008 gekün­
digt hätte. Der enge zeitliche Zusam­
menhang zwischen dem Schreiben von 
A. vom 27. August 2008 und der Kün­
digung indiziere, dass das betreffende 
Schreiben die Kündigung ausgelöst 
habe. Indes belege der Mailverkehr von 
A. mit X. vom März 2008, dass das Ver­
hältnis zwischen diesen beiden Perso­
nen bereits damals belastet war, und 
bilde ein Indiz dafür, dass das Schrei­
ben von A. vom 27. August 2008 nicht 
alleiniger Grund für die Kündigung ge­
wesen sein müsse. A. habe mithin den 
Beweis der hohen Wahrscheinlichkeit 
dafür, dass ihr Schreiben den alleinigen 
beziehungsweise hauptsächlichen Grund 
der Kündigung gebildet habe, nicht er­
bracht. Den Vorwurf, die Y. AG habe 
keine Massnahmen zur Bewältigung 
des Konflikts ergriffen, erachtete die Vor­

instanz als unbegründet. Die Geschäfts­
leitung, insbesondere auch X., hätten 
mehrfach und über längere Zeit ver­
sucht, die aufgetauchten Kommunika­
tionsprobleme zu lokalisieren, zu be­
sprechen und einer Lösung zuzuführen. 
Trotz diesen Bemühungen habe sich der 
Konflikt immer mehr zugespitzt. Auf­
grund ihrer kompromisslosen Haltung 
habe A. den Konflikt mitzuvertreten. Ei- 
ne Lösung des Konflikts sei letztlich 
nicht möglich gewesen.

1.2  A. ist der Auffassung, um die Miss­
bräuchlichkeit der Kündigung im Sinne 
von Art. 336 Abs. 1 lit. d OR zu verneinen, 
genüge nicht, dass das Schreiben von 
A. möglicherweise nicht alleiniger Grund 
der Kündigung gewesen sei. Rechtlich 
massgebend sei vielmehr, ob das miss­
bräuchliche Motiv ausschlaggebend, 
bzw. ob der verpönte Grund unmittel­
barer Anlass zur Kündigung oder min­
destens derart wesentlich gewesen sei, 
dass ohne sein Vorliegen eine Kündi­
gung nicht ausgesprochen worden wäre. 
Der Beweis dafür könne jedoch nicht 
vom Gekündigten verlangt werden. Ste- 
he ein missbräuchliches Teilmotiv ein­
mal mit hoher Wahrscheinlichkeit fest, 
habe vielmehr der Kündigende nach­
zuweisen, dass er auch ohne Vorliegen 
des verpönten Grunds gekündigt hätte. 
Allein die Möglichkeit eines weiteren 
(nicht missbräuchlichen) Kündigungs­
grunds lasse den Kausalzusammenhang 
mit dem festgestellten missbräuchlichen 

Urteil

Mehrere Kündigungsgründe

Liegen mehrere Kündigungsgründe vor, wird auf den überwiegenden 
und auschlaggebenden Grund abgestellt. Bei Vorliegen eines miss­
bräuchlichen und eines weiteren Kündigungsgrunds trägt der Arbeit­
geber die Beweislast dafür, dass die Kündigung auch ausgesprochen 
worden wäre, wenn der als missbräuchlich zu bewertende Grund nicht 
existiert hätte.
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Motiv nicht entfallen, wenn der Beweis­
grad der hohen Wahrscheinlichkeit an­
gewendet werde. Aufgrund der von der 
Vorinstanz verbindlich festgestellten 
blossen Möglichkeit eines weiteren Mo­
tivs bleibe es beim erstellten massge­
benden Kausalzusammenhang der Kün­
digung mit dem Schreiben von A., mit 
dem sie nach Treu und Glauben Ansprü­
che aus dem Arbeitsverhältnis geltend 
mache. Dass es das Schreiben von A. 
war, das die Y. AG zur Kündigung ver­
anlasst habe, werde im Übrigen durch 
den Umstand erhärtet, dass die Y. AG 
danach die Kündigung ausgesprochen 
habe, ohne zuvor einen tauglichen Kon­
fliktlösungsversuch unternommen zu 
haben. Darüber hinaus rügt A. die Sach­
verhaltsfeststellung mit Bezug auf die 
vorinstanzliche Kausalitätsbeurteilung 
als unvollständig. Sie legt unter Akten­
hinweis dar, dass sie vor Vorinstanz im 
Einzelnen mit Beweisofferten begründet 
hat, weshalb es nicht ihre persönlichen 
Eigenschaften (Kommunikationsdefizit) 
waren, welche die Zusammenarbeit er­
schwerten, sondern das Fehlverhalten 
von X., das der Y. AG anzurechnen sei.

2.1.3  Beruht eine Kündigung auf ver­
schiedenen Gründen, wovon einige 
missbräuchlich sind, andere hingegen 
nicht, so stützt das Gericht seinen Ent­
scheid über die Missbräuchlichkeit der 
Kündigung auf jenen Kündigungsgrund 
ab, der für die kündigende Partei wahr­
scheinlich der überwiegende und aus­

schlaggebende Grund war. Bei Vorlie­
gen eines missbräuchlichen und eines 
weiteren Kündigungsgrunds trägt der 
Arbeitgeber die Beweislast dafür, dass 
die Kündigung auch ausgesprochen 
worden wäre, wenn der als missbräuch­
lich zu bewertende Grund nicht exis­
tiert hätte.

2.2  Was die Frage des massgeblichen 
Kündigungsgrunds betrifft, hat A. an 
der angeführten Stelle in der Tat unter 
Anrufung diverser Zeugen vorgebracht, 
sie habe ihre Strukturierungsaufgabe 
von Anfang an tatkräftig, kompetent 
und effizient angepackt und sei bei den 
Mitarbeitenden dank ihrer Kommuni­
kationsstärke auf hohe Akzeptanz ge­
stossen. Im Mai 2008 sei sie denn auch 
von der Y. AG als zukünftige CEO vor­
geschlagen worden, womit auch X. ein­
verstanden gewesen sei. Noch anfangs 
Juli 2008 sei klar gewesen, dass die 
Übernahme der CEO-Position nur von 
ihrer Zusage abhängig gewesen sei, was 
sich aus einem Schreiben des Verwal­
tungsratspräsidenten vom 4. Juli 2008 
ergebe. Der Vorwurf der Kommunikati­
onsdefizite sei daher unbegründet. Die 
effektive Problematik reduziere sich auf 
den Konflikt mit X. und den Umstand, 
dass sich A. gegen dessen Agieren ge­
wehrt habe. Alsdann führte A. anhand 
von Beispielen aus, X. habe sich über 
Vereinbarungen betreffend Zuständig­
keit hinweggesetzt, was ihre Arbeit er­
schwert und zu Auseinandersetzungen 
geführt habe. Dies habe die Mitarbei­
tenden verunsichert, was A. im Schrei­
ben vom 27. August 2008 gegenüber 
dem Verwaltungsrat thematisiert habe. 
A. setzte sich alsdann detailliert mit den 
ihr gegenüber erhobenen Vorwürfen 
auseinander, berief sich auf Tatsachen, 
die diese widerlegen sollten. Im Weiteren 
schilderte sie substanziiert, inwiefern 
X. wegen nicht eingehaltener Zusagen 
und unzulänglicher Kommunikation im 
Sekretariat und in der Apotheke ein 
Durcheinander veranstaltet habe. Er sei 
auch nicht bereit gewesen, sein eige­
nes Verhalten zu hinterfragen, sondern 
habe sich auf A. eingeschossen. Nach 
ihrem Hilferuf an den Verwaltungsrat 
sei das Führungsgremium in Kenntnis 
der Konfliktsituation nicht nur untätig 
geblieben, sondern habe sich in der Fol- 

ge der Einfachheit halber der Position 
von X. angeschlossen und ihr gekündigt, 
ihrer Ansicht nach allerdings um den 
Preis der Missbräuchlichkeit.

2.3  Wie A. zutreffend darlegt, ist der 
Umstand, dass das Verhältnis zwischen 
A. und X. bereits im März 2008 belastet 
gewesen sein soll, für die Kündigung 
nicht erheblich, sofern A. noch im Juli 
2008 als CEO vorgesehen war, da dies­
falls ausgeschlossen werden kann, dass 
für die Y. AG damals eine Kündigung 
wegen des schwierigen Verhältnisses 
zwischen A. und X. im Raume stand. Für 
die Frage der Missbräuchlichkeit der 
Kündigung ist daher wesentlich, ob die 
Y. AG am 4. Juli 2008 noch immer zur 
Beförderung von A. bereit war. Indem 
sich die Vorinstanz über die Behauptung, 
die Y. AG habe A. noch im Sommer 2008 
zum CEO machen wollen, hinwegsetzte 
und diesbezüglich keine Feststellung 
traf, hat sie den Sachverhalt in einem 
rechtserheblichen Punkte unvollstän­
dig festgestellt. Die betreffende Rüge 
von A. ist daher begründet. Lässt sich 
die angeführte Behauptung beweisen, 
entfällt der Umstand, dass das Verhält­
nis zwischen A. und X. im März 2008 
belastet war, als Indiz für einen zulässi­
gen Kündigungsgrund, und der Nach­
weis der Missbräuchlichkeit der Kündi­
gung wäre ohne Weiteres erbracht, wie 
auch die Vorinstanz erkannte (Kündi­
gung als Reaktion auf den Brief vom 
27. August 2008, mit dem A. die Y. AG 
um Unterstützung bat, damit sie ihre 
Aufgabe im Betrieb unbehindert erfül­
len konnte). Gegebenenfalls obläge der 
Y. AG, bei Vorliegen eines missbräuchli­
chen und eines weiteren Kündigungs­
grunds der Nachweis dafür, dass sie A. 
auch ohne den als missbräuchlich zu 
bewertenden Grund gekündigt hätte.

Urteil des Schweizerischen  
Bundesgerichts, 15.  November 2010 
(4A_430/2010)
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Sachverhalt
A. (Beschwerdegegner) war seit dem 
1. März 1998 bei der Y. (Beschwerdefüh­
rerin) als Techniker im Bereich Telema­
tik angestellt. Gemäss einem neuen Ar­
beitsvertrag vom 1. Januar 1999 hatte 
er bei derselben Arbeitgeberin die Stel­
lung eines Bereichsleiters inne. In einem 
weiteren mit der Y. nahestehenden X. 
abgeschlossenen Vertrag mit Wirkung 
ab 1. Januar 2004 wurde A. unter ande­
rem als Mitglied der Geschäftsleitung 
bezeichnet. Das Arbeitsverhältnis en­
dete am 31. Oktober 2005.

Mit Klage vor Amtsgericht belang- 
te A. Y. sowie X. im Wesentlichen auf  
Zahlung von 366 129.45 Franken nebst 
Zins für Überstunden beziehungsweise 
Überzeit, die er bis Ende 2003 geleistet 
hatte. Das Amtsgericht kam zum Er­
gebnis, A. habe eine höhere leitende 
Tätigkeit ausgeübt, weshalb das Bun­
desgesetz vom 13. März 1964 über die 
Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel 
(Arbeitsgesetz, ArG) nicht zur Anwen­
dung gelange und keine Überzeitent­
schädigung geschuldet sei. Das Ober­
gericht kam dagegen zum Ergebnis, A. 
unterstehe dem Arbeitsgesetz und habe 
grundsätzlich Anspruch auf Abgeltung 
der geleisteten Überzeit, für die eine Ent­
schädigung von insgesamt 178 450.65 
Franken geschuldet sei.

Aus den Erwägungen
1.  Die Vorinstanz hatte darüber zu be­
finden, ob A. Anspruch darauf hat, für 
geleistete Überzeit im Sinne von Art. 12 
ArG gemäss Art. 13 ArG entschädigt zu 
werden. Diese Bestimmungen wären 
nach Art. 3 lit. d ArG nicht anwendbar, 
sollte es sich bei A. um einen Arbeit­

nehmer handeln, der eine höhere lei­
tende Tätigkeit ausübt. Unter diese 
Bestimmung fällt nach Art. 9 der Ver­
ordnung 1 zum Arbeitsgesetz vom 
10. Mai 2000, wer aufgrund seiner Stel­
lung und Verantwortung sowie in Ab­
hängigkeit von der Grösse des Betriebs 
über weitreichende Entscheidungsbe­
fugnisse verfügt oder Entscheide von 
grosser Tragweite massgeblich beein­
flussen und dadurch auf die Struktur, 
den Geschäftsgang und die Entwick­
lung eines Betriebs oder Betriebsteils 
einen nachhaltigen Einfluss nehmen 
kann. Nach der Rechtsprechung des 
Bundesgerichts reicht dafür nicht aus, 
dass ein Arbeitnehmender eine Ver­
trauensstellung im Unternehmen inne 
hat. Einzelne Aspekte, die auf eine lei­
tende Funktion hinweisen können wie 
Unterschrifts- oder Weisungsbefugnis 
oder die Höhe des Lohns sind für sich 
allein nicht ausschlaggebend. Wesent­
lich ist das Gesamtbild der wirklich aus­
geübten Tätigkeit mit Blick auf die Un­
ternehmensstruktur, ungeachtet der 
Funktionsbezeichnung oder der Aus­
bildung der betreffenden Person.

Entscheidend sind die Umstände des 
Einzelfalls. Nach dem Sinn der für Ar­
beitnehmende mit höherer leitender 
Tätigkeit statuierten Ausnahme ist die 
Vorschrift eng auszulegen. Ausschlag­
gebend sind die Entscheidbefugnisse 
aufgrund der Stellung und Verantwor­
tung im Betrieb, etwa mit Bezug auf 
Einstellung und Einsatz des Personals, 
die Einteilung der Arbeitszeiten im Un­
ternehmen (nicht nur der eigenen und 
der unmittelbar unterstellten Mitarbei­
tenden), die Lohnpolitik oder die Mög­
lichkeit, selbständig die Jahresziele des 

Unternehmens oder eines Bereichs fest­
zusetzen. Blosse Kaderzugehörigkeit 
reicht jedenfalls nicht aus, um die An­
wendung des Arbeitsgesetzes auszu­
schliessen.

2.4  Zur allgemeinen Entscheidkom­
petenz hinsichtlich der beiden Gesell­
schaften hielt die Vorinstanz fest, A. 
habe lediglich über Kollektivprokura für 
X. verfügt, woraus sich ergibt, dass er 
für Y. selbst nicht zeichnungsberech­
tigt war. Formeller Geschäftsführer der 
beiden Gesellschaften war nach der in­
soweit unbestrittenen Darstellung im 
angefochtenen Urteil der einzelzeich­
nungsberechtigte Delegierte des Ver­
waltungsrats, Z.

Die Vorinstanz stellte fest, dieser sei 
in dem beiden Firmen übergeordne­
ten Lenkungsteam entscheidkompe­
tent gewesen. Er habe die Sitzungen 
einberufen und die Traktanden sowie 
die Gesprächsthemen festgesetzt. A. 
als Abteilungsleiter habe die Rechnun­
gen zwar visieren, diese daraufhin aber 
an Y. senden müssen, wo sie von Z. ge­
nehmigt und bezahlt worden seien. 
Das Budget sei vom Lenkungsteam er­
stellt worden. A. habe es lediglich zu 
erarbeiten und dem Lenkungsteam zu 
unterbreiten gehabt. In diesem Zu­
sammenhang schloss die Vorinstanz 
aus im Einzelnen wiedergegebenen 
Aussagen von A. und Z., dieser habe 
«unbestrittenermassen das Sagen» ge­
habt.

Urteil

Definition des höheren 
leitenden Angestellten
Für die Beurteilung, ob ein Arbeitnehmender als höherer leitender  
Angestellter gilt und damit den Arbeitszeitvorschriften des Arbeitsge-
setzes nicht unterstellt wird, ist auf das Gesamtbild der ausgeübten  
Tätigkeit abzustellen. Einzelne Aspekte wie Unterschrifts- oder Weisungs-
befugnisse oder die Höhe des Lohns sind für sich allein nicht aus
schlaggebend.
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2.4.1  Unter Hinweis auf die Abläufe 
der Lenkungsteamsitzungen, an denen 
A. als Mitglied des Lenkungsteams teil­
genommen haben soll, sucht Y. diese 
Feststellung als willkürlich auszugeben 
mit der Begründung, die Vorinstanz 
habe die Aussage von Z. «ich hatte den 
Stichentscheid» im Sinne dessen allei­
niger Entscheidkompetenz aufgefasst 
statt lediglich als Ausdruck eines allge­
mein üblichen Organisationsablaufs bei 
Stimmengleichheit.

2.4.2  Eine offensichtlich unrichtige 
Sachverhaltsfeststellung vermag Y. da­
mit nicht aufzuzeigen. Aus dem ange­
fochtenen Urteil geht nicht hervor, wie 
sich das Lenkungsteam zusammensetz- 
te. Insoweit geht Y. ohne hinreichende 
Begründung über die tatsächlichen 
Feststellungen im angefochtenen Ent­
scheid hinaus. Bezüglich der Entscheid-
abläufe im Lenkungsteam stellte die 
Vorinstanz zudem nicht allein auf die 
Aussage betreffend den Stichentscheid 
ab, so dass von Willkür keine Rede sein 
kann.

2.6  Was die Personalrekrutierung an­
belangt, erwog die Vorinstanz, A. habe 
zwar die Vorstellungsgespräche mit den 
Kandidaten geführt und Anstellungs­
vorschläge unterbreitet. Über die An­
stellung und die Festsetzung des Lohns 
habe jedoch Z. entschieden. Nach Ge­
nehmigung der Anstellungsvorschläge 
durch diesen habe A. alsdann die An­

stellungsverträge der ihm unterstellten 
Mitarbeitenden unterzeichnet.

2.6.1  Y. wendet ein, die Vorinstanz habe 
ausgeblendet, dass A. umfassende Kom­
petenzen bei der Personalführung und 
Weisungsbefugnisse gegenüber den 
bis zu 27 Arbeitnehmenden seines Tä­
tigkeitsbereichs gehabt habe. Zudem 
entnimmt Y. einer protokollierten Aus­
sage von A., dieser sei berechtigt ge­
wesen, ohne Rücksprache mit dem Ver­
waltungsratsdelegierten Kündigungen 
auszusprechen. Y. hebt im Weiteren die 
Freiheit von A. bei der Abwicklung der 
einzelnen in seinem Verantwortungs­
bereich liegenden Geschäfte hervor 
sowie die damit verbundene Weisungs­
befugnis und die Kompetenz zum dafür 
notwendigen Materialeinkauf, und sie 
betont, A. habe durch seine Tätigkeit 
das Geschäftsergebnis beeinflusst.

2.6.2  Dass A. zur Abwicklung des so 
genannten Tagesgeschäfts einschliess­
lich Weisungsbefugnis und Materialein­
kauf umfassend zuständig war, erkannte 
auch die Vorinstanz. Dass A. bei guter 
Arbeit gute Ergebnisse zu erzielen und 
dadurch die Geschicke von Y. zu beein­
flussen vermochte, liegt auf der Hand. 
Entgegen der Auffassung von Y. ist in­
des aus dem Umstand, dass A. durch 
seine Tätigkeit den Umsatz mitbeein­
flussen konnte, nicht auf eine höhere 
leitende Tätigkeit zu schliessen. Andern­
falls wäre jeder Verkäufer ohne Weite­
res als höherer leitender Angestellter 
einzustufen. Die Beeinflussung des Ge­
schäftsergebnisses ist indessen nicht 
gleichzusetzen mit der Bestimmung der 
Geschäftspolitik zur strategischen Po­
sitionierung der Gesellschaft auf dem 
Markt. Insoweit gehen die Ausführun­
gen von Y., soweit sie überhaupt zuläs­
sig sind, an der Sache vorbei.

3.  Zusammenfassend lässt sich fest­
halten, dass die Gesamtwürdigung der 
Vorinstanz vor Bundesrecht standhält, 
wonach A. als Teilbereichsleiter zwar 
eine sehr wichtige, teilweise mit Ent­
scheidkompetenz versehene und ver­
antwortungsvolle Stelle inne hatte, dass 
ihm aber die für eine oberste Entschei­
dungsebene nötigen Entscheidbefug­
nisse fehlten, weshalb die Ausnahme 

vom persönlichen Geltungsbereich des 
Arbeitsgesetzes gemäss Art. 3 lit. d ArG 
auf ihn nicht zutrifft.

Urteil des Schweizerischen 
Bundesgerichts, 23. August 2010 
(4A_258/2010)
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Kommentar
Es wäre zu wünschen, das Bundesgericht würde 
sich anlässlich des nächsten Falls mit der Frage 
auseinander setzen, was der höhere leitende 
Angestellte mit den künstlerischen und wissen-
schaftlichen Mitarbeitenden gemeinsam hat. 
Bei den letzteren beiden ist das Kriterium ge-
mäss Art. 11 und 12 ArG V1, dass ihnen in Bezug 
auf die Zielsetzung respektive Gestaltung der 
Arbeit und deren Ausführung und Einteilung 
eine grosse Freiheit zukommt. Diese Gestal-
tungsfreiheit – ähnlich dem Unternehmer – 
muss das entscheidende Kriterium sein, damit 
die Arbeitszeitbestimmungen des Arbeitsge-
setzes nicht zur Anwendung kommen. Mit der 
Definition, dass der höhere leitende Angestellte 
den Geschäftsgang massgeblich zu beeinflus-
sen vermag, kann ja nur gemeint sein, dass er 
damit auch sein Arbeitspensum beeinflussen 
kann – wie ein Unternehmer. Letzterer entschei-
det über die zu setzenden Ziele und darüber, 
wie viel Personal dazu eingestellt werden kann. 
Entscheidend ist damit die Frage, ob die lei-
tende Stellung ermöglicht, auf das eigene Ar-
beitspensum oder die Einteilung der Arbeits-
zeit Einfluss zu nehmen, wie dies die Freiheit 
bei der Ausführung und Gestaltung der Arbeit 
bei den wissenschaftlichen und künstlerischen 
Mitarbeitenden verlangt.
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Bessere Ergebnisse 
als Resultat: Auch 
unternehmerische Gründe 
sprechen für mehr Frauen 
in Führungspositionen.

Frauen als Führungskräfte (1)

Taten statt Quoten: Damit mehr Frauen 
in Führungspositionen kommen
Der Anteil der Frauen in den Führungspositionen der Wirtschaft soll steigen: Ein Anliegen, 
das in der schweizerischen und europäischen Öffentlichkeit stark präsent ist. Wie 
kann dieses aus gesellschaftlicher, volkswirtschaftlicher und unternehmerischer Sicht 
notwendige Ziel erreicht werden – ohne gesetzliche Quote?  Ruth Derrer Balladore und Silvia Oppliger

Wohl sind mehr und mehr Frauen in Führungs­
positionen der Wirtschaft tätig, doch bleibt noch 
viel zu tun. Laut dem Schilling-Report 2010 beträgt 
der Frauenanteil in den Verwaltungsräten (VR) der 
100 grössten Schweizer Unternehmen 10 Prozent, in 
den Geschäftsleitungen (GL) 4 Prozent.

Im europäischen Ausland sieht es ähnlich aus. 
In den VR der 340 grössten Firmen in 17 europäi­
schen Ländern (EU-15, Norwegen, Schweiz) kom­
men die Frauen auf 12,2 Prozent, so die Resultate 
einer Studie von Egon Zehnder International (2010). 
Die Anteile variieren von Land zu Land sehr stark. 
Finnland, Norwegen und Schweden weisen den 
höchsten Frauenanteil auf, Portugal, Italien und 
Luxemburg den tiefsten (siehe Grafik).

In Norwegen ist seit dem 1. Januar 2008 per Ge­
setz vorgeschrieben, dass mindestens 40 Prozent 
Frauen in den VR von börsenkotierten Unterneh­
men Einsitz haben müssen. Norwegen ist entspre­
chend der Spitzenreiter mit einem Frauenanteil 

von 42 Prozent. Doch auch Finnland und Schwe­
den mit knapp 30 Prozent liegen bedeutend über 
dem europäischen Durchschnitt – ohne gesetz­
liche Quote.

«Comply or explain» lautet die finnische Strate­
gie: Der Corporate-Governance-Code der börsen­
kotierten Unternehmen verlangt, dass Frauen und 
Männer in den VR vertreten sein müssen. Erfüllt 
ein Unternehmen diese Anforderung nicht, muss 
es sich dafür erklären. In Schweden existiert weder 
eine entsprechende Empfehlung noch eine gesetz­
liche Regelung.

In der Schweiz : Motion im Parlament
In vielen europäischen Ländern hingegen steht 
die gesetzlich festgelegte Quote im Moment zur 
Diskussion oder ist gar schon verankert (nebst Nor­
wegen Spanien und seit Januar auch Frankreich). 
In der Schweiz ist erneut eine entsprechende Mo­
tion im Parlament hängig.
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freudig, sind Frauen tendenziell risiko­
avers.

Es braucht also mehr Frauen in wirt­
schaftlichen Führungspositionen. Doch 
die Veränderung geschieht nicht von 
selbst. Also doch die Quote? Ohne Zwei­
fel wirkt diese Massnahme, und vor 
allem beschleunigt sie das Ganze. Doch 
zeigen Beispiele wie Finnland oder 
Schweden, dass es auch ohne geht.

Der Schweizerische Arbeitgeberver­
band spricht sich dezidiert gegen ei- 
ne gesetzlich festgelegte Frauenquote 
für Verwaltungsräte aus. Eine Quote 
schränkt die unternehmerische Freiheit 
unverhältnismässig ein, birgt das Risiko 
der Quotenfrauen – und trägt wenig 
dazu bei, den Frauenanteil auch in 
operativen Führungspositionen zu er­
höhen.

Auch bei weiblichen Führungskräf­
ten ist die Quote nicht sehr beliebt. Im 
vergangenen Juli publizierte das Wirt­
schaftsmagazin «Bilanz» einen Bericht, 
wonach von 20 befragten Unterneh­
merinnen, Managerinnen, Verwaltungs­
rätinnen und Professorinnen in der 
Schweiz nur zwei die Quote klar befür­
worteten. Die Begründung des gros­
sen Rests: Die Quote sei nicht das rich­
tige Mittel.

Höchste Zeit,  
sonst kommt die Quote
Allerdings: Falls sich in den nächsten 
Jahren weiterhin nichts ändert, würden 
einige dieser Frauen die Quote als Ul­
tima Ratio in Betracht ziehen. Es ist also 
höchste Zeit, den Frauenanteil in wirt­

Auch auf Ebene der Europäischen Union 
(EU) bewegt sich etwas: Ende Januar 
bekräftigte EU-Justizkommissarin Vivi­
ane Reding, was sie schon im vergan­
genen Herbst als Zielgrösse genannt 
hatte: Bis 2015 sollen 30 Prozent der 
Verwaltungsräte von börsenkotierten 
Unternehmen auf Europas Binnenmarkt 
weiblich sein, bis 2020 gar 40 Prozent. 
Die EU-Kommission gibt den Unterneh­
men bis Ende 2011 eine Schonfrist. Falls 
sich bis dann nichts ändert, könnte die 
Quote kommen.

Die Wirtschaft braucht die 
weiblichen Führungskräfte
Dass der Frauenanteil in Führungsposi­
tionen der Wirtschaft erhöht werden 
sollte, steht ausser Frage – und zwar in 
Verwaltungsräten und auf der operati­
ven Führungsebene. Dafür sprechen 
nebst der Gleichberechtigung auch 
volkswirtschaftliche und unternehme­
rische Gründe.

Die Frauen sind heute so gut ausgebil­
det wie nie zuvor, an den Universitäten 
sind sie längst in der Mehrzahl. Es ist 
volkswirtschaftlich unsinnig, Frauen 
zuerst auszubilden und ihr Potenzial 
dann nicht zu nutzen. Der demografi­
sche Wandel verstärkt dieses Argument 
noch: Der Mangel an qualifizierten Ar­
beitskräften wird sich verschärfen, Un­
ternehmen werden auf die weiblichen 
50 Prozent der Arbeitnehmenden gar 
nicht mehr verzichten können. Gemäss 
einer McKinsey-Studie aus dem Jahr 
2007 könnte der für das Jahr 2040 pro­
gnostizierte Mangel von 24 Millionen 
Arbeitnehmenden in Europa theoretisch 
auf 3 Millionen verringert werden, hät­
ten Frauen dieselbe Erwerbsquote wie 
Männer.

Mit einem klaren Bekenntnis zur Chan­
cengleichheit für Frauen und Männer 
können sich Unternehmen in diesem 
zunehmenden Wettbewerb um qualifi­

zierte Arbeitskräfte als attraktive Arbeit­
geber positionieren. Frauen in Führungs­
positionen sind der beste Tatbeweis 
dafür. Kommt dazu: Bieten Unterneh­
men auch ihren Führungskräften – 
Frauen und Männern – flexible Arbeits­
modelle an, können sie den Verlust 
von wertvollem Know-how verhindern. 
Zum Beispiel, wenn Eltern nach der Fa­
miliengründung weiterarbeiten wollen.

Frauen entscheiden  
über den Einkauf
Mehr als die Hälfte aller Kaufentscheide 
werden von Frauen getroffen. Fliessen 
Werte und Vorstellungen von Frauen 
in unternehmerische Entscheide direkt 
ein, werden die Produkte und Dienst­
leistungen stärker auf diese wichtige 
Käufergruppe ausgerichtet.

Heute ist unbestritten, dass es einen 
direkten Zusammenhang zwischen der 
Performance eines Unternehmens und 
dem Frauenanteil in Führungspositio­
nen gibt. Besonders ausgeprägt ist der 
Zusammenhang ab einem Frauenanteil 
von mindestens 30 Prozent. Eine wei­
tere Studie von McKinsey (2008) zeigte, 
dass gewisse Führungscharakteristika, 
die bei Frauen mehr zu finden sind als 
bei Männern, sich positiv auf die orga­
nisatorische Performance eines Unter­
nehmens auswirken. Damit stellte die 
Studie klar: In Führungsgremien mit 
Frauen und Männern ergänzen sich 
deren unterschiedliche Führungsqua­
litäten – mit positivem Effekt auf die 
Unternehmensperformance. Verhalten 
sich Männer zum Beispiel eher risiko­
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Frauenanteil in den VR europäischer Unternehmen

Quelle: Egon Zehner International, 2010
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* Die Zahlen für Norwegen schliessen auch VR ein, die von der gesetzlichen 40-Prozent-Quote nicht betroffen sind. 
   Daher liegt der hier gezeigte Wert von 31,9 Prozent deutlich unter den im Text genannten 42 Prozent.

Es braucht 
ein klares 
Bekenntnis von der 
Führung des 
Unternehmens.

1



schaftlichen Führungspositionen zu er­
höhen. Viele Wege führen dorthin, doch 
als wirksamste Instrumente gelten:

�Klares Bekenntnis  33

der Unternehmensleitung
Lohngleichheit33

Unternehmensinterne Entwicklung33

�Vereinbarkeit von Beruf und 33

Familie – flexible Arbeitsmodelle
Netzwerke33

Visibilität33

Best-Practice-Beispiele33

Klares Bekenntnis der Unternehmens­
leitung: Das Topmanagement muss den 
festen Willen zeigen, die Veränderung 
herbeizuführen, und davon überzeugt 
sein, dass ein höherer Frauenanteil in 
Führungspositionen geschäftsrelevante 
Vorteile bringt und damit im Interesse 
des Unternehmens ist. Dazu kann die 
Festlegung von messbaren Zielen, ob 
implizit oder explizit, gehören.

Lohngleichheit: Die Auswertung der 
Lohnstrukturerhebung 2008 hat erge­
ben, dass Frauen im obersten Kader 
33,5 Prozent weniger verdienen als ihre 
männlichen Kollegen (vgl. dazu «Schwei­
zer Arbeitgeber» Nr. 18/2010 S. 30 f.). 
Warum sollte sich eine Frau den hohen 
Anforderungen einer solchen Position 
stellen, wenn sie dafür schlechter ent­
lohnt wird als ein Mann? Nebst der Tat­
sache, dass Lohngleichheit eine Selbst­
verständlichkeit sein sollte, ist sie in den 
Topführungspositionen ein notwendi­
ger Anreiz, um Frauen dafür zu gewin­
nen und zu behalten.

Unternehmensinterne Entwicklung: 
Mit Entwicklungs- und Mentoringpro­
grammen, die auf Frauen ausgerichtet 
sind, können bestehende Mitarbeiterin­
nen gezielt gefördert und zu Führungs­
kräften aufgebaut werden.

Vereinbarkeit von Beruf und Familie – 
flexible Arbeitsmodelle: Mit flexiblen Ar- 
beitsmodellen (Teilzeit, Jobsharing, Tele- 
arbeit u. a. m.) für Frauen und Männer – 
auch für Führungskräfte – ermöglichen 
Unternehmen ihren Mitarbeitenden, 
Beruf und Familie besser miteinander 
zu vereinbaren. Das entspricht nicht nur 
dem Bedürfnis von vielen weiblichen 
Führungskräften, sondern immer mehr 
auch von Männern in Führungsposi­
tionen.

Netzwerke: Unternehmensinterne 
und -externe Frauennetzwerke, aber 
auch solche für Frauen und Männer, 
bieten die Möglichkeit, wichtige Kon­
takte zu knüpfen, soziale und persönli­
che Kompetenzen zu stärken und sich 
bezüglich neuer Entwicklungen auf dem 
Laufenden zu halten.

Visibilität: Organisationen wie «Get 
Diversity» oder «Female Board Pool» 
stärken mit ihren Netzwerken die Visi­
bilität von Frauen, die sich für ein VR-
Mandat eignen und interessieren, und 
unterstützen Unternehmen bei der 
Suche nach Kandidatinnen für ihre VR.

Best-Practice-Beispiele: Nicht zuletzt 
dient das Sichtbarmachen von guten 
Beispielen immer wieder der Sensibili­
sierung und zeigt Wege auf, wie Unter­
nehmen den Frauenanteil auf ihren 
Führungsebenen erhöht haben.

Alle guten Theorien und Beispiele 
nützen nichts, wenn die Unternehmen 
nicht aktiv werden. Dabei gilt: Besser 
heute kleine und konkrete Ziele setzen, 
als ein grosses Konzept ausarbeiten, das 
nicht umgesetzt wird. Das Beispiel Nor­
wegen zeigt, wie ein Wirtschaftsverband 
auf die drohende gesetzliche Quote re­
agiert hat (vgl. S. 17). Was der norwegi­
sche Wirtschaftsverband der Quote zu­
gesteht: Die öffentliche Debatte habe 
das Bewusstsein für die Wichtigkeit von 
gemischtgeschlechtlichen Führungsgre­
mien gestärkt. Nutzen wir also die wie­
der aufgeflammte Quotendiskussion, 
damit  die gesetzliche Regelung obso­
let wird. 3

16	 B r e n n p u n k t

Ruth Derrer Balladore ist Mitglied  
der Geschäftsleitung des Schweizerischen  
Arbeitgeberverbands.

Studien zum Thema

 �«Frauen in Führungspositionen: So gelingt’s», 33 2011, Staatssekretariat 
für Wirtschaft Seco, www.seco.admin.ch (erscheint am 3. März)

 �«Was Männer wollen. Studie zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben»,  33

2011, Pro Familia Schweiz im Auftrag des Kompetenzzentrums Integration, 
Gleichstellung und Projekte des Kantons St. Gallen, www.gleichstellung.sg.ch

 �«Schilling-Report 33 2010. Transparenz an der Spitze»,  
Guido Schilling AG, ww.schillingreport.ch

 �«European Board Diversity Analysis»,  33

2010, Egon Zehnder International, www.egonzehnder.com
 �«Women Matter»,  33

2007, 2008, 2009, 2010, McKinsey & Company, www.mckinsey.com
 �«Frauen – der Schlüssel für die wirtschaftliche Zukunft»,  33

2008, Schweizerischer Arbeitgeberverband, www.arbeitgeber.ch
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Damit mehr Frauen in Führungspositionen kommen, braucht es flexible Arbeitsmodelle – auch für Männer.
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2003 hat der Verband norwegischer 
Unternehmen (NHO) das Programm 
Female Future gestartet. Ein wichtiger 
Antriebsfaktor war das Schreckgespenst 
«Quotengesetz», das damals herumgeis-
terte. Das wurde bald zur Realität. 2005 
führte die norwegische Regierung die 
Quote ein mit der Begründung, dass 
auf freiwilliger Basis nicht genug pas-
siere. Seit Anfang 2008 müssen die VR 
von börsenkotierten Firmen mindestens 
zu 40 Prozent mit Frauen besetzt sein. 
Sonst droht die Firmenauflösung.

Doch die grundlegende Motivation 
für das Programm war laut dem NHO 
die Tatsache, dass es sowohl aus unter-
nehmerischer als auch aus volkswirt-
schaftlicher Perspektive Sinn macht, den 
Anteil von Frauen in wirtschaftlichen 
Führungspositionen zu erhöhen. Und 
zwar nicht nur im VR, sondern auch auf 
der operativen Ebene, und nicht nur 
bei grossen börsenkotierten, sondern 
auch bei kleineren Unternehmen. Mit 
diesem systematischen und umfassen-
den Ansatz unterstützt Female Future 
die Unternehmen dabei, den Frauen-
anteil in Führungspositionen zu erhö-
hen. Ein Anliegen, das, so der NHO, von 
den Mitgliedsunternehmen an den Ver-
band herangetragen worden sei.

Female Future verpflichtet  
und bietet Unterstützung
Es sind Unternehmen, die am Female-
Future-Programm teilnehmen. Der oder 
die CEO verpflichtet sich mit der Teil
nahme, eine oder mehrere geeignete 
Mitarbeiterinnen auszuwählen, und die- 
se innert vereinbarter Zeit in Topfüh-
rungspositionen zu befördern. Die Kan-
didatinnen besuchen während einem 
Jahr Seminare und Kurse, in denen Füh-
rungsqualitäten, VR-Kompetenzen und 

Rhetorik aufgebaut und weiterentwick
elt sowie Netzwerkkompetenz und Vi-
sibilität gestärkt werden. Zentral ist ge-
mäss dem NHO dieses Commitment 
des oder der CEO. Damit wird das Ziel, 
den Frauenanteil zu erhöhen, auf obers-
ter Ebene verankert und der oder die 
CEO wird zum Treiber der Entwicklung.

Zusätzlich geht Female Future die Frage 
der Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie an. Unternehmen und Kandidatin-
nen werden zum Thema befragt. Das 
Ziel ist erstens die Sensibilisierung auf 
diese auch in Norwegen bestehende 
Herausforderung. Zweitens sollen damit 
Wege gefunden werden, wie die Ar-
beitswelt mehr auch auf die Bedürf-
nisse und Interessen der Frauen ausge-
richtet werden kann.

Der Erfolg von Female Future kann 
sich sehen lassen. Mehr als 1200 Frauen 
aus rund 700 Unternehmen sind oder 
waren für das Programm angemeldet. 
62 Prozent dieser Frauen wurden in 
eine operative Topführungsposition be
fördert oder in den Verwaltungsrat ge-
wählt. Female Future hat erreicht, was 
die gesetzliche 40-Prozent-Quote für 
VR bis anhin nicht geschafft hat: Unter-
nehmen entwickeln erstens intern ihre 
geeigneten Mitarbeiterinnen zu Top-
führungskräften und erhöhen zweitens 
den Frauenanteil auch bei operativen 
Führungspositionen. Damit trage das 

Programm dazu bei, so der NHO, dass 
der Pool von Frauen mit Führungser-
fahrung – also potenzielle VR-Kandidat
innen – kontinuierlich wachse.

Ein Programm mit 
internationaler Anerkennung
Das Programm hat zwischenzeitlich 
eine internationale Ausstrahlung und 
Anerkennung erreicht. Die Internatio-
nale Arbeitsorganisation (International 
Labour Organisation ILO) hat Female 
Future zu einem der 10 Best-Practice-
Beispiele für Gleichstellung von Frau 
und Mann nominiert. Unterschiedliche 
Länder wie Japan, Österreich und Ugan- 
da haben ein Female-Future-Programm 
gestartet.

Braucht es die Quote, damit ein Pro
gramm wie Female Future derart er-
folgreich ist? Nein, erklärt der NHO, 
denn: Weit mehr als die Hälfte der rund 
700 teilnehmenden Firmen sei von der 
gesetzlichen Quote nicht betroffen. 
Trotzdem hätten diese am Programm 
teilgenommen, weil sie vom «Nutzen 
von gemischten Teams und von deren 
positivem Effekt auf die Unternehmens
ergebnisse» überzeugt seien.

Öffentliche Debatte 
als positiver Effekt
Nach wie vor spricht sich der NHO dezi-
diert gegen die Quote aus. Etwas Posi-
tives sieht der Verband jedoch am 
Quotengesetz: Die öffentliche Debatte 
habe das Bewusstsein dafür geschärft, 
wie wichtig gemischtgeschlechtliche 
Führungsgremien für die Unterneh-
men und die Volkswirtschaft insge-
samt seien. 3

Frauen als Führungskräfte (2)

Wie die Unternehmen in Norwegen 
auf die Quote reagiert haben
«Female Future»: Mit diesem Förderprogramm für Frauen antwortete der Verband norwegischer 
Unternehmen (NHO) auf die gesetzliche 40-Prozent-Quote für Verwaltungsräte. Das Projekt wurde  
zu einem grossen Erfolg – und geniesst heute internationale Anerkennung.  Silvia Oppliger

Die Firmen sind 
vom positiven Effekt 
von gemischten 
Führungsgremien 
überzeugt.
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«Es wäre eine Alibiübung, wenn ich 
wegen einer Quote in den verschiede-
nen Aufsichtsgremien Einsitz hätte:» 
Susy Brüschweiler weiss, wovon sie 
spricht. Sie ist Präsidentin der SV Stif-
tung, VR-Mitglied der Mobiliargenos-
senschaft und der Mobiliar Holding AG 
sowie der Siegfried AG und Stiftungs-
rätin der Paraplegikerstiftung Nottwil. 
Eine Frau solle nicht wegen einer ge-
setzlich festgeschriebenen Quote in 
einen VR gewählt werden, «sondern 
weil sie die Kompetenz, die Integrität 
und die Persönlichkeit mitbringt, die 
das Unternehmen braucht».

Ebenfalls gegen eine gesetzlich fest-
gelegte Quote für Verwaltungsräte 
sind Ursula Mengelt, Verwaltungsrätin 
bei der Clientis Zürcher Regionalbank 
Genossenschaft, und Susanne Ruoff, 
Verwaltungsrätin der Geberit AG. Sie 
würden es jedoch begrüssen, wenn 
Unternehmen sich eigene Ziele setzen, 
um den Frauenanteil in operativen Füh-
rungspositionen zu erhöhen.

Auch Daniel Hoffet, Verwaltungsrats-
präsident der Spital Netz Bern AG, lehnt 
die Quote ab, bezeichnet sie gar als 
diskriminierend für Frauen. «Damit ge-
raten Frauen in den Generalverdacht, 
nur gewählt zu werden, weil sie Frauen 
sind, und nicht, weil sie die nötigen per-
sönlichen und fachlichen Qualifikatio-
nen mitbringen.»

Gegen die Quote, aber für  
mehr weibliche Führungskräfte
Gegen eine gesetzlich festgeschriebe-
ne Frauenquote, aber für einen höhe-
ren Frauenanteil in wirtschaftlichen Füh- 
rungspositionen: Das ist die Position der 
vier Befragten. Doch warum ist es für 
ein Unternehmen wichtig, dass der 
Frauenanteil auf den Führungsebenen 

höher ist? Verbessert sich ihrer Erfah-
rung nach etwa die finanzielle Perfor-
mance des Unternehmens, wenn mehr 
Frauen im Verwaltungsrat sind?

«Das kann ich nicht beurteilen, ich sehe 
allerdings keinen Zusammenhang», er-
klärt Daniel Hoffet. «Studien belegen, 
dass dem so ist», ist Ursula Mengelts 
Antwort. Susy Brüschweiler kann den 
Zusammenhang aus eigener Erfahrung 
ebenfalls nicht bestätigen, verweist aber 
auch auf die Studien, «die klar aufzei-
gen, dass dies der Fall ist». Zudem hät-
ten Frauen «ein anderes Verhältnis zu 
Geld und Macht und treffen in diesem 
Sinne sozialere und nachhaltigere Ent-
scheide».

Susanne Ruoff spricht ebenfalls nicht 
von einem direkten Zusammenhang 
zwischen Frauenanteil im VR und fi-
nanzieller Unternehmensperformance. 
Doch zeigten sich ihrer Erfahrung nach 
in gemischtgeschlechtlichen Gremien 
eine andere Gesprächskultur, ein an-
genehmerer Umgang im Team sowie 
insgesamt bessere Resultate. Für eine 
Erklärung verweist Ruoff auf die Natur: 
Sowohl technische Lösungen als auch 
Systeme, die sich an der Natur anlehn-
ten, seien bedeutend erfolgreicher, das 
könne man durch den Einbezug der 
Bionik beweisen. «Damit wäre es», so 
Ruoff, «auch logisch, dass ein höherer 
Anteil von Frauen in den Führungspo-

sitionen zu besseren Ergebnissen führt, 
sind Männer und Frauen in der Natur 
doch etwa zu gleichen Teilen vertreten.»

Hoffet betrachtet es schlicht als «rich
tig und wichtig, dass bei einem Unter-
nehmen wie einem Spital, das einen 
sehr hohen Frauenanteil unter den Mit
arbeitenden aufweist, auf allen Füh-
rungsebenen die Frauen im nötigen 
Umfang vertreten sind». Dem wurde 
beim Verwaltungsrat der Spital Netz 
Bern AG Rechnung getragen: Drei Frau- 
en sind im siebenköpfigen Gremium 
vertreten. Und ein aktuelles Beispiel auf 
der Geschäftsleitungsebene: «In der 
fünfköpfigen GL wollte man eine aus-
gewogenere Geschlechterverteilung er
reichen – bis anhin war nur eine Frau 
dabei. Nun hat man eine hervorragend 
qualifizierte Frau zur neuen CFO ge-
wählt», erzählt der VR-Präsident.

Frauen drängen sich 
für ein Mandat weniger auf
Es sei immer noch schwieriger, eine 
Frau für ein VR-Mandat zu finden als 
einen Mann, so die Erfahrung von  
Hoffet. Da Frauen in operativen Füh-
rungspositionen untervertreten sind, 
«drängen sich weniger Frauen für ein 
entsprechendes Mandat auf, und es 
entsteht der – falsche – Eindruck, dass 
weniger geeignete Frauen als Männer 
für Verwaltungsräte zur Verfügung ste-
hen». Frauen seien auch schlechter ver
netzt und nutzten informelle Kontakte 
weniger als Männer, was sich bei der 
Suche nach VR-Kandidatinnen und -kan- 
didaten negativ auswirke.

Sie sei nicht auf der Suche nach 
einem Mandat gewesen, sagt Mengelt, 
die Anfrage sei ziemlich unerwartet 
gekommen. Möglich gemacht hätten 
das ihre berufliche Selbstständigkeit als 

Frauen als Führungskräfte (3)

«Es braucht mehr Frauen 
mit Führungserfahrung»
Sie sagen Nein zur Quote, wollen aber mehr Frauen in wirtschaftlichen Führungspositionen:  
Vier Verwaltungsratsmitglieder beziehen Stellung zur Frage, wie der Frauenanteil auf den oberen  
Unternehmensstufen erhöht werden kann.  Silvia Oppliger

Operative  
Führungserfahrung 
ist Voraussetzung 
für ein Mandat im 
Verwaltungsrat.

1
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«Bei einem Spital sollten Frauen auf allen Führungsebenen vertreten sein»: 
Daniel Hoffet, VR-Präsident der Spital Netz Bern AG.

«Zuerst muss der Frauenanteil bei operativen Führungspositionen erhöht 
werden»: Susanne Ruoff, VR der Geberit AG.

«Die Anfragen für meine Mandate sind eine Konsequenz meines beruflichen 
Netzwerks»: Susy Brüschweiler, u.a. Präsidentin der SV Stiftung.

«Frauen sollten ihre Lust auf Karriere zeigen»: Ursula Mengelt,  
VR der Clientis Zürcher Regionalbank Genossenschaft.
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Vermögensverwalterin, das Präsidium 
der FDP Uster und ihre Aktivitäten im 
regionalen Rotary Club. «Das hat mei-
nen Bekanntheitsgrad in der Region 
erhöht.»

Auch Ruoff wurde eher überraschend 
angefragt, hat nicht aktiv nach einem 
VR-Mandat gesucht. Allerdings war sie 
«seit Jahren in beruflichen Netzwerken 
gut verankert», so die frühere Topma-
nagerin bei IBM Schweiz und heutige 
CEO von British Telecom Switzerland.

Sie sei über ihr berufliches Netzwerk 
als langjährige CEO der SV Group zu den 
verschiedenen Mandaten gekommen, 
erklärt Brüschweiler. Als CEO habe sie 
viel Zeit und Energie investiert in den 
Aufbau und die Pflege von geschäftli-
chen Beziehungen für die Firma. «Die 
Anfragen für VR-Mandate waren eine 
Konsequenz dieser Aktivitäten. Man 
kannte mich und die Performance des 
Unternehmens, das ich führte.»

Kompetente und  
glaubwürdige VR-Mitglieder
Die Führungserfahrung und die Kompe-
tenzen, die sie sich in der langjährigen 
operativen Arbeit angeeignet haben, 
bezeichnen die drei Frauen als Voraus-
setzung dafür, dass sie in den VR-Gre-
mien nicht einfach als Frau wahrgenom-
men würden, sondern als kompetente 
und glaubwürdige Mitglieder des Ver-
waltungsrats.

«Man kann das Pferd nicht vom 
Schwanz her aufzäumen»: Genau das 

würde laut Ruoff eine gesetzliche Quote 
versuchen. Es gibt aus ihrer Sicht «keine 
rasche Lösung», um den Frauenanteil 
in den Verwaltungsräten zu erhöhen. 
Zuerst müsse bei operativen Führungs-
positionen erhöht werden.

Interne Unternehmensziele
Um das zu erreichen, so Ruoff, sollten 
Unternehmen sich qualitative Ziele 
setzen, die von Management und Ver-
waltungsrat überwacht werden. Zu
dem müssten Frauen, die den nötigen 
Rucksack mitbringen, dazu ermutigt 
werden, die zusätzlichen Belastungen 
einer Führungsposition auf sich zu neh
men, denn: «Frauen müssen anders ge
fördert werden als ihre männlichen 
Kollegen.»

Mengelts Vorschlag geht in dieselbe 
Richtung: Ein Unternehmen sollte sich 
das Ziel setzen, 40 Prozent der Füh-
rungspositionen durch Frauen zu be-
setzen. Damit werde ihre Sichtbarkeit 
verstärkt, sie könnten so besser «ent-
deckt werden für ein mögliches Ver-
waltungsratsmandat».

Doch fordern die vier Befragten nicht 
nur von den Unternehmen, sondern 
auch von den Frauen selbst. Sie sollten 
sich exponieren, mit gesundem Selbst-
vertrauen auf ihre erbrachten Leistun-
gen verweisen, findet Brüschweiler. 
«Lust auf Karriere» zeigen und mehr 
überzeigt sein von ihrem eigenen Kön-
nen, empfiehlt Mengelt. Gut vernetzen 
und Mut haben, meint Ruoff. Sich für 

die Übernahme von möglichen Ämtern 
anbieten, ergänzt Hoffet, und Kontakt 
aufnehmen mit Netzwerken wie Get 
Diversity, die auf die Vermittlung von 
geeigneten VR-Kandidatinnen spezia-
lisiert sind.

Solange jedoch die Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie ein Thema der Frau- 
en bleibe, gehe viel Potenzial verloren, 
gibt Mengelt zu Bedenken. «Auch die 
Frauen ziehen diesbezüglich (noch) 
nicht am gleichen Strick.» Sie fordert, 
dass mehr Strukturen – zum Beispiel 
Tagesschulen oder Teilzeitpensen auch 
für Führungskräfte – geschaffen werden, 
durch die Familie und Beruf besser mit-
einander in Einklang gebracht werden 
können.

Fazit
Den Anteil von Frauen in operativen 
Führungspositionen erhöhen, eine bes-
sere Vernetzung von Frauen in ihrem 
beruflichen Umfeld und mehr Mut und 
Willen seitens der Frauen: Das sind nach 
Meinung der Befragten die Anforderun-
gen, die erfüllt sein müssen, damit sich 
der Frauenanteil in den Führungsposi-
tionen der Wirtschaft bis hinauf in die 
Verwaltungsräte erhöht. Die Entwick-
lung werde durch den demografischen 
Wandel und den hohen Ausbildungs-
stand von immer mehr Frauen begüns-
tigt. 3
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Investitionen herumkommen. Soll die Schweiz 
zur Batterie und Stromdrehscheibe Europas 
werden und nicht in eine fatale Abhängigkeit 
vom Ausland geraten und zum «Roundabout» 
werden, müssen in den nächsten Jahren zu-
nächst 1000 Kilometer Netz oder 300 Meter am 
Tag gebaut werden, was entsprechendes 
Know-how, Arbeitskräfte und Material voraus-
setzt. Möglich ist dies nur, wenn die Bewilli-
gungsverfahren, die heute noch 30 Jahre dau-
ern können, deutlich beschleunigt werden. 
Kein einfaches Unterfangen, zumal in der 
Schweiz bislang eine Lobby für den Netzbau 
fehlt. Grundsätzlich ist dies unverständlich für 
einen Industriezweig, der Innovationen fördert 
und Arbeitsplätze schafft.

Ausserdem müssen wir Kooperationswillen 
und Verhandlungsgeschick mit den Behörden 
in Europa beweisen. Des Weiteren müssen  
wir in der Lage sein, Lastspitzen abzufedern – 
beispielsweise durch lastvariable Tarife, auch 
wenn sich der Netznutzen momentan noch 
schwer quantifizieren lässt. Voraussetzung 
ist daher die Einführung von so genannten 
Smart Meters bei den Endverbrauchern. Vor 
allem, weil sich der Verbrauch künftig der Pro-
duktion anpassen wird und nicht mehr wie 
heute mehr Strom geliefert wird, wenn der Ver-
braucher mehr Strom nachfragt.

Die smarten Messgeräte messen den Stromver-
brauch Privater zeitlich und räumlich und ermög-
lichen es so, Lastschwankungen im Netz und 
das Verhalten der Endkonsumenten aufeinan-
der abzustimmen und auszugleichen. Solange 
der Gesetzgeber die Installation eines Smart 
Meters nicht vorschreibt, wird das Gerät, das mit 
500 Franken teurer ist als die Stromrechnung 
der meisten Haushalte, wenig Absatz finden. Der 
wahre Durchbruch dürfte so oder so erst erfol-
gen, wenn der Konsument mit Hilfe dezen
traler Energiespeicher nicht nur Stromverbrau-
cher, sondern auch Stromverkäufer wird. 3

D as Jahr 2010 verlief wie auch die 
vorherigen Jahre ohne nennens-
werten Stromunterbruch. Diese 
Versorgungssicherheit ist keines-

wegs selbstverständlich. Denn unsere Strom-
versorgung steht vor grossen Herausforderun-
gen. Wir verbrauchen ständig mehr Strom. So 
ersetzen wir fossile Energieträger zunehmend 
durch Elektrizität, und Elektromobilität findet 
eine immer weitere Verbreitung. Der europä-
ische Strommarkt hat sich mit der Liberalisie-
rung dem hart umkämpften internationalen 
Stromhandel ausgesetzt. Eine Isolation im li-
beralisierten Stromumfeld kann sich kein Land 
leisten. Gleichzeitig entstehen immer mehr 
dezentrale erneuerbare Erzeugungsanlagen.

All diese Herausforderungen verlangen nach 
Lösungen, die ein Höchstmass an Versorgungs-
sicherheit, Wirtschaftlichkeit und Umweltver-
träglichkeit gewährleisten, hängen doch unsere 
Wettbewerbsfähigkeit und damit unsere In
dustrie massgeblich von einer günstigen und 
zuverlässigen Stromversorgung ab. Grundlage 
dafür sind so genannte Smart Grids, ein Elektri-
zitätsversorgungssystem, das alle Netznutzer, 
vom Erzeuger über die Netze und Speicher bis 
hin zum Endkunden, auf intelligente Art und 
Weise miteinander verbindet. Die Energievision 
der EU basiert darauf. Weltweit investieren Re-
gierungen Milliardenbeträge in solche Netze.

Auch hierzulande werden wir langfristig nicht 
um Smart Grids und die damit verbundenen 

Antoinette Hunziker-Ebneter

Smarter Stromkonsum
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Antoinette Hunziker-Ebneter ist CEO,  
Gründungspartnerin und Vizepräsidentin  
des Verwaltungsrats von Forma Futura Invest AG.
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Kommandieren oder 
ausklinken: Beides gehört 
nicht zu einer gepflegten 
Sitzungskultur.

Interne Kommunikation

Gleich gibt es eine Sitzung
Besprechungen und Meetings sind oft unnötig oder unproduktiv und strapazieren 
mitunter die Nerven der Mitarbeitenden. Damit sie ein sinnvolles und effizientes 
Führungsinstrument sind, gilt es ein paar Regeln zu beachten.  Hartmut Volk und René Pfister

Warum ist das Führungsinstrument Besprechung 
respektive Sitzung in der Praxis oft unbeliebt? 
Fasst man die wichtigsten Kritikpunkte, die bei 
Umfragen auftauchen, zusammen, gibt es vier zen-
trale Unmutsquellen. Erstens der menschliche Fak-
tor – wie etwa ungebremster Redefluss oder die 
Unart, anderen ins Wort zu fallen. Zweitens die 
Tatsache, dass der Grund für die Besprechung un-
klar bleibt und der Anlass als überflüssig erscheint. 
Ein häufiger Grund für Unmut ist drittens der Ter-
min, der mitunter unüberlegt, taktisch oder unter 
dem Gesichtspunkt nackter Machtausübung ge-
wählt wird. Und viertens nervt die Unmöglichkeit, 
mit der eigenen Meinung bei einer Besprechung 
überhaupt durchzudringen, geschweige denn  
gegen die – manchmal unterwürfige – Mehrheits-
meinung argumentieren zu können. Also ist man 
lieber ruhig – und sagt nichts. Oder lässt sich mit 
windigen Begründungen entschuldigen.

Tatsächlich können persönliche und rhetorische 
Eigenarten von Teilnehmern Besprechungen zu 
einer veritablen Folter machen. So gibt es Selbst-
darsteller, die oft themenfern, dafür aber umso 
zungenfertiger und profilierungsorientiert drauf-
los reden. Diese im Zaum und beim Thema zu hal-
ten, ist in erster Linie Aufgabe der anwesenden 
Führungsperson. Was aber, wenn diese die Sitzung 
selbst zum Härtetest für die Nerven macht –  etwa 
durch Monologe, Abschweifungen, pfauenhafte 
Spreizungen oder erkennbare Abneigungen gegen 
abweichende Meinungen?

Das ist und bleibt meist eine unlösbare Situa-
tion, vor allem, wenn der Chef oder die Chefin den 
Auftritt an einer Besprechung gezielt als Machtde-
monstration oder gar Mittel zur Einschüchterung 
einsetzt. Anders sieht es aus, wenn ihnen unpro-
duktives Verhalten gar nicht bewusst ist. Dann ist 
es möglich, sie am Rande einer Besprechung unter 
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kennbar willkürliche Wahl eines Zeit-
punkts als Ausdruck eines Machtden- 
kens im Sinne von «Ich habe das Sagen 
hier!» oder – auch nicht unüblich – «Sie 
sind mir ausgeliefert!» animiert die «aus-
erwählten» Besprechungsteilnehmer 
geradezu, sich durch innere Abwesen- 
heit und entsprechend dezente Zurück-
haltung für die ihnen aufgezwungene 
Gemeinheit zu revanchieren.

Leider erweisen sich gerade Macht-
demonstrationen im Sitzungswesen als 
kreatives Feld. So gibt es Leute, die 
gerne mal zu spät zu einem Meeting 
erscheinen, um klar zu machen, dass 
man eben auf sie zu warten habe. Oder 
sie wählen den Zeitpunkt für eine Sit-
zung aus taktischen oder persönlichen 
Gründen so, dass es für gewisse Mitar-
beitende gar nicht möglich ist, dabei 
zu sein. Diese werden dann ganz be-
wusst umgangen.

Solches Machtgehabe schadet letzt-
lich aber dem Firmeninteresse, zerstört 
zudem viel Goodwill bei den Mitarbei-
tenden und zieht die Gedanken von 
dort ab, wo sie eigentlich hingehören: 
von der Arbeit. 3

vier Augen auf ihr Verhalten und des-
sen Wirkung aufmerksam zu machen – 
und allenfalls Verhaltenskorrekturen zu 
bewirken. Geht es um gewichtige The-
men, kann es sich im Interesse der Firma 
aber auch lohnen, einen versierten Mo-
derator mit der Leitung der Sitzung zu 
beauftragten, der ein Meeting auf Kurs 
halten kann.

Grund und Ziel klarstellen 
statt Verwirrung stiften
Auf keinen Fall ein Grund für Frustrati-
onen müsste der Anlass einer Bespre-
chung sein. Hier gilt es einfach, die 
Kernfrage zu beantworten, wozu die 
Besprechung dienen soll. Dies umso 
mehr, als es nur ganz selten eine zwin-
gende Notwendigkeit gibt, den Arbeits-
fluss durch ein Meeting zu unterbre-
chen – etwa, wenn es zu einem Wechsel 
in der Führung kommt oder das Unter-
nehmen von einem Unglück heimge-
sucht wird. Selbst bei notwendigen und 
sinnvollen Zusammenkünften wird aber 
oft vergessen, den Zweck zielorientiert 
zu bedenken und mitzuteilen. Letztlich 
gibt es vier Hauptzwecke für eine Be-
sprechung: 1. Die Mitteilung von Infor-
mationen, die sinnvollerweise direkt, 
von Angesicht zu Angesicht, gegeben 
werden sollten. 2. Der Informationsaus-
tausch. 3. Die Sammlung von Ideen und 
die Erarbeitung von Lösungsansätzen 
für ein bestimmtes Thema. 4. Das Tref-
fen von Entscheidungen aus einer ge-
meinsamen Diskussion heraus.

Ist klar, warum eine Besprechung an-
beraumt werden sollte, empfiehlt es 
sich, den Anlass in der Einladung (z. B. 
via Mail) klar zu benennen – was leider 
nicht der Normalfall ist. Das ermöglicht 
den Teilnehmenden, sich auf das Mee-
ting einzustellen und vorzubereiten. 
Ausserdem kann mit der Präzisierung 
des Zwecks das nervende Gefühl von 
Ungewissheit gar nicht erst aufkommen. 
Das wiederum ist von Bedeutung, weil 
Ungewissheit mit Blick auf das, was zu 
erwarten ist, stets innere Widerstände 
und Unmutsgefühle gegen eine anbe-
raumte Besprechung auslöst.

Steht das «was?» und «warum?» ein-
mal fest, lässt sich auch rasch eingren-
zen, wer am Meeting wirklich anwesend 
sein muss. Womit weitere überflüssige 
Wallungen unterbunden werden, weil 

nicht zu viele und gar überflüssige Leute 
eingeladen werden, welche den effizi-
enten Ablauf der Veranstaltung stören 
oder sie in die Länge dehnen. Auch bei 
Besprechungen gilt: weniger ist mehr.

Eine weitere Optimierungsmöglich-
keit in Sachen Besprechungen sind klare 
Zeit- und Zielvorgaben. Diese unterbin-
den das Gefühl, in endlosen Diskussio-
nen zu versacken und nicht mehr zur 
eigenen Arbeit zu kommen. Werden 
Meetings strukturiert und konsequent 
gesteuert, die Ergebnisse zusammenge-
fasst und protokolliert, verbessert sich 
erfahrungsgemäss auch der Approach 
zur nächsten Besprechung.

Interessen berücksichtigen  
statt Macht demonstrieren
Das «Besprechungsmanagement» im 
Vorfeld ist also der Schlüssel zum Sit-
zungserfolg. Das setzt aber auch vor-
aus, dass die Leute, die eine Sitzung 
verlangen, die Interessen aller Teilneh-
menden berücksichtigen. Und dieses 
wohltuende Verhalten verrät sich durch 
eines ganz besonders: den Besprech
ungszeitpunkt. Die leider nur zu oft er-

Rezept für effiziente Sitzungen

Sitzungen und Meetings können effizient und erfolgreich durchgezogen werden, 
wenn folgende Grundsätze beachtet werden:
1.	� Themen und Ziele von Beginn weg klarstellen und schon 

vor der Sitzung kommunizieren.
2.	� Nur zur Sitzung einladen, wer wirklich nötig ist und für Entscheidungen  

einen konstruktiven Beitrag leisten kann.
3.	� Abschweifende Einwürfe, die nichts mit dem Thema zu tun haben  

(«Übrigens würde ich gerne noch etwas zur Möbilierung der Büros einbringen» 
etc.), unterbinden und auf den Dienstweg verweisen.

4.	� Auf unnötige Powerpoint-Präsentationen verzichten. 
Face-to-face-Kommunikation ist verbindlicher als jede Folie.

5.	�Sitzung zügig durchziehen. Dauert sie länger als eine Stunde,  
drohen Ermüdungseffekte. Allenfalls Kaffeepause einschalten.

6.	�Nach der Sitzung Beschlüsse kommunizieren und für verbindlich erklären.  
Mail genügt – und erspart Papierkram wie Protokolle.

Lesetipps:
Patrick Lencioni: Tod durch Meeting – Eine Leadership-Fabel zur Verbesserung  
der Besprechungskultur. Wiley-VCH Verlag, Weinheim, 2009, 231 Seiten.
Christian-Rainer Weisbach: Professionelle Gesprächsführung – Ein praxisnahes 
Lese- und Übungsbuch. DTV, München, 2008, 481 Seiten.
Carol Tavris / Elliot Aronson: Ich habe recht, auch wenn ich mich irre – Warum  
wir fragwürdige Überzeugungen, schlechte Entscheidungen und verletzendes 
Handeln rechtfertigen. Riemann Verlag, München, 2010, 383 Seiten.  3
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Seit der Finanzmarktkrise haben etliche 
Kreise versucht, einen Keil zwischen 
den Finanz- und Werkplatz Schweiz zu 
treiben. Doch Werk-, Dienstleistungs- 
und Finanzplatz sind in vielfältiger Wei- 
se voneinander abhängig und profitie-
ren von der gegenseitigen Stärke. Der 
Brand «Made in Switzerland» hat sich 
etabliert, die Schweizer Unternehmen 
und Banken sind die Visitenkarte unse-
res Landes. Zudem ist klar: «There is 
only one economy», Finanz- und Werk-
platz sind keine Gegensätze. Von einem 
starken Finanzplatz profitiert die gesam- 
te Volkswirtschaft. Das belegen folgen- 
de Fakten:

Die ganze Wirtschaft profitiert
Verschiedene Branchen profitieren da
von, dass sie ihre Güter und Dienstleis
tungen als Vorleistungen für Unterneh- 
men des Finanzsektors verkaufen können. 
Diese indirekte Wertschöpfung wurde 
kürzlich vom Wirtschaftsforschungsin-
stitut BAK Basel mit einem Modell ge-
nauer analysiert. Die vorläufigen Ergeb-
nisse der Studie kommen zum Schluss, 
dass der Finanzplatz in anderen Bran-
chen eine Wertschöpfung in der Höhe 
von rund 28 Milliarden Franken auslöst.

Auch die öffentliche Hand profitiert 
von einem starken Finanzplatz, weil er 
rund fünf Milliarden Franken direkte 
Steuern an Bund, Kantone und Gemein-
den abliefert. Weitere zehn Milliarden 
Franken zahlt der Finanzplatz vor allem 
über Verrechnungssteuern, Mehrwert-
steuern etc. an die öffentliche Hand. Dies 
entspricht ungefähr 14 Prozent der ge-
samten Steuereinnahmen der Schweiz. 
Der Finanzsektor nimmt auch als Arbeit-
geber eine grosse Aufgabe wahr. So 
waren 2009 im Finanzsektor 237 000 
Personen beschäftigt.

Neben diesen direkten Effekten ist für 
den Werkplatz auch die Versorgung mit 

Krediten von eminenter Bedeutung. Die 
Schweiz hat im Gegensatz zu anderen 
Ländern keinen «Credit Crunch» erlebt. 
Das heisst: Trotz der prekären interna-
tionalen Situation auf den Finanzmärk-
ten wurde die Kreditversorgung in der 
Schweiz durch die Schweizer Banken 
sichergestellt. Die an KMU von Banken 
vergebenen Kredite machen weit über 
300 Milliarden Franken aus. Selbst wäh-
rend der Finanzmarktkrise waren diese 
zu keiner Zeit ausgeschöpft. Damit hat 
der Finanzplatz wesentlich dazu bei
getragen, dass die Konjunktur in der 
Schweiz im internationalen Vergleich 
weniger dramatisch eingebrochen ist. 
Hinzu kommen die in der Schweiz aus
serordentlich tiefen Zinsen, welche die 
Investitionen erhöhen und dementspre-
chend auch das Wirtschaftswachstum 
steigern.

Ein starker Finanzplatz ist vor allem für 
die exportierende Industrie von gros
ser Bedeutung. In den Bereichen Zah-
lungsverkehr, Devisen, Wertschriften, 
institutionelle Vermögensverwaltung 
und bei Umstrukturierungen und Über
nahmen sind professionelle Dienst
leistungen gefragt. Für den Schweizer 
Werkplatz ist es von grossem Vorteil, 
wenn diese Finanzdienstleistungen von 
internationaler Qualität direkt in unmit
telbarer Nähe angeboten werden. Der 
Finanzdienstleistungsindustrie ist be-
wusst, dass der starke Franken für die 
Exportwirtschaft eine Belastung dar
stellt, und sie versucht nach ihrer Mög-
lichkeit mit der betroffenen Industrie 
Lösungen zu finden. Notabene sind 

auch die Banken im Vermögensverwal-
tungsgeschäft vom starken Franken be
troffen. Wir dürfen aber nicht verges- 
sen, dass der starke Franken unter 
anderem auf die Stabilität und wirt-
schaftliche Dynamik der Schweiz zu-
rückzuführen ist.

Nicht nur Unternehmen, sondern 
auch Privatpersonen profitieren vom 
vereinfachten Zahlungsverkehr, der 
sehr effizient funktioniert. So hat sich 
die Anzahl Transaktionen mit Debitkar-
ten in den letzten zehn Jahren verdop-
pelt. Die beiden Grossbanken weisen 
Kundenbeziehungen mit rund 26 500 
Lieferanten auf. Damit verbunden sind 
jährliche Einkäufe von rund 4,5 Milliar-
den Franken.

Gemäss BAK Basel profitieren diverse 
Branchen von der Nachfrage des Finanz-
sektors. So werden im Detailhandel 
Dienstleistungen in der Höhe von rund 
1,4 Milliarden und im Gastgewerbe in 
der Höhe von 850 Millionen Franken 
nachgefragt. Davon stammt der weitaus 
grösste Teil aus der Nachfrage von im 
Finanzsektor beschäftigten Personen.

Swiss Finish ja,  
Überregulierung nein
Ein starker Finanzplatz ist gut für den 
Werkplatz und umgekehrt. Es soll aber 
nicht verschwiegen werden, dass in der 
Vergangenheit nicht immer alles opti-
mal war. Auch das Problem des «Too 
big to fail» musste adressiert werden. 
Hier hat die Schweiz in der Experten-
gruppe des Bundes wichtige Vorarbei-
ten geleistet, die vom Bundesrat Ende 
Dezember in die Vernehmlassung ge-
schickt wurden und international hohe 
Anerkennung gefunden haben. Die ver
schiedenen Massnahmen sind hart, aber 
zweckorientiert und aufeinander abge-
stimmt. Der «Swiss Finish», der weit über 
die internationalen Bestimmungen hi-

Bedeutung des Finanzsektors

Werk- und Finanzplatz bilden ein Ganzes
Der Finanz- und der Werkplatz Schweiz bilden ein Ganzes. Sie verfolgen die gleichen Interessen 
und profitieren von der gegenseitigen Stärke. Patrick Odier, der Präsident der Schweizerischen Bankier- 
vereinigung, über die Vorteile eines starken Finanzplatzes und seinen Nutzen für die Volkswirtschaft.

Auch die öffentliche 
Hand profitiert vom 
starken Finanzplatz.
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nausgeht, stellt eine Herausforderung 
für die zwei Grossbanken dar. Trotzdem 
wurden die Vorschläge der Experten-
kommission durch die Grossbanken mit-
getragen.

Da das Massnahmenpaket ein Ge-
samtwerk bildet, ist es aus unserer Sicht 
auch zwingend, dass es in der politi-
schen Beratung als Gesamtpaket über-
nommen wird. Aber es gilt der sinnvolle 
Grundsatz in einer liberalen Wirtschafts-
ordnung: Nicht alles, was reguliert wer-
den kann, soll auch reguliert werden. 
Eine Über- oder eine Fehlregulierung 
wäre nicht nur schlecht für den Finanz-
platz Schweiz, sondern auch für den 
Werkplatz, da die Kreditvergabe und 
das Angebot an Dienstleistungen da-
durch eingeschränkt werden könnten. 
Gerade der äusserst global ausgerich-
tete Werkplatz würde durch eine Fehl-
regulierung des Finanzplatzes Schaden 
nehmen.

Daher müssen bei jeder Regulierung 
auch die Auswirkungen auf die Realwirt-
schaft sorgfältig analysiert werden. Die 
durch eine schlechte Finanzmarktregu-
lierung verursachten Kosten hätte näm-
lich auch der Rest der Wirtschaft mitzu-
tragen. Es darf zudem nicht vergessen 
werden, dass die Finanzplätze interna-
tional im Wettbewerb zueinander ste-
hen. Damit der Schweizer Finanzplatz 
wettbewerbsfähig bleibt, müssen Al-
leingänge beim Swiss Finish, die im Ver-
gleich zur EU und den USA deutlich über 
das Ziel hinaus schiessen, vermieden 
werden. Ebenso muss die Regulierung 
differenziert angegangen werden und 
Kosten / Nutzen-Aspekte sind unbedingt 
zu berücksichtigen.

Belastung durch Stempelsteuer
Der Schweizer Finanzplatz hat schon 
heute nicht in allen Bereichen ein vor-
teilhaftes Regulierungsumfeld. Beson-
ders die Stempelsteuer unterhöhlt die 
Standortattraktivität der Schweiz für 
Finanzgesellschaften. Eine Abschaffung 
der Stempelabgabe im Rahmen der 
Unternehmenssteuerreform III würde 
bestehende Wettbewerbsnachteile be-
seitigen und könnte Unternehmen (ins-
besondere Finanzgesellschaften) in die 
Schweiz bringen und damit Wertschöp-
fung, Beschäftigung und Steuerein-
nahmen steigern. Auch die im Rahmen 

der Lösung des Too big to fail-Prob-
lems zu schaffenden Pflichtwandelan-
leihen («CoCo’s») sind von Verrechnungs-
steuer und Stempelabgabe zu befreien, 
sonst würde dieser interessante Markt 
im Ausland wachsen.

Der Finanzplatz braucht gute Rah-
menbedingungen und eine wettbe-
werbsfähige Steuerbelastung. Die Stär-
kung des Finanzplatzes ist auch gut für 
den Werkplatz und für die öffentliche 
Hand. Der Finanzsektor gehörte in den 
letzten 20 Jahren zu den grössten Wachs-
tumstreibern der Schweiz. Aus diesem 
Grund sind wir uns unserer grossen Ver
antwortung bewusst und werden alles 
daran setzen, um unseren Beitrag an 
die Prosperität der Schweizer Volkswirt-
schaft zu leisten. Dies bedeutet auch, 
dass die Akteure auf dem Finanzplatz 
ihre gesellschaftliche und politische Ver-
antwortung wieder stärker wahrneh-
men müssen als in der Vergangenheit. 

Denn ein liberales Wirtschaftssystem 
ohne Verantwortung des Einzelnen kann 
und wird nicht funktionieren.

Dialog und Partnerschaft
«There is only one economy»: Werk-
platz, Finanzplatz, die Bürgerinnen und 
Bürger, kleine und mittlere Unterneh-
men, multinationale Konzerne, Verbän- 
de, Gemeinden, Kantone und der Bund – 
sie alle sind tragender Bestandteil der 
Schweizer Wirtschaft. Deshalb müssen 
sich diese Akteure gut verstehen – und 
deshalb sind der Dialog und die Pflege 
der Partnerschaft untereinander eine 
Daueraufgabe. 3

Patrick Odier ist Präsident der Schweizeri-
schen Bankiervereinigung und Vizepräsident 
von Economiesuisse.
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Betont die Wertschöpfung, die der Finanzplatz für alle Branchen generiert: Patrick Odier.
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Der Prime Tower in Zürich-West oder 
das geplante Roche-Hochhaus in Basel 
stehen symbolisch für die markante 
Veränderung auf dem Markt für Büro- 
und Geschäftsräume, wie der interna
tional tätige Immobiliendienstleister 
Colliers in seinem neusten «Büromarkt-
bericht» für die Schweiz feststellt. Ge-
mäss der Studie werden allein von 2011 
bis 2013 landesweit zahlreiche neue 
Büroimmobilien fertiggestellt. Die meis-
ten davon befinden sich nicht mehr in 
den städtischen Innenlagen, sondern 
in neuen Wachstumsgebieten in den 

Agglomerationen. Als Beispiele nennt 
Colliers auch das Projekt West-Link in 
Zürich-Altstetten oder das Vertex-Hoch-
haus in Zürich-Nord. In Basel gehört 
das geplante Roche-Hochhaus zu die-
ser Kategorie, in Bern die Projekte auf 
dem Wankdorf-City-Areal und in Genf 
die Bauvorhaben in Versoix. 

«Diese neue Generation von kommer-
ziellen Immobilien markiert den Beginn 
eines umfassenden Strukturwandels auf 
dem Schweizer Markt», folgert Yonas 
Mulugeta, CEO von Colliers Internatio-
nal Zürich.

Bei Unternehmen sind solche Gebäude 
gemäss der Studie deshalb sehr gefragt, 
weil sie die modernen Arbeitsprozesse 
ideal unterstützen. Zudem ermöglichen 
sie das Zusammenlegen von bislang 
verstreuten Einheiten – und befriedigen 
gleichzeitig Prestigebedürfnisse der Un-
ternehmen.

Tiefere Kosten locken
Dazu kommt der Kostenfaktor: Die Ge-
schäftsräume in neuen Büroimmobilien 
an den Peripherien sind in der Regel er-
heblich günstiger als in den Innenstäd-
ten. Das geht aus den Interviews her-
vor, die Colliers mit 40 Marktleadern in 
der Schweiz geführt hat. Voraussetzung 
für eine erfolgreiche Positionierung der 
neuen Wachstumsgebiete sei aber, so 
Colliers, eine sehr gute Erschliessung 
mit dem öffentlichen Verkehr.

Wie attraktiv neue Büroliegenschaften 
an gut erschlossenen Lagen sind, zeigt 
die Liste der Mieter in Zürcher Wachs-
tumsgebieten im Westen und Norden 
der Stadt: Die Liste der Firmen, die sich 
dort ansiedeln, umfasst so prominente 
Namen wie UBS, Credit Suisse, Zurich 
Financial Services Group, Homburger 
Rechtsanwälte, Citibank, Ernst & Young, 
Deutsche Bank, Allianz Suisse, Clariden 
Leu oder Swisscanto. Bereits heute ist 
gemäss Colliers absehbar, dass die gros
sen Arbeitgeber aus dem Dienstleis-
tungssektor ihre arbeitsplatzintensiven 
Tätigkeiten mehr oder weniger vollstän-
dig in die Wachstumsgebiete verlagern 
werden.

Das hat wiederum Folgen für die In-
nenstädte: Zumindest vorübergehend 
dürfte dort ein Überangebot an Büro-
flächen entstehen. Welche Nutzungen 
nachrücken, wird sich in den nächsten 
Jahren weisen. Denkbare Szenarien sind 

Büromarkt

Grosse Arbeitgeber ziehen  
in Neubauten an der Peripherie
Der Büromarkt in den Agglomerationen von Zürich bis Genf erlebt einen Strukturwandel. In Wachstums-
gebieten ausserhalb der Zentren entstehen erstklassige Immobilien, die modernen Arbeitsprozessen 
gerecht werden. Sie ziehen viele grosse Arbeitgeber an, die aus den Innenstädten abwandern.  René Pfister
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Beispiel für moderne Bürohäuser: das geplante Roche-Hochhaus in Basel.
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eine noch stärkere Konzentration auf 
Shopping-Angebote oder die Bildung 
von Patchwork-Strukturen aus kleinen 
und mittleren Unternehmen.

Auf der Nachfrageseite des Büromark
tes erwartet Colliers für die kommenden 
Jahre aber höchstens ein durchschnittli-
ches Arbeitsplatzwachstum. Viele Nutzer 
fokussierten nach wie vor auf Optimie-
rungsprojekte, weshalb der Mehrbedarf 
an Büroflächen mässig ausfallen wer- 
de. Für die kommenden Jahre rechnet 
der Immobiliendienstleister deshalb 
mit einem Anstieg des verfügbaren An
gebots.

Der Druck auf die Mietpreise und die 
Konditionen werde, folgert Colliers, da-
durch weiter steigen. Für viele Eigentü-
mer bedeute diese Entwicklung, dass 
sie zweit- und drittklassige Büroimmo-
bilien nicht mehr vermieten könnten. 
Alternative Lösungen seien gefragt – bis 
hin zur Umnutzung zu Wohnraum, falls 
dies bauzonenkonform sei.

Landesweit stabiles Angebot,  
aber Knappheit in Genf
Die wichtigsten Fakten des Berichts hal-
ten Folgendes fest: 2010 verharrte die 
Angebotsquote auf dem landesweiten 
Markt praktisch unverändert bei 4,3 Pro-
zent. Der Durchschnittsmietpreis hielt 
mit netto 234 Franken pro Quadratme-
ter und Jahr das Niveau der Vorjahre. 
Doch die Durchschnittswerte täuschen, 
denn die Nachwehen der Rezession 
sind durchaus spürbar. Die Vermark-
tung vieler Büroflächen gestaltet sich 
harzig. Die vielen realisierten Neubau-
ten haben zu einem leicht grösseren 
Angebot geführt, das 2010 landesweit 
um 43 000 Quadratmeter auf 1,64 Milli-
onen Quadratmeter stieg.

Regional ist die Entwicklung aber un
terschiedlich: Im Wirtschaftsraum Zürich 
stieg das Angebot an freien Büronutz-
flächen 2010 um 36 000 auf 727 000 Qua-
dratmeter, was einer Angebotsquote 
von 4,8 Prozent entspricht. Am grös
sten war der Anstieg in der Stadt Zü-
rich. Im Wirtschaftsraum Basel stützte 
der Pharma- und Life-Sciences-Sektor 
den Markt – das Angebot an Büroflä-
chen ging um rund einen Siebtel auf 
eine Angebotsquote von 3,8 Prozent 
zurück. Auch im Wirtschaftsraum Bern, 
fiel das Angebot auf eine Quote von 

3,2 Prozent. Der Berner Markt ist geprägt 
von Konsolidierungsprojekten von SBB 
(Wankdorf-City-Areal) und Post.

Ausgesprochen knapp sind verfügba- 
re Büronutzflächen im Wirtschaftsraum 
Genf, wo sich die steigende Nachfrage 
aus dem Finanzsektor bemerkbar macht: 
Dort erreicht die Angebotsquote mit 
95 000 Quadratmetern nur noch 2,5 
Prozent. In der Genfer City ist die Quote 
mit 1,2 Prozent sogar so tief wie nir-
gends sonst in der Schweiz und in Eu-
ropa. Noch knapper ist das Angebot 
gemäss Colliers, das die Märkte welt-
weit untersucht, nur in Rio de Janeiro. 
Entsprechend werden in Genf mit bis 
zu 985 Franken pro Quadratmeter auch 
die höchsten Preise in der Schweiz no-
tiert. In Zürich liegen sie derzeit bei 
rund 800 Franken.

Vergleicht man diese Zahlen mit Wirt-
schaftszentren im Ausland, ist das An-
gebot an verfügbarer Bürofläche in der 
Schweiz deutlich kleiner: In London lag 
die Quote der leeren Büroflächen 2010 
bei 9,6 Prozent, in Paris bei 7 Prozent, 
in Mailand bei 8,8 Prozent und in Frank-
furt am Main gar bei 17,3 Prozent.

Die Studie von Colliers äussert sich auch 
zur Zugkraft der Schweiz für ausländi-
sche Unternehmen und Arbeitnehmen- 
de – und beurteilt diese positiv. Gemäss 
Prof. Josef Marbacher vom Institut für 
Finanzmanagement (Fachhochschule 
Nordwestschweiz) dürfte die Standort
attraktivität noch zunehmen. Der er-
kennbare Trend, wonach neue Firmen 
in die Schweiz kommen, werde ge-
stützt. Grund dafür laut Marbacher: Im 
Gegensatz zu den umliegenden Staa-
ten werden Unternehmen und Private 
in den kommenden Jahren von Zusatz-
belastungen in Form höherer Steuern 
und geringerer Infrastrukturleistungen 
verschont.

Attraktiver Standort
Die Schweiz, bilanziert die Studie, bleibt 
für ausländische Firmen und qualifi-
zierte Migranten attraktiv. Weil diese 
auch Wohn- und Arbeitsräume benöti-
gen, bleibe das makroökonomische 
Umfeld für Immobilien günstig. An An-
bietern werde es angesichts der erziel-
baren Renditen und der günstigen Re-
finanzierung nicht fehlen. 3
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Ideal für moderne Arbeitsprozesse: Büros im geplanten Roche-Hochhaus.

Büromarkt-Analysen seit 1992

Colliers International ist ein unabhängiger Immobiliendienstleister und in 61 Län-
dern tätig. In der Schweiz veröffentlicht Colliers (Zürich und Genf) seit 1992 den Bü-
romarktbericht. Der neuste Bericht basiert auf Umfragen bei Experten und Inves-
toren, der Auswertung von Inseraten und offiziellen Daten (SNB, KOF, Statistische 
Ämter, Bundesamt für Statistik, OECD).  3
Mehr Informationen: www.colliers.ch
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Auch im Visier der 
Prävention: Alkohol  
während der Arbeit.

Gesundheitsförderung

Prävention löst Debatten aus
Das Thema Prävention polarisiert. Am Präventionstag der Privatwirtschaft diskutierten 
Vertreter der Wirtschaft und des Bundes über Chancen und Risiken. Dabei ging es auch 
um die unternehmerische Verantwortung bei der Gesundheitsförderung.  Jürg Wiler

Vorbeugen ist besser als heilen, sagen der Volks­
mund und die Präventionsbefürworter. Allzu viel 
ist ungesund, entgegnen die Präventionskritiker. 
In diesem Spannungsfeld bewegte sich auch die 
Debatte am ersten Präventionstag der Privatwirt­
schaft. Hintergrund dazu bildete das umstrittene 
neue Bundesgesetz über Prävention und Gesund­
heitsförderung. Dieses soll die Vorbeugemassnah­
men in der Schweiz neu regeln und im Frühjahr 
im Nationalrat erstmals behandelt werden. An die 
Tagung in Zürich, die jüngst vom Schweizerischen 
Versicherungsverband gemeinsam mit Economie­
suisse und dem Schweizerischen Arbeitgeberver­
band durchgeführt wurde, kamen rund 100 Inte­
ressierte.

Positive und negative Aspekte
Sie erfuhren zum Beispiel, dass die Schweiz jähr­
lich rund 1,3 Milliarden Franken für Prävention und 
Gesundheitsförderung ausgibt (Stand 2007), was 
2,3 Prozent der Gesundheitskosten ausmacht. Und 
dass sich die Aktivitäten des Staates vorab auf die 
Themen Tabak, Alkohol, Ernährung und Bewegung 
richten.

Peter Schneider, Psychoanalytiker und Satiriker, 
wies in einem geschichtlichen Abriss zuerst auf 

die positiven Aspekte der Prävention hin: «In den 
letzten 100 Jahren hat es sehr sinnvolle Formen 
gegeben. Denken wir nur an Impfprogramme und 
die Erhöhung der Arbeitssicherheit – allesamt Er­
folgsgeschichten.» Er machte jedoch auch darauf 
aufmerksam, dass «sich die Welt durch die Brille 
der Prävention betrachtet zu einem Universum der 
Risiken verwandelt». Prävention minimiere nicht 
nur Risiken, sie erzeuge auch eine neue Form der 
Wahrnehmung. Damit bringe sie unter anderem 
neue Normierungen, neue Verhaltensweisen und 
wiederum neue Risiken hervor.

Unternehmen können « ausbrennen »
Bei der Debatte über Kosten und Nutzen im Ge­
sundheitswesen kam auch zur Sprache, dass die 
Lebenserwartung in der Bevölkerung steigt. Damit 
nehmen auch Bedeutung und Qualität des Arbeits­
platzes zu. Prävention und Gesundheitsförderung 
gehören demnach zur unternehmerischen Verant­
wortung. Gregor Breucker vom BKK Bundesver­
band Deutschland – die Spitzenorganisation von 
über 100 Betriebskrankenkassen – beleuchtete die 
Herausforderungen für eine «gesunde Unterneh­
menskultur». Wichtig erscheint ihm einerseits die 
Relevanz des unternehmerischen, eigenverantwort­
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65 Prozent. Prävention müsse bei der 
Veränderung der Entstehungsbedin-
gungen für chronische Krankheiten 
ansetzen, indem etwa die Umweltbe-
dingungen, die Bildung oder der Le-
benswandel der Bevölkerung verbes-
sert würden.

Sinnvolle Branchenlösungen
Stefan Spycher, Leiter Direktionsbereich 
Gesundheitspolitik beim Bundesamt für 
Gesundheit (BAG) unterstrich, die staatli-
che Aufgabe dürfe nicht eine moralische 
sein. «Wir verbreiten Sachinformationen, 
damit gute Entscheidungen getroffen 
werden. Wir wollen aber nicht den frei 
gewählten Lebensstil vermiesen.»

Jürg Zellweger, Geschäftsleitungsmit-
glied des Schweizerischen Arbeitgeber-
verbands sagte, dass eine gesunde und 
leistungsfähige Erwerbsbevölkerung 
natürlich im Interesse der Arbeitgeber 
liege. Durch die demografische Alterung 
nehme dieses noch zu. Er erinnerte an 
die Branchenlösungen zur Prävention 
von Berufsunfällen und -krankheiten, die 
massgeblich zu sicheren und gesunden 
Arbeitsplätzen beitrügen. Nur würden 
immer neue und zusätzliche Forderun-
gen hinsichtlich Rauchen, Alkohol, Er-
nährung oder Ergonomie etc. an die 
Betriebe herangetragen. Sein Fazit: «Prä-
vention muss für die Betriebe tragbar 
und realistisch sein. Sie darf aber ihren 
Kernauftrag nicht tangieren, nämlich 
im Wettbewerb zu bestehen.» 3

lichen Handelns der Mitarbeitenden. 
Der Grad der «unternehmerischen Frei-
heit» sei der entscheidende gesund-
heitliche Schutzfaktor am Arbeitsplatz: 
«Wenn wir ausreichende Handlungs-
kompetenzen und -freiheitsgrade be-
sitzen, können wir selbst mit höchsten 
Anforderungen zurechtkommen.» Sein 
Augenmerk richtet er anderseits auf die 
Unternehmensführung und die Frage, 
wie viel Werte und Wertschätzung sie 
vermitteln kann.

Er betonte, dass gesunde Unterneh-
menskulturen für die eigene Wettbe-
werbsfähigkeit genutzt werden könnten. 
Sie zeichnen sich seiner Ansicht nach 
durch vier Faktoren aus: 1. Ein möglichst 
grosser Entscheidungsspielraum für den 
einzelnen, wie er seine Arbeit organi-
siert. 2. Ein Angebot des lebenslangen 
Lernens. 3. Eine Kultur der Wertschät-
zung und 4. Die Qualität der Führung. 
Diese Grundsätze würden jedoch in der 
Praxis durch die hohe Veränderungs-
dynamik in den Unternehmen überla-
gert. Prozesse gingen oft mit Mustern 
wie kontinuierlicher Über- und Fehlbe-
lastung einher: «Restrukturierungen be-
deuten vielfach zu viel vom Gleichen 
und/oder zu viele Prioritäten gleichzei-
tig. Wenn zugleich die Phasen konstanter 
Arbeitsbedingungen und -strukturen 
immer kürzer werden, können Unter-
nehmen regelrecht ausbrennen.»

« Prävention rechnet sich »
Fridolin Marty von Economiesuisse 
plädierte für eigenverantwortliches 
Handeln und eine Stärkung des Subsi-
diaritätsprinzips. Werde im Gesundheits-
wesen die Verantwortung der Allge-
meinheit aufgebürdet, sei der einzelne 
weniger bereit, selbst die Initiative zu 

ergreifen: «Deshalb muss sich das Ge-
sundheitssystem vermehrt im Privaten 
entwickeln.» Die Aufgabe des Staates 
bestehe darin, die Rahmenbedingun-
gen zu setzen und die Privatinitiative 
zu fördern.

Auch Boris Zürcher, Leiter Wirtschafts-
politik beim Think-Tank Avenir Suisse, 
erachtet die Selbstverantwortung jedes 
einzelnen als entscheidend. Für ihn steht 
fest: «Prävention rechnet sich. Ich habe 
noch nie eine Kosten-Nutzen-Analyse 
gesehen, die zu einem anderen Schluss 
kommt.» Ein Marktversagen rechtfertige 
aber nicht eine staatliche Intervention. 
Er verwies auf die Tatsache, dass im Jahr 
2005 chronische, nicht übertragbare 
Krankheiten (z. B. Rheuma, hoher Blut-
druck, Depression oder Krebs) für rund 
60 Prozent der weltweiten Todesfälle 
verantwortlich waren. Bis 2015 erwarte 
die WHO gar einen Anstieg auf rund  

	G e s u n d h e i t  u n d  a r b e i t s s i c h e r h e i t � 29

Alkohol am Arbeitsplatz : Hilfe für Arbeitgeber

Problematischer Alkoholkonsum am Arbeitsplatz verursacht gemäss einer Um-
frage bei 1300 Betrieben jährlich Kosten von einer Milliarde Franken. Vier Fünftel 
entfallen laut Bundesamt für Gesundheit (BAG) auf Produktivitätseinbussen. Men-
schen, die bei der Arbeit trinken, leisten rund 15 Prozent weniger. Laut Studie sind 
zwei Prozent der Angestellten der befragten Firmen von Alkoholproblemen be-
troffen. Hochgerechnet auf die 3,5 Millionen Erwerbstätigen entspricht dies etwa 
70 000 Personen. 26 Prozent der Firmen, die solche Menschen beschäftigen, verfü-
gen über ein Präventionsprogramm.

Im Rahmen des Nationalen Programms Alkohol wurden Instrumente und Ange-
bote erarbeitet. Sie sollen es ermöglichen, frühzeitig und angemessen auf Alkohol-
probleme der Mitarbeitenden zu reagieren. So stellt Sucht Info Schweiz in Zusam-
menarbeit mit der Gesundheitsförderung Schweiz, dem Seco und der Suva den 
Arbeitgebern die Website www.alkoholamarbeitsplatz.ch mit Informationen und 
eine Broschüre zur Verfügung. Die Suva betreibt eine Website zum betrieblichen 
Gesundheitsmanagement (http://selbsttestbgm.suva.ch), die Gesundheitsförderung 
Schweiz gibt auf www.kmu-vital.ch Tipps für gesunde Betriebe.  3  (Wi)

Bi
ld

: J
ür

g W
ile

r

Debattierten am Präventionstag: Boris Zürcher, Fridolin Marty, Stefan Spycher, Gregor Breucker,  
Jürg Zellweger, Peter Schneider, Mathis Brauchbar (v. l.).
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Monatliche Mindestlöhne  
in Europa, in Euro, 2011

Quelle: Eurostat

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund 
(SGB) hat am 25. Januar 2011 die Unter-
schriftensammlung für seine Mindest-
lohninitiative gestartet. Ein neuer Art. 
110a der Bundesverfassung soll Bund 
und Kantonen den allgemeinen Auf-
trag geben, «Massnahmen zum Schutz 
der Löhne auf dem schweizerischen 
Arbeitsmarkt zu treffen», insbesondere 
durch die Förderung von Gesamtarbeits-
verträgen mit Mindestlöhnen oder direkt 
durch die Festlegung eines gesetzlichen 
Mindestlohns.

Der Schweizerische Arbeitgeberver-
band lehnt die Mindestlohninitiative 
entschieden ab. Die Lohnfindung soll 
im Grundsatz dem Markt überlassen 
werden. Die Festlegung der Löhne ist 
Sache der Unternehmen oder – soweit 
Gesamtarbeitsverträge bestehen – der 
Branchen. Die Verhandlungen darüber 
gehören zum Kernauftrag der Sozial-
partner. Es ist deren Aufgabe, sich für 
angemessene Löhne einzusetzen und 
diese miteinander auszuhandeln.

4000 Franken pro Monat 
als Mindestlohn
Die Initiative will einen vom Bund erlas-
senen gesetzlichen Mindestlohn einfüh-
ren. Dieser soll für alle Arbeitnehmen-
den als zwingende Lohnuntergrenze 
gelten, mit der Möglichkeit von Ausnah-
meregelungen für besondere Arbeits-
verhältnisse. Für die Festlegung des 
Mindestlohns orientieren sich die Initi-
anten am Existenzbedarf gemäss SKOS-
Richtlinien, was sie für den Stichtag 
vom 1. Januar 2011 zu einem Wert von 
22 Franken pro Stunde (entsprechend 
4000 Franken pro Monat bei einer 42- 
Stunden-Woche) führt. Dieser Wert wäre 
regelmässig an die Lohn- und Preisent-
wicklung anzupassen.

Mindestlöhne

Hohe gesetzliche Mindestlöhne  
sind ein Beschäftigungs-Killer
Der Schweizerische Arbeitgeberverband lehnt Mindestlöhne entschieden ab. Die Festlegung der 
Löhne ist Sache der Unternehmen oder – soweit Gesamtarbeitsverträge bestehen – der Branchen.  
Die Lohnfindung soll im Grundsatz dem Markt überlassen werden.  Ruth Derrer Balladore

für die Schweiz übernommen, werden 
die Überlegungen zu den Besonder-
heiten des hiesigen Arbeitsmarkts au-
sser Acht gelassen.

22 europäische Länder kennen einen 
gesetzlichen Mindestlohn. Die Spann-
weite reicht von 123 Euro pro Monat in 
Bulgarien bis zu1758 Euro in Luxem-
burg (vgl. Tabelle).

Nach Angaben der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) führen gravie-
rende Erhöhungen von Mindestlöhnen 
zu Beschäftigungseinbussen für dieje-
nigen Beschäftigten, die zum Mindest-
lohn arbeiten. Hingegen kommt es im 
Fall moderater Erhöhungen zu keinen 
signifikanten Beschäftigungseffekten. 
Neue Studien zeigen, dass niedrige Min-
destlöhne (zum Beispiel in den USA und 
Grossbritannien, wo weniger als 2 Pro-
zent der Arbeitnehmenden betroffen 
sind) in der Regel keine oder allenfalls 
geringfügig negative, ja bisweilen sogar 
positive Beschäftigungseffekte aufwei-
sen.

Hohe Mindestlöhne haben 
negative Beschäftigungseffekte
Hohe Mindestlöhne (zum Beispiel in 
Frankreich mit 15,6 Prozent betroffenen 
Arbeitnehmenden) zeigen hingegen 
teilweise starke negative Beschäfti- 
gungseffekte, vor allem bei Jugendli-
chen und Frauen.

Der vom SGB geforderte Mindestlohn 
liegt im internationalen Vergleich sehr 
hoch. Ein gesetzlicher Mindestlohn von 
4000 Franken pro Monat würde für 
ca. 400 000 Beschäftigte, das heisst rund 
10 Prozent der Erwerbstätigen, eine zum 
Teil deutliche Lohnerhöhung bedeuten. 
Von einem solch tiefgreifenden Eingriff 
in die schweizerischen Lohnstrukturen 
sind klar negative Beschäftigungseffek- 

Luxemburg 1758

Irland 1462

Niederlande 1424

Belgien 1415

Frankreich 1365

Vereinigtes 
Königreich

1139

Griechenland 863

Spanien 748

Slowenien 748

Malta 665

Portugal 566

Türkei 385

Kroatien 381

Polen 349

Tschechische 
Republik

319

Slowakei 317

Lettland 282

Ungarn 281

Estland 278

Litauen 232

Rumänien 157

Bulgarien 123

International werden zwei Drittel des 
standardisierten Brutto-Medianlohns als 
Tief- oder Niedriglohnschwelle bezeich-
net (z. B. OECD). Diese Tieflohnschwelle 
wird als ein möglicher Referenzwert für 
einen gesetzlichen Mindestlohn aufge-
fasst. Wird dieser Wert nun unbesehen 
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te zu erwarten. Leidtragende sind gerade 
jene leistungs- beziehungsweise quali-
fikationsschwächeren Personen, die an- 
geblich mit Mindestlöhnen geschützt 
werden sollen.

Systematisch und deutlich über dem 
Marktlohn liegende Mindestlöhne för-
dern die Wegrationalisierung bezie-
hungsweise den Export von Arbeits-
plätzen und erschweren den Neu- und 
Wiedereinstieg in die Erwerbstätigkeit. 
Werden die Löhne künstlich erhöht, stei-
gen automatisch auch die Anforderun-
gen an die Arbeitnehmenden; der Druck 
auf die leistungsschwächsten Mitarbei-
tenden nimmt zu. Ein flächendecken-
der «Einheitstarif» führt überdies zu 
grösseren Verzerrungen der Wirtschafts- 
und Wettbewerbsstruktur.

Existenzsichernde Löhne sind 
kein objektives Messkriterium
Nicht jeder Lohn kann existenzsichernd 
sein; entscheidend für die Existenzsi-
cherung ist das relevante Haushaltein-
kommen. Dem gegenüber stehen sehr 
unterschiedliche Lebenshaltungskosten. 
Diese haben einen direkten Zusammen-
hang mit der Familiengrösse und der 
geografischen Region. Ein Lohn, der 
für eine Einzelperson genügt, reicht 
unter Umständen nicht für eine ganze 
Familie. Es wird ein zweiter Lohn zur Er-
gänzung gebraucht. Gerade in den un-
teren Einkommensklassen sind viele 
Zweitverdienerinnen und jugendliche 
Einsteiger vertreten.

Wo Löhne beziehungsweise Haus-
haltseinkommen nicht existenzsichernd 
sind, gewährleisten Sozialversicherung 
oder Sozialhilfe die Existenzsicherung. 

Die Schweiz verfügt über gleichsam 
massgeschneiderte Konzepte, die den 
unterschiedlichen Bedürfnissen ver-
schiedener Risikogruppen und Einzel-
personen ausreichend Rechnung tra-
gen. Es gibt bereits ein «garantiertes 
Mindesteinkommen» – nur trägt die-
ses verschiedene Namen und ist auf 
die Existenzsicherung ausgerichtet.

Auswirkungen  
auf die ganze Lohnstruktur
Ein massives Erhöhen der tiefsten Löhne 
über die Einführung von gesetzlichen 
Mindestlöhnen hat Auswirkungen auf 
die gesamten Lohnstrukturen innerhalb 
der betroffenen Branchen und Firmen. 
Löhne stehen in einem klaren Verhält-
nis zu den Anforderungen an die Stelle. 
Bei Arbeitsplatzbewertungen werden 
die notwendige Ausbildung, Berufs
erfahrung und Verantwortung ebenso 
berücksichtigt wie (schwierige) Arbeits
umstände wie Nachtarbeit, Schichtar-
beit, starke Immissionen usw. Das zu- 
fällige Herausbrechen einzelner Grup- 
pen aus einer Lohnstruktur bringt die 
ganze Struktur in Bewegung, indem das 
Verhältnis der einzelnen Stellenbewer-
tungen untereinander neu angepasst 
werden muss. Die Einführung eines Min-
destlohns, der 10 Prozent der Erwerbs-
tätigen betrifft, würde sich somit auf 
die ganze Lohnstruktur der Schweiz aus
wirken.

Lohndisparitäten zwischen den Ge
schlechtern existieren bedauerlicher-
weise. Von den 400 000 Erwerbstätigen, 
die einen Lohn von weniger als 4000 
Franken erhalten, sind 80 Prozent Frau
en. Dies hängt gerade in diesen tiefen 

Einkommensklassen meistens primär 
mit der Ausbildung und in zweiter 
Linie auch mit der Berufserfahrung zu-
sammen.

Die Einführung eines Mindestlohns 
als Schritt in Richtung Lohngleichstel-
lung darzustellen, ist jedoch falsch. Eine 
Anhebung der Frauenlöhne würde die 
betroffenen Frauen nur in absoluten 
Zahlen besser entlöhnen. Durch die Ver
schiebung der Lohnskalen würden die 
Unterschiede zu den Männern beste-
hen bleiben.

Die Rolle der Sozialpartner
Weil für die Gewerkschaften «Gesamt-
arbeitsverträge der Königsweg für an-
ständige Löhne bleiben», soll in erster 
Linie der Abschluss von Gesamtarbeits-
verträgen (GAV) mit Mindestlöhnen ge
fördert werden. Diese Förderung von 
Gesamtarbeitsverträgen entspricht aber 
letztlich einem indirekten Vertrags-
zwang unter der Androhung, dass an-
dernfalls der Gesetzgeber die Mindest-
löhne bestimmt.

Erstaunlicherweise stellen die Ge-
werkschaften ihre eigene Rolle als Sozi-
alpartner in Frage: Sie fordern Min-
destlöhne, die höher liegen als die in 
verschiedenen grossen allgemeinver-
bindlich erklärten GAV verhandelten 
Branchenmindestlöhne. 3 

Ruth Derrer Balladore ist Mitglied  
der Geschäftsleitung des Schweizerischen  
Arbeitgeberverbands.

I d’diga muesch higa!

möbel

diga ist das Kompetenz-Zentrum für die KMU. Wir planen Ihr Büro, 
vom einfachen Schreibtisch bis zur komplexen Bürolandschaft. 

3400 Burgdorf/Bern

1023 Crissier/Lausanne

8953 Dietikon/Zürich

8600 Dübendorf/Zürich

6032 Emmen/Luzern

1700 Fribourg Nord

8854 Galgenen/SZ

4614 Hägendorf/Olten

9532 Rickenbach/Wil  www.diga.ch

Jetzt Sonderangebote 

zum Zugreifen!



Leadership statt Management
Führung durch Kommunikation. R. Hering/B. Schuppener/ 
N. Schuppener, 2010, 145 S., geb., Fr. 49.–, Haupt Verlag, Bern, 
ISBN 978-3-258-07567-9. Die Autoren skizzieren ein Plädoyer 
für eine ethisch weitsichtige Unternehmensführung. Sie be-
schreiben die Relevanz von Kommunikation für Leadership-
Qualitäten und den Weg, sich diese Fähigkeiten anzueignen.

P U B L I K AT I O N S H I N W E I S E

Personal im Verkauf – das müssen Sie wissen
Info-Schrift des KV Schweiz, 2010, Broschüre, Fr. 18.–, KV 
Schweiz, Zürich. Neue Discounterketten, längere Öffnungszei-
ten, immer komplexere Produkte: Das Personal im Verkauf ist 
unter Druck. Ein umfassender KV-Ratgeber bringt Klarheit 
über die rechtliche Situation im Verkauf, aber auch zu Themen 
wie Gesundheit, Weiterbildung oder Ökologie.

Ordnung ohne Stress
Der Effizienzvorsprung im Büro mit der Mappei-Methode. 
Frank-Michael Rommert, 2010, 224 Seiten, gebunden, Fr. 48.90, 
Gabal Verlag, Offenbach, ISBN 978-3-86936-051-5. Das Buch 
macht die Leser mit flexiblen Ordnungsmitteln und praxistaug-
lichen Prinzipien bekannt, die ein entspannteres Arbeiten er-
möglichen und auch komplexen Ansprüchen gewachsen sind.

Die Freistellung des Arbeitnehmers
Ein Handbuch für die Praxis. Alfred Blesi, 2010, 246 S., brosch., 
Fr. 82.–, Schulthess, Zürich, ISBN 978-3-7255-6094-3. Die Publika-
tion erörtert die rechtlichen Aspekte der Freistellung. Sie zeigt 
insbesondere auf, welche Auswirkungen eine Freistellung auf 
Lohn, Gratifikation, Lohnfortzahlung, Anrechnung von anderem 
Verdienst, Ferien, Überstunden, Gleitzeit und Treuepflicht hat.

Gläubigerschutz Recht Transparent
R. Egeli, 2010, 264 S., brosch., Fr. 44.–, Schulthess, Zürich, ISBN 
978-3-7255-5781-3. Der Ratgeber zeigt, wie Gläubiger zu ihrem 
rechtmässigen Geld kommen. Ausgehend von Fallbeispielen 
aus der Praxis werden alle wichtigen Fragen rund um den Gläu-
bigerschutz beantwortet. Neben einer Fülle von bewährten 
Praxistipps wird der Früherkennung viel Raum gewidmet.

V e r anstaltu      N g en

Lancierung der «Women’s 
Empowerment Principles» 
in der Schweiz
Darum: 15. März 2011,  
15.30 Uhr bis 17.30 Uhr
Ort: Credit Suisse Forum  
St. Peter, Zürich
Veranstalter: Global Compact 
Network Switzerland, UN Women 
Nationales Komitee Schweiz, 
Eidgenössisches Departement 
für auswärtige Angelegenheiten
044 252 16 90
wep@unwomen.ch
www.unwomen.ch
www.icc-schweiz.ch

Medizinische Untersuchung  
und Beratung bei Nachtarbeit 
Datum: 17. März 2011, ab 18.00 Uhr
Ort: Zürcher Hochschule  
für Angewandte Wissenschaften 
(ZHAW), Winterthur
Veranstalter: Nationales 
Forum Nachtarbeit NFN
058 934 77 48
info@nfn.ch
www.nfn.ch

Was bringt Betriebe wirklich 
dazu auszubilden?
Datum: 30. März 2011
Ort: Altes Spital, Solothurn
Veranstalter: Schweizerische  
Gesellschaft für angewandte  
Berufsbildungsforschung (SGAB)
078 622 44 13
sekretariat@sgab-srfp.ch
www.sgab-srfp.ch

Informationen über Alkoholismus 
und Arbeitsplatz 
Datum: 5. April 2011, Vormittag
Ort: Forel Klinik, Ellikon an der Thur
Veranstalter: Forel Klinik
052 369 11 11 
info@forel-klinik.ch
www.forel-klinik.ch

Weitere Veranstaltungen auf  
www.arbeitgeber.ch

Arbeitswissenschaft
Christopher M. Schlick/Ralph Bruder/Holger Luczak, 3. Auflage 
2010, 1194 Seiten, gebunden, ca. Fr. 280.-, Springer Verlag, Ber-
lin/Heidelberg, ISBN 978-3-540-78332-9. Das Buch erläutert als 
arbeitswissenschaftliches Lehrbuch und Nachschlagewerk die 
wesentlichen Modelle und Methoden zur Analyse, Gestaltung 
und Optimierung von Arbeitsprozessen.

Mobil, flexibel, immer erreichbar
Wenn Freiheit zum Albtraum wird. Claas Triebel, 2010, 170 Sei-
ten, kartoniert, Fr. 27.90, Artemis & Winkler, Mannheim, ISBN 
978-3-538-07286-2. Mobilität, Flexibilität und Erreichbarkeit 
werden für immer mehr Menschen zum Albtraum. Claas Triebel 
sagt uns warum und erklärt, wie wir damit umgehen können 
und worauf wir uns künftig noch einstellen müssen.
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Ein bunter Stuhl, ein Abfalleimer und 
etwa 80 Zentimeter Gemeinschaftspult 
in einem Grossraumbüro, dessen Fens-
ter aufs Lager geht: Das ist das Büro 
des Boss. «Der Boss» ist 45, heisst Am-
paro Serrano und ist Alleinbesitzerin 
der Firma Distroller mit 120 Angestell-
ten und 30 Geschäften in Süd- und Nord-
amerika. Distroller meint «Destroyer», 
also Zerstörer. An der Türe befiehlt ein 
Schild: «Schlechte Laune? Draussen blei-
ben!» Drinnen sind acht Kreative, die 
das ausführen, was Chefdesignerin Ser-
rano sich nachts ausdenkt.

Firmenchefin wurde Serrano per Zu-
fall. Sie enstammt einer begüterten me-
xikanischen Unternehmerfamilie, stu-
dierte Design und zeichnete Karikaturen 
für den Bekanntenkreis. Das Echo war 
so gut, dass sie eine Firma gründete. 
Der Durchbruch kam mit einer Karika-
tur der Virgen de Guadalupe, der mexi-
kanischen Mutter Gottes. Serranos naiv 
gehaltene «Virgencita plis» wurde be-
kannt und hat derzeit über 12 000 Face-
bookfreunde. «Plis» steht für englisch 
«please», denn meist ist die Virgencita 
von Bitten begleitet: «Virgencita, plis 

schütze meine Familie» oder «Plis wache, 
dass ich nicht ausgeraubt werde.»

Damit hat Serrano einen Nerv getrof-
fen. Die kindliche Virgencita verkörpert 
eine tröstende Gegenwelt zum krimi-
nalitätsverseuchten Alltag Mexikos. Man 
begegnet ihr auf dem Schulzeug von 
Kindern, auf den Taschen von Damen 
oder als Abziehbild auf Laptops und 
Autos. In der Kirche gehen die Meinun-
gen auseinander, konservative Geistli-
che weigern sich, Abbildungen der «Vir-
gencita plis» zu segnen. Und warum 
das falsch geschriebene «please»? Ser-
rano lacht. «Ich war eine hundsmisera-
ble Schülerin und schreibe so, wie ich 
die Worte höre.»

Marketing via Facebook
Serrano erfindet neue Figuren am Lauf-
meter. Der grosse Renner sind jetzt Pup-
pen, die Neugeborene darstellen. Die 
brauchen Kleidchen und Krimskrams, 
und in den Distroller-Shops kann man 
sein Neugeborenes zur medizinischen 
Untersuchung bringen. Das Personal 
röngt, hört das Herz ab und impft mit 
echten Spritzen. Distroller zielt aber 

auch auf erwachsene Kundschaft. In der 
Krise entwickelte Serrano etwa den 
«Neuarmen» als Gegenfigur zum Neu-
reichen. Produkte, die einen als Neuar-
men ausweisen, sollten signalisieren: 
Ich muss den Gürtel enger schnallen. 
«Der Neuarme», sagt Serrano, «wurde 
zwar mein grösster Flop. Aber wenn ich 
ein Produkt will, dann machen wirs ein-
fach.» Rund 5000 Produkte hat sie schon 
entwickelt – und hört dabei aufs Bauch-
gefühl und auf ihre zwei Töchter. Markt-
studien kennt sie so wenig wie Reklame. 
Dafür hat die Firma über 100 000 Face-
bookfreunde.

Zahlen gibt man, weil in Mexiko oft 
Unternehmer entführt werden, keine 
bekannt. Laut CEO Daryn Fillis ist der 
Umsatz 2010 aber um über die Hälfte 
gestiegen, die Einnahmen verteilten 
sich gleichmässig auf Shops, Franchi-
sen, Lizenznehmer und Grossverteiler. 
Serrano will nicht in China produzie- 
ren, um in Mexico Arbeitsplätze für Be-
nachteiligte zu schaffen. Der CEO hält 
ihr den Rücken frei, damit sie entwer-
fen kann. Sie sei mit der Firma verhei-
ratet, sagt Serrano, und weil man nur 
einmal verheiratet sein könne, sei sie 
von ihrem Mann geschieden. Schon 
als Kind habe sie als Berufswunsch an-
gegben, sie wolle Spass haben. «Das», 
sagt sie, «habe ich mit meiner Firma 
erreicht.» 3

Amparo Serrano, Mexiko City

Eine Designerin mit kreativer Energie
Die Mexikanerin hat mit ihren kreativen Figuren ein erfolgreiches Geschäft mit Accessoires 
und Puppen aufgezogen – und dabei eine Menge Spass.  Thomas Haemmerli (Mexiko City)
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Entwirft ständig neue Produkte: Amparo Serrano mit Virgenita-Taschen in ihrem Lager.

Firma Distroller
Sitz: Mexiko City
Form: AG seit 2004

Mitarbeitende: 120

Infos: www.distroller.com

Mexiko
Einwohner: 103 Millionen
Währung: Peso
BIP/Kopf: 8135 US-Dollar
Arbeitslose: offiziell ca. 5 Prozent
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Sie schauen gemeinsam  
in die Zukunft: Die 
Mitarbeitenden des SVV  
an ihrer Kick-Off-Veran
staltung in Sedrun

Schweizerischer Versicherungsverband (SVV)

«Vordenken gehört zu 
unseren primären Aufgaben»
Der Schweizerische Versicherungsverband (SVV) konzentriert seine Aktivitäten auf die 
Bereiche Politik, Bildung und Dienstleistung. Der professionelle Umgang mit Risiken 
ist ein Markenzeichen der Versicherungswirtschaft. Das erfordert Vordenker-Qualitäten. 
Die Branche wirtschaftet in einem weitgehend gesättigten Inlandmarkt. Voraussetzung 
für Wachstum ist die Öffnung der Märkte.  Markus Geiger

Unternehmerische Initiative und wirtschaftlicher 
Fortschritt sind ohne Versicherungsschutz nicht 
denkbar. Versicherungen sind, um Prof. Jan-Egbert 
Sturm, Leiter der Konjunkturforschungsstelle der 
ETH Zürich, zu zitieren, «einer der Stützpfeiler für 
die Schweizer Wirtschaft».

Über die Grenzen blickt SVV-Präsident Erich Wal-
ser: «Die Schweizer Assekuranz ist international ein 
Markenzeichen höchster Güte. Sie transportiert zen-
trale Werte unseres Landes wie Zuverlässigkeit, Si-
cherheit, Kapitalstärke, Effizienz und Know-how.» 
Die Gesellschaften bieten neben modernen Arbeits-
bedingungen gute Saläre. Mit vielfältigen Weiter-
bildungsmöglichkeiten legen die Versicherer Wert 
auf gezielte Förderung von Fachkompetenz. Zudem 
wird militärische Führungserfahrung nicht a priori 
mit Absenzen verknüpft; Gleichstellung ist selbstver-
ständlich. Die Versicherer gelten als vorbildliche Ar-
beitgeber. Verbandsdirektor Lucius Dürr: «Im Kampf 
um die besten Talente rekrutieren unsere Mitglied-
unternehmen mühelos die besten Fachkräfte.»

Negativschlagzeilen zur BVG-Debatte oder das 
antiquierte Klischee des auf schnellen Abschluss 
drängenden Vertreters beschädigten das Image 
nachhaltig und rissen Gräben zwischen Realität und 

Wahrnehmung. Michael Wiesner, beim SVV verant-
wortlich für die Kommunikation: «Versicherungen 
sind ein Low-Interest-Product. Die Kontakte mit Kli-
enten beschränken sich auf Vertragsabschluss, Be-
zahlung der Prämien, im äussersten Fall auf die Ab-
wicklung eines Schadenfalls. Verglichen mit anderen 
Branchen ist das wenig.» Vermehrte Öffentlichkeits-
arbeit schafft Vertrauen; mit steigendem Informa-
tionsgrad wird das Bild der Branche positiver wahr-
genommen. Erich Walser: «In Politik, Medien und 
Öffentlichkeit wächst das Bewusstsein über die 
volkswirtschaftliche Bedeutung der Branche.»

Forschen im Saasertal
Versicherer bewegen sich zwischen mathematisch-
technischem Prämienkalkül und dem emotiona-
len Moment des Schadenfalls. Sie sind in der Sicht 
der Gesellschaft stets mit schicksalhaften Ereignis-
sen, deren Vermeidung oder Linderung verbun-
den. Das Geschäft – und damit der professionelle 
Umgang mit Risiken – ist langfristig angelegt. Di-
rektor Lucius Dürr: «Vordenken gehört zu unseren 
primären Aufgaben», was sich in einer Sensibilisie-
rung der Versicherungsbranche für Umweltthemen 
äussert. Die Statistik zeigt: Zahl und Schwere der 
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Naturkatastrophen nehmen stetig zu. 
Risikomanagement setzt Grundlagenfor­
schung und ganzheitliches Denken vo­
raus. Gegenwärtig untersuchen Forscher 
im Auftrag der Versicherer im Saasertal 
die Auswirkung des Klimawandels auf 
Biodiversität, Wasser und Infrastruktur. 
Zur Risikoverminderung gehört auch 
die Förderung von Schutzwald.

Von hohem Beachtungsgrad zeugen 
Erfolge in der Prävention mit Kampag­
nen wie «Kopfstützen schützen», «Slow 
down. Take it easy» oder «Helmtragen 
beim Skifahren» (wird schon von 80 Pro­
zent der Wintersportler befolgt). Vor­
beugend wirken zudem risikogerechte 
Prämien, beispielsweise in der Motor­
fahrzeugversicherung. Kundenbefra­
gungen zufolge entsprechen diese der 
gesellschaftlichen Tendenz zur Indivi­
dualisierung. Versicherungsnehmer sind 
nicht mehr bereit, für Risiken zu zahlen, 
die sie nicht eingehen.

Der Verbandsvorstand hat Anfang 
2010 eine strategische Neuausrichtung 
beschlossen. Die Massnahmen sind 
jetzt umgesetzt in Form flexibler Struk­
turen, Aufgabentrennung, der Konzen­
tration auf das Wesentliche sowie einer 
Straffung der Finanzströme. Die Aktivi­
täten des SVV basieren auf drei Säulen: 
Politik, Bildung, Dienstleistung. Mit­
glieder können individuelle, bedarfs­
gerechte Serviceleistungen beziehen. 
Kollektive Grundleistungen werden im 
Bereich der politischen Interessenver­
tretung erbracht.

Sechs Top-Issues besetzen die nationale 
Agenda 2011: Solvenz-Test, BVG, Total­
revision des Versicherungsvertragsge­
setzes, Revision des Unfallversicherungs­
gesetzes, Kampf gegen Monopole und 
Abschaffung der Stempelsteuer auf Le­
bensversicherungen.

Interessenvertretung 
auf internationaler Ebene
Die hohe Internationalisierung – die 
Branche erzielt 70 Prozent des Prämi­
envolumens in Tochtergesellschaften im 
Ausland – erfordert von der Verbands­
führung Interessenvertretung auf inter­
nationaler politischer Ebene. Fakt ist, 
dass die Rechtsentwicklung in Europa 
Einfluss auf die Schweiz hat. Aktuell vor 
Augen hat der SVV die Ausgestaltung 
der europäischen Solvency-II-Richtlinie. 
Im Vordergrund stehen dabei Wettbe­
werbsverzerrungen zwischen Schwei­
zer Versicherern und Gesellschaften mit 
Hauptsitz im EWR. Ein weiteres Thema 
sind die Vermittlerrichtlinien.

Durch die Mitgliedschaft im Comité 
Européen des Assurances CEA, dem 
Dachverband der nationalen Verbände 
der Versicherungsunternehmen, hat der 
SVV Zugang zu wichtigen Stellen in Eu­
ropa. Lucius Dürr vertritt den Verband 
in den Kommissionen des CEA: «Wir 
haben etwas zu sagen und werden an­
gehört.»

Wachstumsraten im einstelligen Be­
reich belegen eine weitgehende Sätti­
gung des Schweizer Markts. «Mein Ziel 

als Verbandsdirektor ist, dass die Bran­
che wächst», betont Lucius Dürr. Wachs­
tum und die Schaffung von Arbeitsplät­
zen sind jedoch nur mit erleichtertem 
Zugang zu ausländischen Märkten zu 
bewerkstelligen. «Eine starke Schweiz 
verlangt nach einer Öffnung», folgert 
Lucius Dürr. Dabei denkt er nicht nur 
an ein Finanzdienstleistungsabkommen 
mit der EU. Noch weitaus grössere 
Chancen verspricht das in greifbare 
Nähe rückende Freihandelsabkommen 
mit China. 3

Branche: Versicherungswirtschaft
Mitglieder: 75, mit einem Marktanteil 
in der Schweiz von ca. 90 Prozent
Bestehend seit: 1900

Prämienvolumen: 55,9 Milliarden Franken 
(Schweiz), 127,3 Milliarden Franken (Ausland)
Beschäftigte: 49 236 in der Schweiz,  
73 124 im Ausland
Präsident: Erich Walser, 
VR-Präsident Helvetia

Kontakt 
�Schweizerischer Versicherungsverband  
C.F. Meyer-Strasse 14, Zürich 
Telefon 044 208  28 28 
info@svv.ch, www.svv.ch

FÜHRUNGSAKADEMIE
 Höhere Fachschule für Wirtschaft HFW  Nachdiplomstudien HF  KFS+, Führungsfachmann/-frau SVF  
 Organisation und Projektmanagement  Leadership  Wirtschaftliche Basiskurse

WIRTSCHAFTSAKADEMIE
 Rechnungslegung & Controlling  Treuhand  Steuern  Ausbildung für Ausbildende  Informatik  
 Technische Kaufleute mit Tageshandelsschule  Diplom-Handelsschule KV ZÜRICH BUSINESS SCHOOL  
 Marketing/Verkauf/Kommunikation/PR  Finanz dienstleistungen  Sozialversicherung  Sekretariat  
 Personal/HRM

SPRACHAKADEMIE
 Deutsch (Fremdsprache und Muttersprache)  Englisch  Französisch  Italienisch  Spanisch  
 Superlearning-Sprachkurse  Individuelle Firmenkurse  Individuelle Fernkurse D, F, E, I, Sp

KV ZÜRICH BUSINESS SCHOOL WEITERBILDUNG · Limmatstrasse 310 · 8005 Zürich · Telefon 044 - 444 66 44

Besuchen Sie unsere Infoanlässe und bestellen Sie das Semesterprogramm: www.kvz-weiterbildung.ch

Weiterkommen Die grösste kaufmännische Bildungsinstitution der Schweiz ist im Trendquartier Züri West mit Tram, 
Bahn und Bus schnell und einfach zu erreichen. Profitieren Sie davon!
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Le nouvel «Employeur 
Suisse»: la plateforme 
idéale pour vos annonces!

S C H W E I Z E R I S C H E R  A R B E I TG E B E R V E R B A N D
U N I O N  PAT R O N A L E  S U I S S E
U N I O N E  S V I Z Z E R A  D E G L I  I M P R E N D I TO R I

September/Septembre 2010

PORTRAIT

La Convention patronale
de l’industrie horlogère

INTERVIEW

Eveline Widmer-Schlumpf:
marché du travail et immigration

IM PORTRÄT

Der Arbeitgeberverband der 
Schweizer Uhrenindustrie (CP)

IM INTERVIEW 

Eveline Widmer-Schlumpf
über Politik und Polarisierung

ARBEITSLOSENVERSICHERUNG

Sanierung 
ist nötig

ASSURANCECHÔMAGE

Réforme
nécessaire

«Employeur Suisse»: Madame Widmer-Schlumpf, 

le Conseil fédéral a donné lieu ces derniers temps  

à de nombreuses critiques, également de la part 

de la population. Comment jugez-vous l’attitude 

des Suisses vis-à-vis de leur gouvernement ? 

Eveline Widmer-Schlumpf: Ce que l’on peut lire 

dans les médias ne correspond pas toujours au 

sentiment de la population. Les médias rendent 

surtout compte de ce qui ne va pas et des situa-

tions de ce genre existent toujours. On est beau-

coup moins prompt à souligner ce qui fonctionne 

bien, et c’est fréquemment le cas en Suisse. 

Nous sommes souvent les champions du monde 

de la critique et je le déplore. Lorsque je m’entre-

tiens avec des citoyennes et citoyens, je m’aperçois 

qu’ils ne sont pas si négatifs que cela. Ils envisagent 

même l’avenir de manière positive et ne sont pas 

si mécontents du travail du Conseil fédéral. 

La Suisse se plaindrait-elle donc à l’excès ?

C’est certainement le cas. Car une chose est claire: 

nous tous, Confédération et cantons, salariés et 

employeurs, avons bien surmonté la situation éco-

nomique difficile de ces deux dernières années. 

Dans d’autres pays, la crise financière et économi-

que laisse des traces autrement plus marquées. A 

quelques exceptions près, la Suisse s’en est très 

bien sortie. Cela doit nous rendre positifs. 

Venons-en à la politique: en ce qui concerne  

l’accord passé avec UBS et l’initiative Minder, 

vous avez formulé des remarques critiques à 

l’égard du Parlement. Vous êtes d’avis qu’on se 

contente de gérer les problèmes au lieu de les ré-

soudre. S’agissait-il là de deux exceptions ou les 

choses vont-elles continuer d’évoluer dans cette 

direction ? 

Je constate que l’on est de moins en moins prêt à 

faire des compromis pour trouver une solution. Au 

lieu de chercher des solutions acceptables soute-

«Nous devons chercher à 

résoudre les problèmes».  

La conseillère fédérale dans 

son bureau.

La conseillère fédérale Eveline Widmer-Schlumpf

« Nous devons maintenant remettre 

l’AC sur des bases saines »

La conseillère fédérale demande le retour à des solutions acceptables aux problèmes et prend ses 

distances par rapport à la polémique: la ministre de la Justice, Eveline Widmer-Schlumpf, s’exprime 

sur l’état d’esprit de la population et le climat politique, sur le marché du travail et la politique des 

étrangers ainsi que sur la réforme du droit pénal.  Interview: Hans Reis et Silvia Oppliger 
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leurs droits et devoirs et familiarisés 

avec notre système juridique. Nous en-

courageons et nous demandons; nous 

montrons aux immigrés ce qu’ils peu-

vent attendre, mais aussi ce que nous 

attendons d’eux. 

Pour ce qui est de l’intégration de la 

population résidante musulmane, j’en-

tretiens un dialogue avec les représen-

tantes et représentants des organisa-

tions musulmanes. Enfin, c’est à nous, 

en tant que population suisse, de faire 

en sorte qu’indépendamment de nos 

conceptions religieuses, nous puissions 

vivre en paix les uns avec les autres. 

Nous avons parfois le sentiment que la 

population étrangère en provenance 

d’autres milieux culturels n’a pas à s’a-

dapter autant qu’il le faudrait. Ne de-

vrions-nous pas faire prévaloir plus sys-

tématiquement notre régime juridique, 

nos valeurs, par exemple dans l’ensei-

gnement de la natation ou dans les 

camps scolaires ? 

Je m’engage en faveur de notre culture 

occidentale, de nos valeurs, de nos idé-

aux et de notre régime juridique. Je m’en-

gage aussi pour que dans une école 

publique, tous les enfants soient trai-

tés de la même manière, qu’ils fréquen-

tent tous l’enseignement mixte de nata-

tion et de gymnastique ou qu’ils ail lent 

dans le même camp scolaire. Il ne doit 

pas y avoir d’exception. Pour moi, cela 

va de soi. 

A partir de cette évidence, vous êtes-

vous prononcée contre une interdiction 

de la burqua ?

Je ne me suis pas prononcée pour l’in-

terdiction de la burqua bien que je sois 

personnellement opposée à toute for - 

me de dissimulation du visage dans 

l’espace public. Je ne limite pas cette 

Je constate que l’on est de moins en 

moins prêt à faire des compromis pour 

trouver une solution. Au lieu de cher-

cher des solutions acceptables soute-

nues par la population, on politise sou-

vent les ques tions. On fait beaucoup de 

marketing po li tique. Nous devons cher-

cher à résoudre les problèmes, cela fera 

beaucoup plus de bien à la Suisse. 

A quoi imputez-vous cette politisation ?

Aujourd’hui, tout est public. Les médias 

sont en grande concurrence les uns avec 

les autres, on parle audimat et nombre 

de lecteurs. Il faut constamment offrir 

des nouveautés et des histoires passion-

nantes. Ce comportement a naturelle-

ment des répercussions sur la politique. 

Là aussi, la concurrence est devenue 

plus forte ces dernières années et la po-

 larisation s’est accentuée. On s’est aper-

 çu ces derniers temps que les partis de 

gauche et de droite s’allient de plus en 

plus pour les raisons les plus diverses. 

C’est souvent difficile à comprendre d’un 

point de vue logique, mais ce n’en est 

pas moins une réalité politique. Nous 

devons néanmoins dégager des majo-

rités en faveur de solutions pragmati-

ques et nous le faisons. 

Nous sommes au seuil d’une importan- 

 te votation: à fin septembre, nous nous 

prononcerons sur la révision de l’assu-

rance-chômage. Quelle est l’attitude 

du Conseil fédéral à ce sujet ? 

C’est un fait: l’AC est fortement endet-

tée à hauteur de 7 milliards de francs. 

Nous ne pouvons laisser à la génération 

suivante le soin de résoudre ce pro blè-

 me. Nous devons maintenant remettre 

l’AC sur des bases saines, en période 

d’essor con jon  ctu rel. Il nous faut amé-

nager les conditions de perception des 

prestations de telle manière que le fi-

nancement de l’assurance soit garanti à 

long terme et que l’AC puisse aussi offrir 

des solutions dans les temps difficiles. 

A propos des étrangers: d’une part, un 

certain scepticisme règne dans la po-

pulation à l’égard des étrangers, d’au -

tre part, l’économie a besoin de person-

nel spécialisé en provenance d’autres 

pays. Comment le Conseil fédéral vient-

il à bout de cet exercice de haute vol-

tige ? 

Le Conseil fédéral est conscient du fait 

que l’économie suisse a besoin de tra-

vailleurs étrangers. Suivant la situation, 

certaines entreprises font part de diffi-

cultés à recruter des spécialistes quali-

fiés en Suisse ou dans l’UE. 

Le Conseil fédéral suit attentivement 

l’évolution et, au besoin, adapte les con-

ditions-cadre. C’est ainsi qu’à fin 2009, 

il a tenu compte du sentiment de la po-

pulation et de la situation économique 

d’alors en ne libérant dans un premier 

temps que la moitié des contingents des- 

 tinés aux ressortissants de pays tiers. Par 

la suite, il est apparu clairement que la 

situation des entreprises n’était plus te-

nable. Le Conseil fédéral a alors libéré 

la deuxième moitié de ce contingent à 

fin avril déjà. 

Le gouvernement propose mainte-

nant d’établir une séparation entre les 

contingents des fournisseurs de servi-

ces des pays de l’UE et de l’AELE et les 

personnes en séjour de courte durée 

en provenance de pays tiers. Nous avons 

engagé la procédure de consultation à 

ce sujet à fin juin. Le Conseil fédéral es-

time cette séparation importante parce 

qu’elle permet aux entreprises de mieux 

planifier. 

Dans le scepticisme à l’égard des étran-

gers, les différences culturelles jouent 

également un rôle, surtout par rapport 

aux musulmans. A quelle stratégie le 

Conseil fédéral peut-il recourir pour 

promouvoir le multiculturalisme ? 

La Confédération a entrepris de grands 

efforts, de concert avec les cantons, pour 

promouvoir l’intégration. Nous menons 

des discussions depuis des années dans 

le cadre d’une Conférence tripartite sur 

les agglomérations, c’est-à-dire au ni-

veau de la Confédération, des cantons, 

des communes et des villes. Le Conseil 

fédéral a élaboré ce printemps, sur la 

base des recommandations de cette 

con férence, un projet de nouvelle amé-

lioration de la politique d’intégration. 

Celle-ci est maintenant mise en œuvre 

avec la collaboration des cantons et des 

communes. 

Un nouvel élément important réside 

par exemple dans le fait qu’à l’avenir, 

les nouveaux arrivants de l’étranger se-

ront conviés à une première discussion 

d’information où ils seront informés sur 

Eveline Widmer-Schlumpf, con seil-

lère fédérale, est Cheffe du Départe-

ment de justice et police depuis le 1  

janvier 2008. Elle a été précédemment 

membre du Grand Con seil du canton 

des Grisons et pendant près de dix 

ans conseillère d’État du canton des 

Grisons, Cheffe du Département des 

finances et des communes.
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considération à l’aspect religieux: je suis 
contre toute forme de dissimulation to-

tale qui m’empêche de voir les yeux et 
l’expression de mon interlocuteur. La dis- 

si mulation ne s’accorde pas avec notre 
mo de de vie, avec notre régime juridique, 

et cela ne concerne pas que la burqua. 

Je tiens à mettre en valeur la culture 
qui est la nôtre dans ce domaine, à sa-

voir faire en sorte que l’on puisse voir 
le visage de l’autre lors de rencontres 

dans l’espace public, c’est-à-dire faire 
respecter notre idée de la dignité hu-

maine. La question de savoir si, indé-
pendamment des possibilités existantes, 

il y a lieu d’envisager éventuellement 
d’autres mesures ciblées contre la dis-

simulation mérite un examen attentif. 
Le Conseil fédéral entend en tout cas 

engager un dialogue avec les cantons 
sur cette question. 

La criminalité des étrangers joue éga-
lement un rôle. L’initiative sur le ren-

voi est sur la table. Quelle est la straté-
gie du Conseil fédéral ? Pour de nombreux Suisses comme pour 

le Conseil fédéral, le souhait qui a ins-
piré l’initiative n’est pas contesté, à sa-

voir la possibilité d’expulser les étran-
gers qui ont commis des crimes graves. 

Mais de l’avis du Conseil fédéral et du 
Parlement, cette initiative n’est pas le 

moyen approprié pour faire face à ce 
problème. Elle contient un catalogue 

arbitraire d’actes délictueux dont tous 
ne constituent pas des infractions gra-

ves. En outre, l’initiative est partiellement 
contraire au droit international et au 

droit constitutionnel. 

Le Conseil fédéral et le Parlement s’ef-
forcent de tenir compte du désir de la 

population d’expulser les étrangers ay-
ant commis de graves crimes en élabo-

rant un contre-projet direct à l’initiative 
qui soit respectueux des principes élé-

mentaires de notre Constitution. Le ca-
talogue des éléments constitutifs d’in fra-

ctions contenus dans le projet se limite 
donc clairement aux cas graves. 

Il n’est pas possible que quelqu’un 
qui ne présente pas une attestation à 

une institution d’assurance sociale soit 
expulsé, mais pas une personne qui a 

commis la forme la plus grave de frau de 
économique ou fiscale, comme ce se-

rait le cas avec l’initiative sur le renvoi. 
Le contre-projet introduit une logique 

au niveau des actes délictueux. Il offre un 
instrument efficace, conforme en par-

ticulier à la Constitution fédérale. Celle-
ci définit toujours les règles du jeu com-

munes auxquelles je souhaite me tenir. 
Et le contre-projet respecte le droit in-

ternational auquel nous avons accepté 
de nous soumettre. Ces règles sont donc 

valables aussi pour nous. 
Le 30 juin, vous avez esquissé les gran-

des lignes d’un durcissement du droit 
pénal. Quelles perspectives voyez-vous 

dans ce domaine? Je pense que nous avons de bonnes 
chances de faire passer nos propositions, 

du moins dans leur conception géné-
rale. Nous devrons en tout cas adapter 

certains aspects de ce droit. Dans un 
premier temps, le Conseil fédéral a pré-

senté avant la pause d’été ses proposi-
tions de révision de la partie générale 

du code pénal. Les propositions relatives 
aux divers éléments constitutifs d’infra c-

tions suivront au cours du deuxième 
se mestre. Avec la révision de la partie 

générale, il s’agira de faire en sorte qu’à 
l’avenir, les peines prononcées soient 

effectivement ressenties comme telles, 
ce qui n’est pas toujours le cas au jour-

d’hui. Il faut que la personne qui se voit 
infliger une sanction la ressente com-

me telle. 

Pourquoi, il y a seulement quelques 
années, avons-nous franchi ce pas de 

l’«adoucissement» du droit pénal ?  
Lors de la dernière révision du Code 

pénal, l’avis prévalait que les éléments 

les plus importants étaient l’approche 
préventive et la réintégration. Mais dé jà 

au cours des débats de l’époque, les 
cantons n’ont cessé de répéter qu’une 

peine pécuniaire conditionnelle ou un 
travail conditionnel d’utilité générale 

n’étaient pas de nature à atteindre le 
but recherché. On ne comprenait gu è - 

re, alors, que quelqu’un doive acquitter 
une amende pour un délit mineur et 

qu’une peine pécuniaire conditionnelle 
ne doive pas être payée pour un délit 

plus grave. Malgré cela, le Parlement a 
voté la révision, dans l’espoir que l’on 
parvienne à certains résultats sur le plan 

de la prévention. Cet espoir ne s’est pas réalisé. C’est 
pourquoi le Conseil fédéral propose 

main  tenant une révision partielle sur 
ces aspects précis. Si l’on constate des 

points faibles, il faut y remédier. Cela 
n’a aucun sens d’attendre des années. Le DFJP soutient le dialogue sur l’éga-

lité salariale. Toutefois, contrairement 
à ce qui se passe à l’exécutif, on trouve 

dans l’administration moins de femmes 
à des positions de cadres. Nous essayons de corriger les choses 

dans ce domaine. Mon Secrétariat gé-
néral compte 50 pour cent de femmes 

et à l’Office fédéral de la justice, nous 
engageons plus de femmes que d’hom-

 mes. Mais dans l’ensemble du DFJP, nous 
n’avons que trois vice-directrices, dont 

une est en même temps directrice sup-
pléante. Il s’est présenté des cas pour 

différents postes où nous aurions volon-
tiers engagé des femmes, mais où il n’y 

a pas eu de candidatures ap pro prié es. 
Nous cherchons toujours activement à 

rééquilibrer la situation en offrant par 
exemple des horaires de travail plus 

souples, des postes à temps partiel ou 
du travail à domicile. Nous respectons 

en tout cas absolument l’égalité sala-
riale, c’est-à-dire le principe «à travail 

égal ou d’égale valeur, salaire égal». Et comment les choses se passent-elles 
à ce niveau ? Le DFJP s’en sort bien dans ce domai-

ne. Nous avions très peu de cas où 
l’égalité n’était pas parfaite. Nous avons 

appor té les corrections qui s’impo-
saient. Et nous restons vigilants sur la 
question. 3 

«Je suis personnellement opposée à toute forme 

de dissimulation du visage dans l’espace public».
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Andy Pfanner est sans conteste le plus 

«cool» des ébénistes de New York. Cool 

au sens littéral, puisque son atelier de me- 

 nuiserie à Brooklyn est le seul de toute 

la ville à posséder une climatisation cen-

tralisée. De sorte qu’au plus chaud de 

l’été, quand leurs collègues de la con-

currence suffoquent, les 30 employés 

de Pfanner travaillent dans une atmos-

phère idéale. «Sans air conditionné, leurs 

prestations seraient inférieures de 20 à 

30 %», estime Pfanner, un Suisse de l’é-

tranger de 48 ans.

De fait, sur toute l’année, jamais sa 

menuiserie spécialisée dans les aména-

gements intérieurs n’a autant à faire 

que de juin à août. La maison «SFA In-

teriors» d’Andy Pfanner travaille surtout 

pour les riches et les richissimes qui 

passent l’été dans leurs résidences des 

Hamptons. Font partie de sa clientèle 

de grands noms du show biz comme 

les comiques Wil Farrell et Jerry Sein-

feld, la chanteuse Diana Ross ou la pré-

sentatrice vedette d’émissions culinai-

res Martha Stewart, plus une foule de 

millionnaires de Wall-Street. Quand ces 

personnalités reviennent s’installer en 

ville au début de septembre, le meuble 

de bain en noyer, l’extension en cèdre ou 

la nouvelle cuisine doivent être prêts. 

Des cuisines à 400 000 dollars

Bien qu’il en vive, Andy Pfanner est tou-

jours étonné par la fantaisie et les goûts 

de ses clients. Dans son atelier équipé 

de machines européennes dernier cri, 

on trouve au montage des encadrements 

en acier chromé et fibre de verre pour 

panneaux d’armoires vitrées destinées 

à des cuisines pouvant coûter 400 000 

dollars. «Les riches Américains n’ont pas 

honte de faire des dépenses somptuai-

res», souligne-t-il. «Voilà pourquoi un 

entrepreneur comme moi peut mieux 

gagner sa vie ici qu’en Suisse.» 

Le père du jeune Andy, qui a grandi 

à Horgen, aurait voulu qu’il fasse un ap-

prentissage bancaire. Mais sa mère avait 

remarqué ses talents manuels et l’encou-

ragea à s’inscrire à l’atelier de formation 

en ébénisterie LWZ de Zurich. A peine 

son école de recrue terminée et ses pre-

mières expériences faites dans une en-

treprise, Pfanner répondit en 1984 à une 

offre d’emploi du célèbre architecte Paul 

Rudolph à New York. «Ma mère pensait 

que je devais découvrir le monde.»

Il s’est si bien senti dans le «Nouveau 

monde» qu’il y est resté. Il a fondé sa 

propre entreprise avec des partenaires 

puis a fait toute une série d’acquisitions 

les années suivantes. Pfanner a assuré 

sa réussite financière en achetant des 

biens immobiliers à bas prix après le 

crash de Wall-Street de 1987, pour les 

revendre plus tard avec d’importants 

bénéfices. Aujourd’hui, l’immeuble de 

son atelier lui appartient et il peut in-

vestir à long terme. 

Des collaborateurs du monde entier

Ses employés – dont le plus ancien est 

à son service depuis 26 ans déjà – sont 

très heureux de jouir de facto d’une sé-

curité de l’emploi. Ils sont le fidèle re-

flet de New York, en ce sens que dans 

la menuiserie, dix ethnies se côtoient. 

«La seule cho se qui compte, c’est la mo-

tivation au travail», aime à répéter leur 

patron, après leur avoir inculqué leur 

savoir faire.

 Andy Pfanner est aussi entreprenant 

qu’ouvert au mon de. Avec son bateau, 

il sillonne l’Atlantique. Il s’est construit 

une maison de bois au Brésil et passe ses 

week-ends à Long Island. Retournera-t-il 

un jour en Suisse? «Pour moi il n’y a pas 

de retour, il n’y a toujours qu’une mar-

che en avant». 3 

Andy Pfanner

L'ébéniste le plus «cool» de New York

L’entreprise d’aménagements intérieurs de cet ébéniste suisse de Brooklyn prospère  

grâce à ses clients fortunés – et à l’air conditionné.  Martin Suter

Andy Pfanner: «Un entrepreneur comme moi peut mieux gagner sa vie ici qu'en Suisse». 

SFA Interiors Inc.

Fondé en 1987

Siège: New York, Brooklyn

Effectif: 30 collaborateurs

Infos: www.sfainteriors.com

États-Unis 

Habitants: env. 307 millions

Monnaie: dollar US

PIB per capita: 46 380 dollars

Taux de chômage: 9,5 %

 PAT R O N  À  L' É T R A N G E R  64

Employeur Suisse 15 / 2010

Voici quelques bonnes raisons qui 
devraient vous inciter à faire de la publicité 
dans «Employeur Suisse»: 

3  «Employeur Suisse» est l’organe de l’Union patronale suisse, 
laquelle représente 100 000 entreprises comptant environ 
un million d’employés. Il paraît désormais une fois par mois – 
avec un nouveau layout et une nouvelle conception édi-
toriale, mais comme toujours avec une partie en français et 
une partie en allemand.

3  «Employeur Suisse» informe sur les entreprises, les branches 
et les associations. Il livre des éclairages détaillés sur divers 
thèmes comme le marché du travail et le droit du travail, les 
assurances sociales et la politique sociale, la formation et 
les carrières, ou encore le travail et la santé. Il prend positi-
on, débat avec des dirigeants et off re des points de repère 
et des bases de décision aux responsables. 

3  «Employeur Suisse» compte quelque 17 000 lecteurs et 
lectrices dans toute la Suisse. Plus de 50 % d’entre eux sont 
des dirigeants ou des cadres supérieurs. Jouissant d’une 
excellente image auprès de son lectorat, cette publication 
est réputée pour son sérieux, sa crédibilité et sa compé-
tence.

Saisissez cette excellente opportunité de faire connaître votre 
entreprise, votre organisation ou vos services. 

Le mieux est de vous adresser directement à notre agence 
d’annonce: 

Lenzin + Partner GmbH
Téléphone: 062 844 44 88
info@lenzinundpartner.ch
www.lenzinundpartner.ch
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Chères lectrices, chers lecteurs

Les femmes sont aujourd’hui plus 
nombreuses qu’auparavant dans les 
postes dirigeants des entreprises.  
Il reste cependant encore beaucoup  
à faire pour qu’elles y soient davan­
tage représentées, que ce soit dans les 
directions opérationnelles ou au ni­
veau des conseils d’administration. Il 
est clair que la part des femmes dans 
les structures dirigeantes de l’entre­
prise doit augmenter.

Pour faire évoluer la situation, certains 
prônent, l’instauration de quotas lé­
gaux de femmes dans les conseils d’ad­
ministration des entreprises. Une mo­
tion parlementaire allant dans ce sens 
a été déposée. L’Union patronale 
suisse rejette catégoriquement l’ins­
tauration de tels quotas. La liberté de 
choix de l’entreprise s’en trouverait 
fortement restreinte et une telle me­
sure aurait pour effet pervers la nomi­
nation de «femmes quota». Nombre 
de femmes dirigeantes sont contre 
cette approche.

Cette thématique fait l’objet de notre 
Dossier. Il apparaît clairement qu’une 
action volontaire des entreprises pour 
accroître l’accès des femmes aux pos­

tes de responsabilité est la meilleure 
voie. Mettre en valeur les qualités  
spécifiques des femmes, comme leur 
sens pratique et de l’organisation,  
est dans l’intérêt de toute «entreprise». 
Talleyrand l’avait déjà compris. Pour 
renverser un ministère, il conseillait: 
«Faites marcher les femmes!».

La question d’un salaire minimum fixé 
par la loi réapparaît sur l’échiquier  
politique. L’Union syndicale suisse a 
lancé fin janvier son initiative en la 
matière. L’Union patronale suisse s’y 
oppose avec force. La fixation des  
salaires est en premier lieu l’affaire de 
chaque entreprise et non de l’Etat.  
Au niveau des branches, les partenaires 
sociaux peuvent décider de négocier 
des salaires minimums dans les con­
ventions collectives. En tout état de 
cause, un salaire minimum fixé trop 
haut provoque une destruction d’em­
plois. Ceci atteint précisément ceux 
qu’on entendait protéger.

Donner les moyens à ses clients de 
maintenir leurs activités en Suisse et 
de créer des emplois est possible. 
C’est ce qu’explique dans notre Entre­
tien, Georges Humard, patron d’une 
PME basée à Delémont et spécialisée 
dans les domaines des presses hy­
drauliques et de l’automatisation. 
Pour ce patron, innovation, simplicité 
et flexibilité sont la clé du succès.

Quels sont le rôle et les limites des or­
ganisations patronales et jusqu’où 
doivent-elles s’engager dans le jeu po­
litique? Dans son Eclairage, Michel 
Barde nous livre sur cet aride sujet 
quelques délicieuses réflexions… 3
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Mettre en valeur 
toutes les capacités

Alexandre Plassard, membre de la direction 
de l’Union patronale suisse, est responsable de  
la rédaction romande d’«Employeur Suisse».
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L’institut économique et social de la fon-
dation Hans Böckler (WSI-Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaftliches Institut) 
a établi en décembre un bilan de la  
négociation collective sur les salaires 
en 2010.

Il en ressort principalement que les 
partenaires sociaux se sont surtout con
centrés sur la négociation de mesures 
permettant de sauvegarder des em-
plois, en particulier dans les branches 
industrielles comme la métallurgie ou 
la chimie, plutôt que sur d’importantes 
augmentations de salaire. Dans les bran-
ches ayant négocié en 2010, les salaires 
conventionnels ont augmenté de ma-
nière raisonnable. Certaines branches 
ont également privilégié l’attribution 
de primes forfaitaires en 2010, plutôt 
que des augmentations de salaire.

L’accord signé dans la branche de la 
métallurgie en février 2010 a servi 
d’orientation pour les négociations qui 
se sont tenues en 2010 dans différents 
secteurs. À titre de rappel, cet accord 
prévoyait l’attribution d’une prime for-
faitaire de 320 € pour la période de mai 
à mars 2011 et une augmentation de 
salaire de 2,7 pour cent à partir d’avril 
2010. Cet accord laissait également la 
possibilité pour les entreprises, en fon
ction de la situation économique, d’avan-
cer de deux mois le versement de cette 
augmentation (SI mars 2010).

Selon Reinhard Bispinck, expert en 
matière de conventions collectives à 
l’Institut économique et social, les con
ventions collectives signées en 2010 
sont clairement marquées par la crise. 
La crise a également eu des effets sur 

les augmentations de salaire conven-
tionnelles applicables en fin d’année 
2010 ou début 2011. En effet, en Alle-
magne, les conventions collectives sont 
conclues pour une durée déterminée 
qui est souvent supérieure à un an. 
Ainsi, les augmentations négociées en 
2010 pour 2011 se situent en moyenne 
entre 1,5 pour cent et 2,5 pour cent. 
Toutefois, avec la reprise économique 
au cours de l’année 2010, on observe la 
négociation d’augmentations de salai-
res plus importantes. C’est par exem-
ple le cas dans la branche de la sidé
rurgie où un accord prévoyant une 
augmentation de 3,6 pour cent, à comp-
ter du 1er octobre 2010, a été conclu 
dernièrement (cf. SI oct. 2010). 3
(WSI, fondation Hans Böckler, déc. 2010 
in UIMM, janvier 2011)

Allemagne: bilan 2010  
de la négociation collective sur les salaires

Après les pertes essuyées en 2009, les 
18 fabricants suisses de chocolat enre-
gistrent de nouveau des chiffres posi-
tifs en 2010. En glissement annuel, les 
volumes écoulés ont progressé de 1,3 
pour cent pour atteindre 176 424 ton-
nes et le chiffre d’affaires de la branche 
totalise 1743 million de francs, en crois-
sance de 2,4 pour cent. Il faut sans 
doute attribuer en partie la progres-
sion légèrement disproportionnée du 
chiffre d’affaires aux adaptations des 
prix qui se sont imposées en raison de 
l’augmentation massive des coûts des 
matières premières. De la totalité de la 
production, 60,4 pour cent (année pré-
cédente: 60,7 pour cent) ont été ven-
dus à l’étranger.

Le climat de consommation globale-
ment favorable en Suisse durant l’an-
née 2010 a eu un impact positif sur la 
demande en produits chocolatiers. Les 
ventes en Suisse des fabricants indigè-

nes se montent à 69 829 tonnes, soit 
2,1 pour cent de plus que pour l’année 
antérieure. Le chiffre d’affaires des ven-
tes en Suisse a progressé de 3,3 pour 
cent totalisant 898 millions de francs. 
Pour la première fois depuis 9 ans, la 
part des chocolats d’importation à la 
consommation suisse a régressé et se 
situe à 33,2 pour cent. À partir de la 
consommation suisse de 93 975 tonnes 
de produits chocolatiers (y compris les 
importations, mais à l’exclusion de la 

poudre de cacao et du chocolat en 
poudre), on peut déduire une consom-
mation moyenne de 12,0 kg par habi-
tant, en progression de 300 g par rap-
port à l’année précédente. 

Concernant les exportations, l’indus-
trie chocolatière suisse est de retour à 
la croissance en 2010 avec des volumes 
en hausse sur plusieurs marchés im-
portants grâce à l’amélioration du cli-
mat de consommation, et ce malgré le 
maintien d’un franc suisse fort. Les 
ventes à l’étranger ont atteint 106 595 
tonnes, correspondant à une augmen-
tation de 0,8 pour cent. En parallèle, le 
chiffre d’affaires a affiché une progres-
sion un peu plus forte, de 1,5 pour cent, 
pour se porter finalement à 845 millions. 
de francs. En tête des presque 150 mar-
chés d’exportation se situe de nouveau 
l’Allemagne devant le Royaume-Uni, la 
France et le Canada. 3  (Chocosuisse)
www.chocosuisse.ch

Industrie chocolatière suisse 2010: croissance modérée
Suite au recul de 2009, les fabricants suisses de chocolat ont à nouveau connu une croissance 
modérée l’année passée, aussi bien en termes de volume que de chiffre d’affaires. Les ventes en Suisse 
ont un peu plus fortement contribué à ce résultat positif que les exportations.
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Douce pente ascendante pour l’industrie 
chocolatière suisse.
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Sur proposition du conseiller fédéral 
Johann N. Schneider-Ammann, chef du 
DFE, le Conseil fédéral a nommé au 
début février, l’ambassadrice Marie-
Gabrielle Ineichen-Fleisch directrice du 
Secrétariat d’Etat à l’économie (SECO), 
avec le rang de secrétaire d’Etat. Celle-
ci prendra ses nouvelles fonctions le 

1er avril 2011 et succédera à Jean-Daniel 
Gerber, qui partira en retraite fin à la 
mars 2011. Marie-Gabrielle Ineichen-
Fleisch est actuellement à la tête du 
centre de prestations Commerce mon-
dial à la Direction des affaires économi-
ques extérieures du SECO.

Marie-Gabrielle Ineichen-Fleisch est 
responsable du centre de prestations 
Commerce mondial à la Direction des 
affaires économiques extérieures du 
SECO et membre de la direction de l’of-
fice depuis le 1er avril 2007. Auparavant, 
elle a dirigé le secteur OMC durant treize 
ans, dont cinq ans en qualité de cheffe 
de section à la division OMC de l’ancien 
Office fédéral des affaires économiques 
extérieures (OFAEE).  3  (Seco)

P e r s p e c t i v e s

Qu’en est-il de la France et de 
l’Allemagne après la crise?

Avec une croissance économique globale de 
3,6 % en 2010, l’Allemagne aura été le moteur 
conjoncturel de l’Europe l’an dernier. Et qu’en 
est-il de la France dont la performance éco-
nomique n’aura pas subi une chute aussi forte 
que prévu durant la crise?

La performance économique de la France 
n’a chuté que de moitié par rapport à l’Alle-
magne entre le 1er trimestre 2008 et le mini-
mum atteint au 1er trimestre 2009. Depuis lors, 
l’économie allemande a enregistré des taux 
de croissance vigoureux et a pu rattraper son 
retard sur la France. Depuis le 3ème trimestre 
2006 jusqu’au début de la crise en 2008, le 
produit intérieur brut (PIB) des deux pays 
avait suivi une évolution plus ou moins pa-
rallèle. Par la suite, les taux de croissance des 
deux pays divergèrent fortement. Comment 
expliquer ces écarts?

La cause pourrait bien résider dans les dif-
férences notables de structure qui distinguent 
les deux principales économies de la zone 
euro. L’économie allemande est principale-
ment mue par le commerce extérieur. En 2009, 
la contribution du commerce extérieur à la 
croissance s’est élevée à –3,2 % de la crois-
sance totale de l’Allemagne, et seulement à   
 –0,2 % de la croissance française. Le marché 
intérieur est le moteur de l’économie française. 
La consommation publique et la consomma-
tion privée fournissent les deux principales 
contributions à la performance économique 
globale de la France.  3  (Extraits bulletin KOF, 
février 2011)

Niveau du PIB en Allemagne  
et en France (Indices, 1.T. 2008=100)

Source: KOF
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Le Fonds monétaire international a pu-
blié le 25 janvier dernier deux rapports: 
un premier sur la reprise économique, 
et un second sur la stabilité financière. 
Sur le plan économique, le document 
fait état d’une reprise à «deux vitesses». 
Plus précisément, il distingue trois si-
tuations: celle des pays avancés, où la 
croissance reste timide et le chômage 
élevé, celle des pays émergents, où 
l’activité reste soutenue, mais où l’on 
peut craindre des risques de surchauffe 
liés à un afflux massif de capitaux, et 
enfin celle des pays en développe-

ment, qui pour la plupart connaissent 
une croissance vigoureuse. Le rapport 
prévoit une croissance globale moyenne 
de 4,5 pour cent en 2011, ce qui repré-
sente une amélioration par rapport 
aux prévisions d’octobre 2010. Dans le 
second rapport, le FMI souligne les ris-
ques qui continuent de peser sur la sta-
bilité financière. Il insiste sur la néces-
sité d’assainir les bases du secteur 
financier, et d’adopter au niveau inter-
national des réformes réglementaires 
dans ce domaine. 3  (Fondation Robert 
Schuman, lettre 472)

Crise financière: rapport du FMI

S’exprimant devant l’Assemblée par
lementaire du Conseil de l’Europe le  
24 janvier, le Secrétaire Général Thorb-
jorn Jagland a mis l’accent sur le rôle 
du Conseil de l’Europe dans le rappro-
chement politique des Etats européens. 
Constatant qu’«un vent froid soufflait 
sur l’Europe», il a ajouté que la mission 
du Conseil de l’Europe «est de sauve-
garder les fondements moraux et juri-

diques de l’unité européenne, non seu-
lement entre les Etats, mais, ce qui est 
plus important encore, entre les peu-
ples, les cultures, les religions». Il a sou-
ligné à cet égard le travail réalisé dans 
le domaine du dialogue interculturel, 
et rappelé sa détermination à faire en 
sorte qu’il n’y ait pas de «citoyen de 
deuxième classe» en Europe. 3  (Fon-
dation Robert Schuman, lettre 472)

Conseil de l’Europe: avenir

Marie-Gabrielle Ineichen-Fleisch  
est la nouvelle directrice du Seco

Ph
ot

o: 
m

. à
 d.

Marie-Gabrielle Ineichen-Fleisch, nouvelle 
directrice du Seco dès le 1er avril 2011.

	 e n  b r e f � 39

Employeur Suisse  3 / 2011



Le Comité de l’Union patronale suisse 
a élu lors de sa séance du 26 janvier 
dernier, Monsieur Valentin Vogt, CEO 
et président désigné du Conseil d’ad-
ministration de Burckhardt Compres-
sion Holding SA, comme nouveau pré-
sident de l’association. Il entrera en 
fonction le 1er juillet 2011. Valentin Vogt 
est actuellement membre du Comité 
de direction de l’Union patronale suisse 
et représente à l’organe faîtier l’asso-
ciation de l’industrie suisse des machi-
nes, des équipements électriques et 
des métaux. Rudolf Stämpfli quittera 
sa fonction après huit années présiden-

tielles couronnées de succès. Il se ré-
jouit de l’élection de son successeur: 
«Avec Valentin Vogt, c’est un chef d’en-
treprise compétent qui va reprendre la 
tête de l’association et je suis convaincu 
qu’il représentera de manière crédible 
notre politique patronale.»

«Contribution au 
renforcement de l’économie»
Valentin Vogt a étudié la gestion d’en-
treprise à la Haute Ecole de St. Gall et 
commencé sa carrière professionnelle 
au département financier de Sulzer SA. 
Après un séjour aux USA, il est revenu 

en Suisse où il a dirigé comme membre 
de la direction générale du groupe, la 
division Sulzer Burckhardt. Suite au 
management buy-out de Burckhardt 
Compression, il en est devenu CEO et 
délégué du Conseil d’administration. 
L’entreprise de construction de machi-
nes aujourd’hui cotée en bourse oc-
cupe près de 900 collaborateurs dans 
le monde et réalise un chiffre d’affaires 
d’environ 350 millions de francs. Valen-
tin Vogt est également vice-président 
du Conseil d’administration de Starrag-
Heckert Holding SA. Après son élec-
tion, il a déclaré: «Comme président de 
l’Union patronale suisse, j’aimerais ap-
porter une contribution au renforce-
ment de l’économie suisse. Pour cela, 
je m’engagerai tout particulièrement 
pour un marché du travail libéral, de 
saines assurances sociales, une excel-
lente formation et de bonnes relations 
entre les partenaires sociaux.»

Valentin Vogt ne s’exprimera au sujet 
de son activité future comme président 
de l’Union patronale suisse qu’à partir 
de son entrée en fonction. Jusqu’au 1er 

juillet 2011, Rudolf Stämpfli assumera 
intégralement ses fonctions et tâches 
présidentielles. 3

Changement à la Présidence de l’Union patronale suisse
Rudolf Stämpfli quittera sa fonction de Président de l’Union patronale suisse le 1er juillet 2011.  
Le Comité de l’UPS a élu Valentin Vogt comme nouveau président. Il entrera en fonction le 1er juillet 2011.

Rudolf Stämpfli, président de l’UPS 
jusqu’au 1er juillet 2011.
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Valentin Vogt, nouveau  président de l’UPS 
dès le 1er juillet 2011.
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Souhaitez-vous obtenir régulièrement des in formations actualisées sur des sujets
susceptibles de vous intéresser en tant qu’employeur?

Alors n’hésitez pas à vous abonner gratuitement à la

Newsletter 
de l’Union patronale  suisse

Sur notre site web: www.employeur.ch
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Activisme malsain 
Un projet de loi sur la prévention veut intensifier la promotion de la santé 
au sein de l’économie. Mais cette ambition n’est ni utile ni dans l’intérêt  
des entreprises.  Jürg Zellweger.

Jürg Zellweger est membre 
de la direction de l’Union 
patronale suisse.

L’économie doit aussi bénéficier d’une loi  
fédérale sur la prévention. Ajouter un plus à la 
prévention sanitaire est censé renforcer les  
capacités et de travail de la population et pré­
server en même temps la productivité des  
travailleurs vieillissants. Tel est en tout cas le 
message de l’Office fédéral de la santé publi­
que. De même, la loi permettra de réduire les 
coûts des assurances sociales. Mais ces nobles 
desseins ne suscitent pas l’enthousiasme des 
entreprises, qui font aussi de la prévention. Car 
elles se demandent à quels nouveaux contrô­
les et prescriptions elles doivent s’attendre.

Pour empêcher les accidents et les maladies 
professionnels au travail, l’économie mobilise 
déjà d’importantes ressources. Par des adap­
tations techniques et organisationnelles et des 
formations spécifiques dispensées aux colla­
borateurs, elle œuvre concrètement pour des 
places de travail sûres et saines. Au besoin, les 
entreprises obtiennent de leurs associations, 
dans le cadre des solutions de branches, un 
soutien adapté à la pratique. Les employeurs 
versent en outre quelque 100 millions de francs 
pour la surveillance de la Suva et les inspecto­
rats cantonaux du travail par le biais de supplé­
ments de primes de l’assurance-accidents 
obligatoire.

Or, tout cela ne satisfait plus à l’approche de 
plus en plus intégrale des questions de santé 
qui est celle de nombreux professionnels de 

la prévention. A ces spécialistes, le modèle du 
«setting place de travail» paraît idéal pour prô­
ner et réclamer toutes sortes d’activités de  
prévention dans les entreprises. Si leurs requê­
tes sont souvent sympathiques et plausibles, 
leur rapport avec les risques réels et prouvés 
dans les entreprises est toujours plus ténu  
et vise de plus en plus la sphère privée. Plus 
de mouvement, alimentation saine, relaxation, 
non au tabac, consommation modérée d’al­
cool! – tel est le mantra des bonnes fées de la 
vie saine. Faut-il aussi le réciter dans les entre­
prises?

Des agences financées par les deniers publics 
visent des groupes-cibles dans les entreprises 
et soumettent à un feu roulant de campagnes 
notre économie nationale avec ses très nom­
breuses PME qui, même avec la meilleure volonté 
du monde, ne peuvent plus suivre le rythme. 
De plus, les entreprises ne se voient guère dans 
le rôle d’infirmiers à l’égard de leurs employés. 
Elles assimilent à juste titre l’effort de prévention 
supplémentaire qui leur est demandé à un  
activisme déplacé et une mise sous tutelle de 
l’Etat. Celles qui veulent en faire davantage 
sont libres de le faire dès aujourd’hui et pro­
mouvoir la santé peut constituer un heureux 
complément volontaire de leur part à la protec­
tion des travailleurs.  

Même si la loi sur la prévention ne vise pas  
directement les entreprises, celles-ci vont com­
mencer à en sentir les effets par le biais des  
interventions publiques à but préventif. Il y a 
donc un risque de perdre de vue l’essentiel,  
qui est de réduire les risques sanitaires stricte­
ment liés au travail. Cette tâche permanente 
a bien sûr un coût, mais elle est payante à moyen 
terme. Le danger d’un éparpillement des  
forces en cas d’exigences supplémentaires est 
grand. «Améliorer en simplifiant » est une  
devise qui s’applique aussi à la santé et dont 
les politiques devraient donc s’inspirer, par 
exemple en avril, lorsque le Conseil national 
débattra de la loi sur la prévention. 3 
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«Employeur Suisse»: Monsieur Humard, quelles 
sont les particularités de votre entreprise?
La passion de l’automatisation, partagée avec mon 
frère Raphaël, est à l’origine de la création de notre 
entreprise en 1995. Nous sommes les copropriétai-
res et coactionnaires de cette PME, sise à Delémont. 
De notre formation initiale au centre profession-
nel «Tornos» à Moutier, nous avons conservé le 
goût et le savoir-faire de la mécanique suisse de 
haute précision. Depuis 15 ans, notre credo reste 
inchangé: donner les moyens à nos entreprises 
clientes de maintenir leurs activités en Suisse en 
leur proposant une gamme d’équipements de pro-
duction compétitifs. Dans le but non seulement 

de conserver ou de gagner des parts de marché, 
mais également de créer de nouveaux emplois ! 

Spécialisée dans un premier temps dans la con
fection de presses hydrauliques, notre entreprise 
a élargi par la suite son assortiment de produits 
aux robots de manutention et à la réalisation de 
lignes d’assemblages automatiques. Puis, en 2010, 
elle s’est lancée dans la commercialisation de dé-
colleteuses de haute précision. 

Quelle est la situation de votre branche et la posi-
tion de votre société sur ce marché ?
En raison de la mondialisation, l’industrie des ma-
chines et des équipements est une branche en 
constant mouvement. Nos exportations restent ce-
pendant limitées pour l’instant au marché euro-
péen, à raison de 10 pour cent environ. 

La profonde récession de 2009 a touché de façon 
majeure notre société. Nous avons beaucoup in-
vesti durant cette période de disette dans la recher-
che et le développement (R & D). La reprise, une 

année et demie plus tard, s’est manifestée en pre-
mier lieu dans le secteur automobile; la connecti-
que et l’horlogerie ont suivi le mouvement. Depuis, 
le marché s’est raffermi et les commandes affluent 
à nouveau. A tel point que nous rencontrons des 
difficultés d’approvisionnement au niveau des com-
posants électroniques notamment. 

Les forces de votre entreprise: plutôt innovation 
ou perpétuation de la tradition?
L’innovation est notre maître mot! 36 pour cent de 
nos collaborateurs œuvrent pour ce faire dans le 
secteur R & D. Nous apportons à nos clients des 
solutions industrielles complètes, adaptées à leurs 
besoins spécifiques. Chaque entreprise se voit ainsi 
accompagnée dans sa recherche d’amélioration 
de la productivité, de l’étude de faisabilité à l’éla-
boration d’un cahier des charges complet. 

Le domaine des presses hydrauliques, véritable 
poumon de notre entreprise, comptabilise 620 pres-
ses livrées à ce jour, de 6 à 220 tonnes. Les robots 
compacts de manutention tiennent ensuite la ve-
dette aux côtés des lignes de production automa-
tisées et de la palettisation. Il est bon de rappeler 
que nous sommes avant tout des «concepteurs» 
de lignes de production et non des fabricants de 
machines. Sur la base de plans élaborés à l’interne, 
nous sous-traitons la fabrication de pièces et d’élé-
ments à des partenaires locaux, de préférence.

A l’innovation se conjugue pour nous la simpli-
cité. Prenons l’image des pièces «Lego»: nos lignes 
d’assemblage combinent de façon optimale des 
éléments standards et fiables. Cette flexibilité ga-
rantit ainsi à nos clients des solutions sur le long 
terme.

Avez-vous de la facilité à trouver le personnel sou-
haité et comment votre entreprise s’engage-t-elle 
au niveau de la formation professionnelle? 
Nous recrutons nos collaborateurs en priorité dans 
l’Arc Jurassien, riche en tradition industrielle de 
haute précision. La motivation et l’ingéniosité sont 

Georges Humard, CEO de Humard Automation SA à Delémont

Solutions industrielles:  
une réponse à la délocalisation
Ancrée dans le tissu économique de l’Arc jurassien, Humard Automation SA se met au 
service de la place industrielle suisse, dont en particulier le secteur horloger. Ses pro-
duits de haute technologie offrent aux entreprises une compétitivité bienvenue face 
à la concurrence internationale. Rencontre avec Georges Humard, CEO et membre du 
comité de la Chambre de Commerce et d’Industrie du Jura (CCIJ).  Marie-Christine Repond
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«L’Arc jurassien a  
su préserver sa culture  
industrielle»
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pour nous les qualités majeures néces-
saires à un travail de recherche et de 
développement fructueux. Nous es-
sayons de développer le goût de la 
créativité, de la formation et du savoir-
faire suisse, afin que l’état d’esprit Hu-
mard anime la cinquantaine de nos col
laborateurs.

Quatre apprentis automaticiens et 
dessinateurs constructeurs sont en cours 
de formation; 40 pour cent de nos em-
ployés forment le secteur lié au mon-
tage et à la mise en production. En adé-
quation avec notre souci d’innovation, 
nous encourageons la formation conti-
nue de nos collaborateurs.

Quelles sont les clés du succès de votre 
entreprise?
Notre orientation clients, voulue dès la 
constitution de notre société, forge le 
succès de notre société. Le premier con- 
tact débute toujours par une discus-
sion … être à l’écoute est essentiel! 

Le partenariat établi entre notre clien-
tèle et nos développeurs aboutit à 
l’émergence de nouvelles idées, à des 
solutions performantes et souvent iné-
dites: «la» solution à leurs besoins. Cette 
relation personnalisée instaure des rap
ports de confiance sur le long terme. 
La satisfaction de nos destinataires se 

concrétise également dans 
l’assistance, la maintenance 
et le service après-vente 
fournis. 

Les avantages et inconvé-
nients de votre situation à Delémont?
L’Arc jurassien a su préserver sa culture 
industrielle. Bassin de la mécanique et 
du façonnage des métaux, il offre un 
vivier de compétences en la matière. 
La qualification élevée du personnel 
découle aussi de la présence d’écoles 
professionnelles, à l’instar de la division 
technique du CEJEF (Centre jurassien 
d’enseignement et de formation) et du 
CEPIM (Centre d’enseignement profes-
sionnel des industries de la métallur-
gie); ce dernier, sis à Delémont, a été 
créé par l’industrie jurassienne en vue 
de compléter la formation dispensée 
dans les entreprises. A cela s’ajoutent 
des prix des terrains attractifs et une 
bonne politique d’encadrement des 
autorités envers l’industrie, même si des 
efforts demeurent encore souhaitables 
au niveau de l’imposition des entrepri-
ses notamment. 

Quant aux inconvénients, les condi-
tions d’accès sont encore limitées et le 
raccordement aux axes autoroutiers hel- 
vétiques attendu avec impatience. Il 

convient toutefois de relativiser cette 
situation, l’aéroport de Bâle Mulhouse 
se situe à moins de 45’ de Delémont.

Quelles sont les forces et les faiblesses 
de la place industrielle suisse?
L’esprit entrepreneurial des patrons dy-
namise notre industrie, nous trouvons 
ainsi toujours des partenaires pour le 
partager. La Suisse dispose de hautes 
compétences et est à même de répon-
dre à la conception de produits com-
plexes. 

Même si la faiblesse de la monnaie 
européenne est source d’inquiétude, je 
suis confiant dans l’avenir de notre in-
dustrie. La conception de produits à for- 
te valeur ajoutée, bénéficiant d’une tech-
nologie de pointe, reste une force face 
à la mondialisation. Certaines sociétés 
ne relocalisent-elles pas à nouveau leurs 
sites de production dans notre pays? 3 
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Georges Humard trouve dans la simplicité un art de vivre. 
Adepte de sports de moyenne montagne, il se ressource 
au contact de sa famille et de ses amis. Une convivialité 
qu’il partage aussi au sein du comité de la Chambre de 
commerce et d’Industrie du Jura, en tant que membre as-
sesseur. Humard Automation SA est active dans les do-
maines de l’horlogerie principalement (pour 70 à 80 pour 
cent), la joaillerie, le médical, l’automobile, la cosmétique, 
l’agroalimentaire et l’électronique. www.humard.com

Marie-Christine Repond est rédactrice  
chez Cadence-Conseils à Lausanne.
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Faits
La société Y. SA exploite une clinique à 
Q. Le 1er septembre 2007, elle avait en-
gagé A. comme membre de la direction 
et lui avait confié la direction des dé-
partements Marketing et organisation 
et Soins et traitements. A. avait pour 
mission de restructurer l’entreprise. Cela 
était nécessaire dans la mesure où les 
structures appropriées faisaient défaut 
alors que l’entreprise connaissait une 
expansion rapide et que le Dr. X. réu-
nissait en une seule personne les fonc-
tions de médecin chef, de délégué du 
conseil d’administration et d’actionnaire. 
Au cours de l’été 2008, des conflits ont 
vu le jour entre X. et A. qui ont rendu 
plus difficile leur collaboration. Par let-
tre datée du 27 août 2008, A. se plaignit 
au conseil d’administration du compor-
tement de X. qui déstabilisait les colla-
borateurs et collaboratrices et suscitait 
parmi ceux-ci des angoisses quant à leur 
emploi et qui l’empêchait elle-même 
de remplir sa mission.

Dans ce courrier, elle demandait au 
conseil d’administration des proposi-
tions claires et immédiates propres à 
mettre un terme à une situation deve-
nue intenable et décrivait ensuite cer-
tains incidents exemplaires qui s’étaient 
produits au mois d’août 2008 et qui il-
lustraient selon elle le comportement 
destructeur de X. La société Y. SA n’a 
donné aucune suite à cette demande. 
Au contraire, le 17 septembre 2008 elle 
résiliait le contrat de travail de A. avec 
effet au 31 décembre 2008, libérant 
celle-ci dans l’intervalle de ses obliga-
tions. 

Le 16 avril 2009, A. actionna la société 
Y. SA en paiement de 30 000 francs, in-
térêts en sus, à titre d’indemnité pour 
licenciement abusif.

Extrait des considérants
1.  Selon le jugement attaqué, A. consi-
dère son licenciement comme abusif 
(art. 336 al. 1 lit. d CO) car il lui a été no-
tifié immédiatement après qu’elle se fut 
adressée au conseil d’administration 
pour lui demander de l’aider à aplanir 
ses différends personnels avec X. Y. SA 
ne s’est toutefois pas préoccupée de 
trouver une solution. Au contraire, la 
société a déclaré avoir opté pour le li-
cenciement au détriment de A. dans 
l’intérêt de la société toute entière. En 
effet, en dépit de ses qualifications, A. 
n’aurait pas répondu aux attentes en 
matière de communication. Elle n’aurait 
pas compris que, appelée à intervenir 
aux limites de la gestion opérationnelle 
et de la gestion médicale, elle devait 
faire preuve d’aptitudes particulières 
dans le domaine communicatif.

1.1  Le premier juge a considéré que 
le licenciement devait être considéré 
comme abusif au sens de l’article 336 
CO si Y. SA l’avait prononcé sur la seule 
base de la lettre du 27 août 2008. Le 
peu de temps qui sépare le courrier de 
A., daté du 27 août 2008, et le licencie-
ment semblerait en effet indiquer que 
c’est ce courrier qui a provoqué le con
gédiement. Cependant, les courriels 
échangés par A. et X. au mois de mars 
2008 montrent que les rapports entre 
ces deux personnes étaient déjà ten-
dus à cette époque et donnent donc à 
penser que la lettre du 27 août 2008 ne 
pouvait constituer le seul motif de rési-
liation. Ainsi, A. n’aurait pas apporté la 
preuve que, selon toute probabilité, sa 
lettre était sinon le seul, du moins le 
motif essentiel de son licenciement. 
L’instance précédente a jugé que le grief 
selon lequel Y. SA n’aurait pris aucune 

mesure pour aplanir le conflit n’était 
pas fondé. La direction, et notamment 
X., auraient à plusieurs reprises, pendant 
une période relativement longue, tenté 
de localiser les problèmes de communi-
cation qui émergeaient, à en parler et 
à proposer une solution. En dépit de 
ces efforts, la situation conflictuelle n’a 
pas cessé de s’aggraver. Ne se montrant 
nullement ouverte au compromis, A. 
aurait une part de responsabilité dans 
le conflit. Résoudre le problème n’aurait 
en fin de compte pas été possible.

1.2  A. estime qu’il ne suffit pas, pour 
dénier à son licenciement un caractère 
abusif au sens de l’article 336 al. 1 lit. d 
CO, de prétendre que sa lettre n’en 
aurait pas été le seul motif. L’élément 
juridiquement déterminant résiderait 
plutôt dans la réponse à la question de 
savoir si le motif abusivement invoqué 
était déterminant en soi, et plus préci-
sément si le motif critiqué avait consti-
tué la raison immédiate du licenciement 
ou du moins s’il avait revêtu un carac-
tère à ce point essentiel que le congé-
diement n’aurait pas été prononcé s’il 
n’avait pas existé. Or, on ne saurait de-
mander à la personne licenciée d’ap-
porter la preuve de ce fait. S’il appert 
qu’une partie du motif invoqué est très 
vraisemblablement abusive, c’est à l’em-
ployeur qui résilie qu’il appartient de 
prouver que même si le motif critiqué 
n’avait pas existé, il aurait congédié l’em-
ployé. A elle seule, la possibilité d’un 

Jugement

Concours de motifs de congédiement

Lorsque coexistent plusieurs motifs de congédiement, on retiendra 
celui qui est prépondérant et déterminant. En présence d’un motif de 
licenciement abusif et d’un autre qui ne l’est pas, c’est à l’employeur 
qu’il incombe de prouver que la résiliation aurait été prononcée même 
si le motif jugé abusif n’avait pas existé.
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autre motif de résiliation (non abusif 
celui-là) ne fait pas disparaître le lien 
de causalité avec le motif abusif con
staté si l’on applique le degré de preuve 
de la haute vraisemblance. Compte tenu 
de la simple possibilité qu’il existe un 
autre motif – fait constaté par l’instance 
précédente – il faut s’en tenir au lien de 
causalité établi entre le licenciement et 
la lettre par laquelle A. fait valoir de 
bonne foi des droits inhérents aux rap-
ports de travail. Par ailleurs, le fait que 
c’est bien la lettre de A. qui est à l’ori-
gine du congédiement est conforté par 
la circonstance que Y. SA a prononcé le 
licenciement après l’avoir reçue et sans 
avoir effectué préalablement la moin-
dre tentative crédible de conciliation. 
A. estime par ailleurs que dans le cadre 
de l’appréciation du lien de causalité 
par l’instance précédente, les faits ont 
été insuffisamment constatés. Elle pré-
cise en se référant au dossier qu’elle a 
expliqué en détails au premier juge, of-
fres de preuves à l’appui, les raisons 
pour lesquelles ce ne sont pas ses traits 
de caractère personnels (déficit de la 
faculté de communiquer) qui ont com-
pliqué la collaboration mais bien le com-
portement inadapté de X., qu’il y a lieu 
d’imputer à Y. SA.

2.1.3  Lorsqu’un licenciement repose 
sur plusieurs motifs, dont certains sont 
abusifs et d’autres non, le tribunal fonde 
sa décision quant au caractère abusif 
du congé sur le motif de licenciement 

qui a vraisemblablement été, pour la 
partie qui congédie, le motif prépondé-
rant et déterminant. En présence d’un 
motif de licenciement abusif et d’un 
autre qui ne l’est pas, c’est à l’employeur 
qu’il incombe de prouver que la résilia-
tion aurait été prononcée même si le 
motif jugé abusif n’avait pas existé. 

2.2  En ce qui concerne la question du 
motif de congé déterminant, A. a effec-
tivement exposé en première instance, 
en citant plusieurs témoins, qu’elle s’était 
dès le départ consacrée activement à 
sa mission de restructuration en faisant 
preuve d’efficacité et de compétence 
et que grâce à ses qualités en matière 
de communication, elle avait été fort 
bien accueillie par le personnel. Au mois 
de mai 2008, Y. SA l’aurait même pro-
posée comme future directrice géné-
rale, proposition que X. avait également 
approuvée. Au début du mois de juillet, 
il était encore évident que son acces-
sion au poste de directrice générale ne 
dépendait plus que de son accord, ce 
qui ressort d’un courrier du président 
du conseil d’administration daté du 
4 juillet 2008. Dès lors, le reproche d’un 
déficit de communication est infondé. 
De fait, le réel problème se réduit au 
conflit avec X. et au fait que A. s’est dé-
fendue contre les agissements de ce-
lui-ci. A. fait ensuite valoir, exemples à 
l’appui, que X. n’avait pas respecté les 
accords passés en matière de compé-
tences, ce qui avait compliqué sa tâche 
et provoqué des affrontements. Cette 
situation avait inquiété les collabora-
teurs, et c’est précisément ce problè- 
me qu’elle soumettait au conseil d’ad-
ministration dans sa lettre du 27 août 
2008. A. y détaillait également les re-
proches qui lui avaient été adressés, in-
voquait des faits destinés à réfuter ces 
reproches. Elle y décrivait ensuite com-
ment X., en raison de promesses non 
tenues et d’un défaut de communica
tion, avait semé la confusion au secré
tariat et à la pharmacie. Selon A., il n’était 
nullement disposé à se remettre en 
cause et se serait focalisé sur elle. Après 
son appel au secours adressé au con
seil d’administration, l’organe de direc-
tion, informé de la situation, s’était non   
ensuite, par souci de simplification, pu-
rement et simplement rallié à la posi-

tion de X. et avait donné son congé à A, 
au prix, selon elle, d’un licenciement 
abusif.

2.3  Comme l’explique A. non sans per-
tinence, le fait que ses rapports avec X. 
aient été tendus dès le mois de mars 
2008 n’est pas relevant dans la mesure 
où elle était encore pressentie comme 
directrice générale au mois de juillet 
2008. On peut en effet exclure dans ce 
cas que Y. SA eût envisagé à l’époque 
de congédier A. en raison des rapports 
difficiles qu’elle entretenait avec X. Pour 
trancher la question du caractère abu-
sif du congé, il est donc essentiel de sa-
voir si, le 4 juillet 2008, Y. SA était en-
core ouverte à une promotion de A. 
Dans la mesure où il n’a pas pris en 
considération les dires de A. affirmant 
que Y. SA manifestait encore au cours 
de l’été 2008 l’intention de faire d’elle 
sa directrice générale et qu’aucune con
statation n’a donc été faite à cet égard, 
le premier juge a procédé à une cons
tatation insuffisante des faits sur un 
point de droit. Le grief de A. est donc 
fondé sur ce point. Si la réalité de l’affir-
mation en cause peut être établie, le 
fait que les rapports entre A. et X. étaient 
déjà tendus au mois de mars 2008 ne 
constituerait plus un indice accréditant 
l’existence d’un motif de congédiement 
légitime et la preuve du caractère abu-
sif serait rapportée sans autre, comme 
l’a d’ailleurs reconnu le premier juge 
(licenciement en réaction à la lettre du 
27 août 2008 par laquelle A. demandait 
son soutien à Y. SA pour lui permettre 
d’accomplir librement sa tâche dans 
l’entreprise). Le cas échéant, il incom-
berait à Y. SA, en présence d’un motif 
de congédiement abusif et d’un autre 
motif qui ne le serait pas, d’apporter la 
preuve qu’elle aurait licencié A. même 
en l’absence du motif considéré comme 
abusif. 

Arrêt du Tribunal Fédéral 
du 15 novembre 2010 (4A_430/2010)
(Traduit de l’allemand)
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Faits
Depuis le 1er mars 1998, l’intimé A. tra­
vaillait au service de l’appelante Y. 
comme technicien. Selon les termes 
d’un nouveau contrat de travail établi 
le 1er janvier 1999, A. occupait une posi­
tion de chef de section. Dans un autre 
contrat conclu avec l’entreprise X. pro­
che de la Y., entré en vigueur le 1er janvier 
2004, A. était désigné comme membre 
de la direction. Les rapports de travail 
prirent fin le 31 octobre 2005.

A. exigeait conjointement des deux 
entreprises Y. et X. le paiement d’un 
montant de 366 129 francs à titre de 
complément salarial dû pour des heu­
res supplémentaires accomplies jusqu’à 
fin 2003. Le Tribunal acquit la convic­
tion que A. avait occupé une fonction 
dirigeante élevée, ce qui excluait l’ap­
plication de la Loi fédérale sur le travail 
(Loi sur le travail, LTr) du 13 mars 1964 
et, par conséquent, le privait du rem­
boursement des heures de travail excé­
dentaires. La Cour cantonale, quant à 
elle, en arriva à la conclusion contraire, 
estimant que A. était soumis au régime 
de la LTr et avait, par principe, droit à la 
rémunération de ses heures supplé­
mentaires, dont le montant admis par 
les juges s’élevait à 178 450 francs.

Extraits des considérants
1.  L’instance précédente devait déter­
miner si A. avait droit à une indemnité 
pour travail supplémentaire au sens de 
l’art. 13 LTr selon les conditions établies 
par l’art. 12 LTr. Les dispositions en 
question ne peuvent s’appliquer à A. 
que dans la mesure où il n’exerçait pas 
une fonction dirigeante élevée dans l’en­
treprise, telle qu’elle est définie à l’art. 3 

lit. d LTr. L’Ordonnance 1 relative à la Loi 
sur le travail précise une telle position 
de la manière suivante (art. 9 OLT 1): 
«Exerce une fonction dirigeante élevée 
quiconque dispose, de par sa position 
et par sa responsabilité et eu égard à la 
taille de l’entreprise, d’un pouvoir de 
décision important, ou est en mesure 
d’influencer fortement des décisions de 
portée majeure concernant notamment 
la structure, la marche des affaires et 
le développement d’une entreprise ou 
d’une partie d’entreprise.» La pratique 
judiciaire du Tribunal fédéral montre 
que ces conditions exigeantes ne sau­
raient être remplies du simple fait qu’un 
employé occupe une position de con­
fiance dans l’entreprise. Des aspects 
particuliers tels que le droit de signa­
ture, une certaine compétence direc­
tive ou le niveau salarial ne suffisent pas, 
à eux seuls, à déterminer une fonction 
dirigeante élevée. Ce qui compte, c’est 
l’ensemble du champ d’activité et la 
manière concrète dont la personne en 
question exerce ses fonctions par rap­
port à la structure de l’entreprise, indé­
pendamment de la désignation de son 
poste ou de sa formation profession­
nelle. Ce sont les circonstances du cas 
précis qui déterminent le niveau de la 
position. La façon dont l’exception est 
formulée dans l’OLT 1 indique que la 
disposition doit être appliquée de façon 
très restrictive. Il convient donc tout 
particulièrement de se référer au pou­
voir de décision dont la personne dis­
pose en raison de sa position et de ses 
responsabilités dans l’entreprise, no­
tamment à ses compétences quant à 
l’engagement et au placement du per­
sonnel, à la gestion des horaires de tra­

vail dans l’ensemble de l’entreprise – et 
non seulement des siens et de ceux de 
ses subordonnés immédiats – enfin éga­
lement à sa participation à la politique 
salariale et à sa possibilité de fixer de 
manière autonome certains objectifs 
annuels de l’entreprise ou d’une sec­
tion de celle-ci. Le simple fait d’appar­
tenir à la catégorie des cadres ne suffit 
pas à priver un employé supérieur du 
bénéfice de la LTr.

2.4  A propos de la question des com­
pétences de décision générales dans 
les deux sociétés, l’instance cantonale 
a établi que A. possédait une simple 
procuration collective pour l’entreprise 
X., ce qui signifie, implicitement, que 
pour Y., il ne disposait d’aucune signa­
ture. Formellement, selon la description 
incontestée contenue dans le jugement 
mis en cause, la direction générale des 
deux sociétés était assumée par Z., dé­
légué du conseil d’administration doté 
de la signature individuelle. Les juges 
ont constaté que Z. détenait le pouvoir 
de décision au sein du groupe directeur 
(«Lenkungsteam») chapeautant les deux 
sociétés. Z. convoquait les réunions et 
déterminait l’ordre du jour et les sujets 
à débattre. Pour sa part, A. avait, en 
tant que chef de section, le droit d’ap­
poser son visa sur les factures, mais 
était tenu de les faire suivre à Y., où 
elles étaient finalement approuvées et 
payées par Z. Quant au budget, c’est 
au groupe directeur qu’il appartenait 

Jugement

Définition de la fonction 
dirigeante élevée
Pour déterminer si un travailleur occupe une fonction dirigeante éle­
vée – qualité par laquelle il est excepté des conditions d’horaires 
prescrites par la Loi sur le travail – il convient de se référer à l’ensemble 
de son champ d’activité. Des aspects particuliers tels que le droit  
de signature, la compétence directive ou le niveau salarial ne sauraient 
suffire à la définition.
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de l’établir, A. se contentant de l’élabo­
rer et de le soumettre au groupe. Vu ces 
circonstances, et compte tenu des dé­
clarations détaillées fournies par A. et 
Z., l’instance précédente a acquis la 
conviction que Z. était le «meneur» in­
contestable de toute l’affaire.

2.4.1  En rappelant le déroulement des 
séances du groupe directeur, auquel A. 
appartenait en qualité de membre, Y. 
s’applique à démontrer une vision ar­
bitraire des juges cantonaux. Elle leur 
reproche notamment d’avoir interprété 
une déclaration de Z. – «je possédais la 
voix déterminante» – comme signifiant 
un pouvoir de décision individuel ab­
solu, au lieu d’y voir la simple procé­
dure applicable en cas d’égalité des 
voix.

2.4.2  Or par cette argumentation, Y. ne 
parvient pas à révéler une appréciation 
erronée évidente des faits. Le jugement 
en cause ne mentionne pas la compo­
sition du groupe directeur. Sans pou­
voir fournir des preuves suffisantes, Y. 
invoque des éléments d’objection qui 
dépassent les constatations des juges 
en charge. Par ailleurs, il convient de 
préciser que dans son appréciation des 
procédés de décision du groupe direc­
teur, l’instance cantonale ne s’est pas 
basée sur la seule affirmation de Z. con­
cernant sa voix déterminante, de sorte 
que l’on ne saurait lui reprocher un ju­
gement arbitraire par ce biais.

2.6  Quant au recrutement de person­
nel, les juges précédents ont constaté 
que si A. menait les entretiens d’em­
bauche avec les candidats et soumet­
tait des propositions d’engagement, 
c’était toujours Z. qui en prenait la dé­
cision définitive et fixait le salaire. Après 
avoir approuvé les propositions de A., 
Z. laissait à celui-ci le soin de signer les 
contrats de travail pour les collabora­
teurs destinés à sa section.

2.6.1  Y. reproche encore à l’instance 
précédente de ne pas avoir tenu compte 
de la grande latitude dont A. jouissait 
dans le domaine de la gestion du per­
sonnel, ni de ses larges compétences 
directives vis-à-vis des travailleurs de 
son secteur d’activité, dont le nombre 
pouvait atteindre jusqu’à 27. L’appe­
lante Y. s’appuie également sur un pro­
cès-verbal faisant état d’une déclaration 
selon laquelle A.était autorisé à signi­
fier des congés à son personnel sans 
préavis au délégué du conseil d’admi­
nistration. Y. souligne encore la grande 
liberté dont A. disposait dans le dérou­
lement des affaires menées sous sa res­
ponsabilité, de même que son pouvoir 
d’instruction et d’action concernant les 
achats de matériaux liés aux projets en­
trepris. En conséquence, l’appelante af­
firme que A. influençait le résultat com­
mercial de l’entreprise par son activité.

2.6.2  L’instance précédente a parfaite­
ment reconnu les compétences assez 
larges de l’intimé A. dans le déroule­
ment de ce qu’il est convenu d’appeler 
les affaires courantes journalières, en y 
incluant son pouvoir d’instruction et ses 
compétences en matière d’achat de ma­
tériel. Aussi est-il naturel de considérer 
que, par l’efficacité de son travail, A. 
contribuait aux bons résultats commer­
ciaux et influençait positivement le sort 
de l’entreprise Y. Contrairement au point 
de vue de l’appelante, le fait que l’acti­
vité de A. produisait ses effets sur le 
chiffre d’affaires ne suffit pas à conclure 
à une position dirigeante élevée. En 
effet, dans ces conditions, n’importe 
quel vendeur mériterait ce statut. La 
simple incidence sur le résultat commer­
cial ne doit pas être confondue avec la 
participation active à la conception de 
la politique commerciale, qui détermine 

le positionnement stratégique de l’en­
treprise sur le marché. De ce point de 
vue et pour autant qu’elle soit formel­
lement recevable, l’argumentation de 
l’appelante est hors de propos.

3.  En résumé, les juges de céans esti­
ment que l’appréciation générale des 
faits de l’instance précédente est cor­
recte en ce sens qu’en qualité de chef 
de section, A. occupait une position 
d’une certaine importance impliquant 
un pouvoir de décision partiel et des 
responsabilités non négligeables, mais 
qu’il n’était tout de même pas investi 
de compétences de décision suffisantes 
pour que sa position réponde à la défi­
nition de «fonction dirigeante élevée». 
La configuration de son poste exclut 
donc, par conséquent, l’application de 
l’exception prévue par l’art. 3 lit. d LTr.

Arrêt du Tribunal fédéral suisse  
du 23 août 2010 (4A_258/2010)
(Traduit de l’allemand)
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Commentaire
Il serait souhaitable que, lors d’un prochain 
cas, le Tribunal Fédéral se penche sur la ques-
tion des caractéristiques en commun entre les 
travailleurs qui exercent une fonction dirigean- 
te élevée, une activité artistique indépendante 
ou une activité scientifique. Pour ces deux der-
nières, le critère en commun est selon les art. 11 
et 12 du OLT 1, que les travailleurs profitent 
d’une grande liberté dans les domaines de la 
conception, voir de la définition des objectifs, 
de l’exécution et de la répartition du travail. 
Cette liberté d’organisation du travail – qui 
ressemble à celle d’un entrepreneur indépen-
dant – doit être le critère décisif pour ne pas 
être soumis au régime de la LTr. La définition 
que le travailleur qui exerce une fonction di-
rigeante élevée est en mesure d’influencer for- 
tement des décisions de portée majeure con-
cernant l’entreprise ne peut avoir de sens que 
s’il est en mesure de gérer son temps de tra-
vail – comme un entrepreneur indépendant.

Ce dernier décide sur les objectifs aussi bien 
que sur le nombre des employés. La question 
décisive est donc si la fonction dirigeante per-
met d’influencer son temps de travail ou laisse 
une grande liberté dans la répartition de son 
travail. 
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Un comité de direction 
composé  de femmes  
et d’hommes a un effet 
bénéfique sur les résultats  
de l’entreprise.

Les femmes aux postes de direction (1)

Plus de femmes dirigeantes: 
des actes et non des quotas 
La part de femmes occupant des postes dirigeants dans l’économie doit augmenter: 
cette revendication est souvent entendue dans le public tant en Suisse qu’en Europe. 
Mais comment atteindre cet objectif, nécessaire d’un point de vue social, économique  
et entrepreneurial, sans fixer des quotas légaux?  Ruth Derrer Balladore et Silvia Oppliger

Même si les femmes sont toujours plus nombreu-
ses au sein des équipes dirigeantes, il reste beau-
coup à faire pour qu’elles y soient davantage re-
présentées. Selon le rapport Schilling 2010, la part 
de femmes dans les conseils d’administration (CA) 
des 100 principales entreprises suisses est de 10 pour 
cent et seulement. Elle ne dépasse pas 4 pour cent 
au sein des directions générales (DG).

La situation est similaire en Europe. D’après une 
étude menée par Egon Zehnder International en 
2010, les femmes constituent 12,2 pour cent des 
membres des conseils d’administration des 340 plus 
grandes sociétés de 17 pays européens (EU-15, Nor-
vège et Suisse). Cette proportion varie fortement 
d’un pays à l’autre. La part de femmes est la plus 
élevée en Finlande, en Norvège ainsi qu’en Suède 
et la plus faible au Portugal, en Italie et au Luxem-
bourg (voir graphique).

En Norvège, une loi entrée en vigueur le 1er jan-
vier 2008 stipule que le conseil d’administration 

des entreprises cotées doit comporter 40 pour  
cent de femmes au minimum. La Norvège fait 
donc nettement mieux que les autres pays, avec 
une proportion de femmes de 42 pour cent. La 
Finlande et la Suède sont aussi largement au-des-
sus de la moyenne européenne – sans quotas lé-
gaux – avec des parts de femmes avoisinant les 30 
pour cent.

La stratégie finlandaise est claire: «Comply or 
explain». Le code de bonne gouvernance d’entre-
prise prescrit que le CA des sociétés cotées se com-
pose de femmes et d’hommes. Si une entreprise 
ne remplit pas cette exigence, elle doit se justifier. 
La Suède ne connaît ni réglementation légale, ni 
recommandation semblable.

En Suisse, motion parlementaire
L’instauration d’un quota contraignant est actuel-
lement en discussion dans de nombreux pays 
européens et une telle mesure est déjà ancrée dans 
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la loi en Norvège et en Espagne, ainsi 
qu’en France depuis janvier 2011. En 
Suisse une nouvelle motion visant le 
même but a été déposée au Parle-
ment.

Les choses commencent aussi à bou-
ger au niveau de l’Union européenne 
(UE). Fin janvier, Viviane Reding, com-
missaire à la justice, a annoncé la vo-
lonté européenne de mettre en œuvre 
ce qu'elle a présenté l'automne dernier 
comme des valeurs cibles: d'ici 2015, 
la part des femmes dans les CA des 
entreprises européennes cotées en 
bourse devrait s'élever à 30 pour cent 
d’ici 2015, et même à 40 pour cent d’ici 
2020. La commission européenne ac-
corde aux entreprises un délai de grâce 
jusqu'à la fin de 2011. Si rien ne change 
d'ici là, les quotas pourraient entrer en 
application.

L’économie ne peut se passer 
de dirigeantes féminines
Il ne fait aucun doute que la part de 
femmes occupant des positions dirige- 
antes dans l’économie doit augmenter 
aussi bien dans les conseils d’adminis-
tration qu’à la direction opérationnelle. 
Ce changement répond non seulement 
au principe de l’égalité des droits, mais 
aussi à des considérations de rentabi-
lité économique et de politique d’en-
treprise.

Le niveau de formation des femmes 
n’a jamais été aussi élevé qu’aujourd’hui 
et il y a longtemps que celles-ci sont 
majoritaires dans les universités. D’un 
point de vue économique, former des 
femmes pour finalement ne pas exploi-
ter leur potentiel n’a pas de sens. Cet 
argument est encore renforcé par l’évo-
lution démographique: la pénurie de 
main-d’œuvre qualifiée va s’accentuer 
et les entreprises ne pourront plus se 
passer d’une grande partie des 50 pour 
cent potentiels de la population active. 
Selon une étude menée par McKinsey 
en 2007, la pénurie de 24 millions de 
salariés annoncée en Europe pour 2040 
pourrait théoriquement être réduite à 
3 millions si les femmes avaient le même 
taux d’activité que les hommes.

Un engagement clair en faveur de 
l’égalité des chances entre les femmes 
et les hommes permettrait aux entre-
prises de se positionner avantageuse-

ment dans la compétition toujours plus 
intense pour la main-d’œuvre qualifiée. 
Les femmes occupant des fonctions di-
rigeantes en sont la meilleure preuve. 
En outre, les entreprises proposant des 
modèles flexibles à leurs dirigeants mas-

culins et féminins éviteront la perte d’un 
précieux savoir-faire, par exemple lors-
que les deux parents souhaitent con
tinuer de travailler après avoir fondé 
une famille.

Les décisions d’achat  
sont prises par les femmes
Plus de la moitié des décisions d’achat 
sont prises par les femmes. Si leurs va-
leurs et leurs conceptions des choses 
étaient directement prises en compte 
dans les décisions des entreprises, les 
produits et les prestations répondraient 
mieux aux besoins de ce groupe cible 
important.

Le lien direct entre la performance 
d’une entreprise et la part des femmes 
à la direction est désormais incontesté. 
Cette relation est particulièrement frap-
pante à partir d’une part de femmes 
d’au minimum 30 pour cent. Une autre 

étude de McKinsey datant de 2008 a 
révélé que certaines qualités de mana-
gement qui se retrouvent davantage 
chez les femmes que chez les hommes 
ont un impact positif sur la performance 
organisationnelle d’une entreprise. En 
résu-mé: dans un comité de direction 
composé de femmes et d’hommes, les 
qualités de management différentes de 
chaque sexe se complètent – ce qui a 
une incidence bénéfique sur les résul-
tats de l’entreprise. Alors que les hom-
mes sont très enclins à prendre des ris-
ques, les femmes tendent au contraire 
à les éviter.

Il faut donc plus de femmes aux pos-
tes de direction dans l’économie. Tou-
tefois ce changement ne se fera pas de 
lui-même. Faut-il donc malgré tout im-
poser un quota de femmes? Une telle 
mesure est indubitablement efficace 
et contribue surtout à accélérer le pro-
cessus, mais les exemples de la Finlande 
et de la Suède montrent qu’il est égale-
ment possible d’obtenir le résultat voulu 
sans quota.

L’Union patronale suisse rejette réso-
lument l’instauration d’un quota légal 
de femmes dans les conseils d’admi-
nistration. Un quota restreint fortement 
la liberté de choix d’une entreprise et 
peut avoir pour effet pervers la nomi-
nation de «femmes quota» – sans con
tribuer pour autant à accroître la part 
des femmes aux postes de direction 
opérationnelle.

La fixation d’un quota n’est pas non 
plus du goût des managers féminins.  

Pourcentage des femmes dans les CA des entreprises européennes

Source: Egon Zehner International, 2010
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Le niveau de 
formation des  
femmes n’a jamais  
été aussi élevé 
qu’aujourd’hui.
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En juillet dernier, le magazine écono­
mique «Bilan» a publié un sondage 
montrant que deux seulement des 
vingt femmes entrepreneurs, directri­
ces, membres de conseil d’adminis­
tration et professeurs interrogées en 
Suisse sont favorables à un quota. Les 
autres estiment que l’imposition de 
quotas n’est tout simplement pas une 
bonne solution.

Pour éviter l’imposition de 
quotas, il faut agir maintenant!
Pourtant, si rien ne change dans les an­
nées à venir, les quotas légaux pour­
raient se présenter comme un dernier 
recours à certaines de ces femmes. Le 
temps est donc arrivé d’accroître la part 
des femmes dans les cercles dirigeants 
de l’économie. Plusieurs instruments 
peuvent mener à ce but. Les plus effi­
caces nous paraissent être ceux-ci:

�Une affirmation claire de  33

la direction de l’entreprise
Egalité de salaires33

Evolution de l’entreprise à l’interne33

�Compatibilité travail / famille –  33

modèles de travail flexibles
Réseaux33

Visibilité33

Exemples de «Best-Practice»33

Une affirmation claire de la direction 
de l’entreprise: le sommet de la hiérar­
chie doit afficher sa ferme volonté de 
faire évoluer les choses et être con­
vaincu qu’une participation plus large 
des femmes à la direction apporte des 
avantages importants à l’entreprise. 
Pour y arriver, il est possible de fixer 
des objectifs mesurables, implicites ou 
explicites.

Egalité de salaires: les résultats de 
l’enquête 2008 sur la structure des sa­
laires montrent que les cadres supé­
rieurs féminins gagnent 33,5 pour cent 
de moins que leurs collègues mascu­
lins (c. f. «Employeur Suisse»  N° 18 / 2010). 
Pour quelles raisons une femme ayant 
de lourdes responsabilités devrait-elle 
accepter une telle charge si elle est 
moins rémunérée qu’un homme aux 
fonctions identiques? Hormis le fait 
que l’égalité des salaires devrait aller 
de soi, une incitation financière est 
donc nécessaire pour engager et rete­

nir des femmes à des postes de haute 
direction.

Evolution de l’entreprise à l’interne: 
Grâce à des programmes ciblés de dé­
veloppement et de tutorat à l’intention 
des femmes, l’entreprise peut encoura­
ger et promouvoir certaines de ses em­
ployées à des tâches de direction.

Compatibilité travail / famille – modè­
les de travail flexibles: Grâce à des mo­
dèles de travail flexibles (travail partiel, 
partage de poste, télétravail, p. ex.) pour 
les femmes et les hommes – y compris 
pour des postes de direction – les en­
treprises permettent à leurs collabora­
teurs de mieux concilier activités pro­
fessionnelles et vie de famille. Cela ne 
correspond pas seulement au besoin 
de nombreuses femmes cadres, mais 
aussi et toujours plus également à celui 
des hommes dans des positions sem­
blables.

Réseaux: des réseaux internes et ex­
ternes à l’entreprise, pour les femmes 
et les hommes, offrent la possibilité de 
nouer des contacts importants, de ren­
forcer les compétences sociales et per­
sonnelles et de se tenir au courant des 
derniers développements.  

Visibilité: des organisations telles que 
«Get Diversity» ou «Female Board Pool» 
renforcent, grâce à leurs réseaux, la vi­
sibilité de femmes capables et intéres­
sées par un mandat au sein d’un conseil 
d’administration. Elles soutiennent éga­
lement les entreprises dans leur recher­
che de candidates pour leur conseil 
d’administration.

Exemples de «Best-Practice»: enfin, 
mettre en évidence de bons exemples 

favorise encore plus la sensibilisation 
et montre comment les entreprises ont 
augmenté le pourcentage de femmes 
au sein de leurs instances dirigeantes.

Mais les meilleurs exemples et théo­
ries ne servent à rien si les entreprises 
ne s’activent pas. Il vaut mieux se fixer 
aujourd’hui déjà de petits objectifs con­
crets plutôt que d’élaborer un vaste con­
cept qui ne sera pas mis en application. 
L’exemple de la Norvège montre com­
ment une association économique a 
réagi à une menace de quotas fixés par 
la loi (cf. l’article en p. 51). L'association 
économique norvégienne reconnaît aux 
discussions sur les quotas le mérite 
d'avoir renforcé la prise de conscience 
générale de l'importance des directions 
mixtes hommes-femmes. Profitons de 
ce nouvel embrasement du débat sur 
les quotas pour faire en sorte que le re­
cours à des dispositions légales devienne  
sans objet. 3

Ruth Derrer Balladore est membre de la  
direction de l’Union patronale suisse.

Etudes concernant le thème

�«Les femmes dans les fonctions dirigeantes: Les clés de la réussite», 33

2011, Secrétariat d’Etat à l’économie, www.seco.admin.ch 
(parution 3 mars 2011) 
�«Was Männer wollen. Studie zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben»,  33

2011, Pro Familia Schweiz im Auftrag des Kompetenzzentrums Integration, 
Gleichstellung und Projekte des Kantons St. Gallen, www.gleichstellung.sg.ch
�«Schilling-Report 33 2010. Transparenz an der Spitze»,  
Guido Schilling AG, www.schillingreport.ch
�«European Board Diversity Analysis»,  33

2010, Egon Zehnder International, www.egonzehnder.com
�«Women Matter», 33

2007, 2008, 2009, 2010, McKinsey & Company, www.mckinsey.com
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que le quota légal des 40 pour cent 
dans les CA n’a pas réalisé jusqu’ici: les 
entreprises font avancer d’abord à l’in-
terne leurs collaboratrices adéquates 
vers des postes de haute direction et 
accroissent ensuite la part des femmes 
parmi les managers opérationnels. Le 
programme, souligne la NHO, accroît 
ainsi en permanence le «pool» de fem-
mes ayant une expérience de direction, 
donc de candidates potentielles au CA. 

Un programme à la 
reconnaissance internationale
Entre-temps, le programme a atteint un 
rayonnement et une reconnaissance 
internationaux. L’Organisation Interna-
tionale du Travail (OIT) a élu «Female 
Future» parmi les dix meilleurs exem-
ples de bonne pratique en matière d’éga
lité hommes-femmes. Différents pays – 
Japon, Autriche et Ouganda – ont initié 
un programme «Female Future».

Fallait-il donc des quotas pour qu’un 
programme tel que «Female Future» 
ait un pareil succès? Non, déclare la 
NHO. Bien plus de la moitié des quelque 
700 entreprises participantes n’étaient 
pas concernées par ces quotas légaux. 
Elles ont néanmoins pris part au pro-
gramme parce qu’elles sont convaincues 
de la «nécessité de mélanger les équi-
pes et des effets positifs de cette prati-
que sur les résultats de l’entreprise». La 
NHO affirme toujours sa ferme opposi-
tion aux quotas. L’association voit ce-
pendant un élément positif à une telle 
loi: le débat a sensibilisé le public à 
l’importance que revêtent pour les en-
treprises et l’économie des comités de 
direction ayant des représentants des 
deux sexes. 3 

C’est en 2003 que la Confédération des 
entreprises norvégiennes (NHO) a lancé 
son programme «Female Future». L’un 
des éléments déclencheurs fut le spec-
tre de la «loi des quotas» qui se profilait 
alors. La menace ne tarda pas à se 
concrétiser, puisqu’en 2005, le gouver-
nement norvégien introduisit les quo-
tas au prétexte que les mesures volon-
taires ne  donnaient pas suffisamment 
de résultats. Depuis le début de 2008, 
les CA des sociétés cotées en bourse 
doivent être composés de 40 pour cent 
de femmes au moins. Faute de quoi 
elles sont menacées de dissolution. 

La motivation fondamentale de ce 
programme résidait, selon la NHO, dans 
le fait que, tant du point de vue de l’en-
treprise que de l’économie, il était judi-
cieux d’augmenter le pourcentage de 
femmes occupant des fonctions dirige
antes. Et cela non seulement dans les 
CA, mais aussi sur le plan opérationnel. 
Et non seulement dans les grandes so-
ciétés cotées en bourse, mais également 
dans des entreprises plus petites. Par 
cette approche systématique et globale, 
«Female Future» encourage les entre-
prises à accroître la part des femmes 
dirigeantes. Une demande que ses en-
treprises membres ont elles-mêmes ad
ressée à la NHO, souligne celle-ci.

«Female Future» s’engage  
et propose son soutien 
Des entreprises participent au program- 
me «Female Future». Le (ou les) CEO 
s’engage ainsi à sélectionner une ou 
plusieurs collaboratrices adéquates et 
à les promouvoir à des postes de di
rection dans un laps de temps donné. 
Pendant une année, les candidates fré-
quentent cours et séminaires au cours 

desquels on leur inculque le savoir-faire 
pour diriger, des compétences en ma-
tière de CA et l’essentiel en matière de 
rhétorique. On renforce aussi l’art du 
«réseautage» et la «visibilité». Selon la 
NHP, cet engagement du (ou des) CEO 
est essentiel. L’objectif d’augmenter la 
part de femmes est ainsi ancré au som-
met de l’échelle hiérarchique et la di-
rection générale devient le moteur de 
l’évolution. 

«Female Future» aborde, en outre, la 
question de la compatibilité entre acti-
vité professionnelle et activité familiale. 
En premier lieu, entreprises et candida-
tes sont interrogées à ce sujet dans le 
but de les sensibiliser aux enjeux que 
cela représente, en Norvège également. 
En second lieu, on recherche ainsi les 
moyens d’amener le monde du travail 
à mieux répondre aux besoins et aux 
intérêts des femmes.

Le succès de «Female Future» est bien 
réel. Plus de 1200 femmes, issues de 
quelque 700 entreprises, se sont inscri-
tes à ce programme. 62 pour cent de 
ces candidates ont été promues à une 
fonction opérationnelle de haut niveau 
ou au conseil d’administration de l’en-
treprise. «Female Future» a obtenu ce 

Les femmes aux postes de direction (2)

Réaction des entreprises de Norvège  
à l’approche des quotas
C’est par le projet « Female Future » que la Confédération des entreprises norvégiennes (NHO) a  
répondu à celui d’un système légal de quotas prévoyant 40 pour cent de femmes au sein des conseils  
d’administration (CA) – un projet qui connaît un vaste succès et bénéficie d’une reconnaissance  
internationale.  Silvia Oppliger

«Plus de la moitié
des quelques
700 entreprises 
participantes
n’étaient pas
concernées par
ces quotas légaux.»
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meilleurs résultats. Pour expliquer ce 
constat, Susanne Ruoff se réfère à la 
nature: les solutions et les systèmes 
techniques qui s’inspirent de la nature 
sont significativement plus efficaces, ce 
que l’on peut prouver par le biais de la 
bionique, dit-elle. «Il serait aussi logi-
que qu’une proportion accrue de fem-
mes aux échelons supérieurs des entre-
prises permette d’obtenir de meilleurs 
résultats, puisque les hommes et les 
femmes sont présents en proportions 
semblables dans la nature.»

Daniel Hoffet considère quant à lui 
qu’il est «juste et important que dans 
une entreprise comme un hôpital, qui 
compte dans son personnel de nom-
breuses femmes, celles-ci soient repré-
sentées dans une proportion adéquate 
à tous les niveaux directoriaux». Ce point 
a été pris en compte par le conseil d’ad-
ministration de Spital Netz Bern AG: 
trois femmes sont représentées au sein 
de cet organe qui compte sept mem-
bres. La direction offre un autre exem-
ple récent: «Nous voulions une repré-
sentation équilibrée des genres à la 
direction, or avec une seule femme, ce 
n’était pas le cas jusqu’ici. Maintenant, 
une femme éminemment qualifiée a 
été engagée comme directrice finan-
cière», se réjouit le président du CA.

Les femmes s'imposent moins 
pour obtenir un mandat
Selon l’expérience de Daniel Hoffet, il 
reste difficile de trouver une femme 
pour un mandat de conseillère d’admi-
nistration. Les femmes étant sous-repré-
sentées aux postes de responsabilité 
opérationnels, «elles sont peu nombreu-
ses à briguer un tel mandat et cela 
donne l’impression (erronée) qu’il y a 

«Siéger dans les différents comités de 
surveillance auxquels j’appartiens pour 
satisfaire à un quota consisterait à ser-
vir d’alibi.» Susy Brüschweiler sait de 
quoi elle parle. Elle est présidente de la 
Fondation SV, administratrice de la Mo-
bilière Suisse Société Coopérative, de 
la Mobilière Holding SA et de Siegfried 
SA, et membre du conseil de fondation 
de la Fondation suisse pour paraplégi-
ques à Nottwil. Pour elle, une femme 
ne devrait pas être choisie pour siéger 
dans un conseil d’administration en rai-
son d’un quota légal, «mais parce qu’elle 
a les compétences, l’intégrité et la per-
sonnalité dont l’entreprise a besoin ».

Ursula Mengelt, administratrice de 
Clientis Zürcher Regionalbank Genos-
senschaft, et Susanne Ruoff, adminis-
tratrice de Geberit SA, sont également 
opposées à l’introduction de quotas 
légaux pour les conseils d’administra-
tion. Elles accueilleraient néanmoins po-
sitivement le fait que les entreprises se 
fixent elles-mêmes des objectifs per-
mettant d’accroître la proportion de 
femmes ayant des responsabilités opé-
rationnelles.

Daniel Hoffet, président du conseil 
d’administration de Spital Netz Bern AG, 
est lui aussi opposé aux quotas, les ju-
geant même discriminatoires à l’égard 
des femmes. «Les femmes seraient systé- 
matiquement soupçonnées d’être choi- 
sies parce qu’elles sont des femmes et 
non parce qu’elles apportent les quali-
fications personnelles et professionnel
les requises.»

Contre les quotas
Non aux quotas légaux, mais oui à une 
proportion accrue de femmes aux pos-
tes à responsabilité de l’économie: telle 

est la position des quatre personnes 
interrogées. Question posée à M. Hof-
fet: pourquoi est-ce important pour une 
entreprise d’accroître la proportion de 
femmes aux échelons supérieurs? Selon 
votre expérience, les performances fi-
nancières de l’entreprise, par exemple, 
s’améliorent-elles lorsqu’il y a davantage 
de femmes au sein du conseil d’admi-
nistration ?

«Ça, je ne peux pas en juger, et je ne 
vois d’ailleurs pas le rapport», déclare 
Daniel Hoffet. «Des études le prouvent», 
répond Ursula Mengelt. Susy Brüschwei-
ler ne peut pas non plus établir ce lien 
sur la base de sa propre expérience, mais 
elle renvoie aux études «qui établissent 
clairement ce fait». Les femmes auraient 
également «un rapport différent à l’ar-
gent et au pouvoir, raison pour laquelle 
elles prennent des décisions plus so-
ciales et plus durables».

Susanne Ruoff n’évoque pas non plus 
de lien direct entre la proportion de 
femmes au CA et les performances fi-
nancières de l’entreprise, mais d’après 
son expérience au sein d’organes com-
posés d’hommes et de femmes, celles-
ci peuvent se prévaloir d’une culture 
du dialogue différente, d’un abord plus 
agréable en équipe et, globalement, de 

Les femmes aux postes de direction (3)

« Nous avons besoin de plus de femmes 
ayant l’expérience du management »
Ils disent non aux quotas, mais souhaitent voir un plus grand nombre de femmes occuper des  
fonctions dirigeantes dans le monde économique: quatre membres de conseils d’administration  
s’expriment sur les moyens de faire progresser la proportion de femmes aux échelons supérieurs  
des entreprises.  Silvia Oppliger

L’expérience de 
direction est  
une condition  
pour siéger dans  
un conseil 
d’administration.

1
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Susy Brüschweiler est, entre autres, présidente de la fondation SV: «De 
nombreux mandats m’ont été confiés grâce à mon réseau professionnel».

Susanne Ruoff, CA de Geberit SA : «Il faut d’abord augmenter la proportion 
de femmes aux échelons supérieurs».

Daniel Hoffet, président du CA de Spital Netz Bern AG: «Dans un hôpital, 
les  femmes devraient être représentées à tous les niveaux directoriaux».

Ursula Mengelt, CA de Clientis Zürcher Regionalbank Genossenschaft,  
recommande de montrer «son envie de faire carrière». 
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moins de femmes qualifiées que d’hom-
mes pour siéger au sein des conseils 
d’administration». D’après lui, les fem-
mes sont en outre moins bien associées 
en réseaux et exploitent moins bien que 
les hommes les contacts informels, ce 
qui les dessert au moment de la recher-
che de candidats, hommes ou femmes, 
à des postes d’administrateurs.

Elle n’était pas à recherche d’un man-
dat, affirme Ursula Mengelt, et la de-
mande qui lui a été adressée l’a passa-
blement surprise. Cet appel a peut-être 
été lié à son statut d’indépendante en 
tant que gérante de fortune, à sa qua-
lité de présidente du PRL d’Uster et à 
ses activités au sein du Rotary Club 
local. «Ma notoriété dans la région s’en 
est trouvée renforcée.»

De même, Susanne Ruoff ne s’atten-
dait pas à être sollicitée dans la mesure 
où elle n’était pas activement en quête 
d’un mandat au sein d’un conseil d’ad-
ministration. Toutefois, elle avait déjà 
fait sa place depuis des années dans les 
réseaux professionnels en tant qu’ancien 
haut manager d’IBM Suisse et qu’actuel 
CEO de British Telecom Switzerland.

Quant à Susy Brüschweiler, elle s’est 
vu confier divers mandats au sein du 
réseau professionnel qu’elle a tissé en 
tant que CEO du SV Group durant plu-
sieurs années. Dans cette fonction, elle 
a consacré beaucoup de temps et d’éner-
gie à développer et entretenir des rela-
tions d’affaires pour l’entreprise. «Les 
mandats d’administratrice qui lui ont 
été proposés ont découlé de ces activi-
tés. J’étais connue, de même que les ré-
sultats de l’entreprise que je dirigeais.»

L’expérience de direction  
est une condition
Pour les trois personnalités féminines 
interrogées, l’expérience de direction 

et les compétences acquises au cours 
de nombreuses années à l’échelon opé-
rationnel sont une condition pour être 
considérées au sein de conseils d’admi-
nistration non seulement en tant que 
femmes mais encore comme membres 
compétents et crédibles de ces organes.
«Il ne faut pas mettre la charrue avant 
les bœufs»: or, c’est exactement ce à 
quoi reviendrait un quota fixé par la loi, 
affirme Susanne Ruoff. A son avis, il n’y 
a pas de solution rapide au problème 
du renforcement de la proportion des 
femmes au sein des conseils d’admi-
nistration. C’est au niveau des postes 
dirigeants à l’échelon opérationnel que 
leur nombre doit augmenter dans un 
premier temps. 

Objectifs internes  
des entreprises
Pour y parvenir, les entreprises se fixe-
ront des objectifs qualitatifs dont la 
réalisation sera surveillée par le mana-
gement et le conseil d’administration. 
En outre, les femmes dotées du bagage 
nécessaire devraient être encouragées 
à assumer les charges supplémentaires 
qu’implique un poste dirigeant. En ef- 
fet, «les femmes requièrent un effort 
de promotion qui n’est pas le même 
que pour leurs collègues masculins». 

Ce que propose Ursula Mengelt va 
dans le même sens: une entreprise de-
vrait se donner pour but de confier 40 
pour cent des postes de direction à des 
femmes. Elles seraient ainsi plus visibles, 
partant «plus faciles à repérer pour un 
éventuel mandat d’administratrice». 

Toutefois, les quatre personnes inter-
rogées expriment des attentes non seu- 
lement à l’endroit des entreprises mais 
aussi des femmes elles-mêmes. Il leur 
appartient de se mettre en avant, de 
faire valoir leurs prestations avec une 

saine confiance en elles, estime Susy 
Brüschweiler. Ursula Mengelt recom-
mande de montrer son «envie de faire 
carrière» et une forte conviction quant 
à ses capacités. «Et avoir un bon réseau 
et du courage!», ajoute Susanne Ruoff. 
Quant à Daniel Hoffet, il souligne que 
les femmes doivent «oser se proposer 
pour reprendre des fonctions éventuel-
les et nouer des contacts avec des ré-
seaux tels que GetDiversity, spécialisés 
dans la recherche de candidatures fé-
minines adéquates pour des conseils 
d’administration».

Tant que la compatibilité entre pro-
fession et famille sera une préoccu
pation pour les femmes, un vaste po-
tentiel restera inexploité, relève Ursula 
Mengelt. «A cet égard, les femmes ne 
tirent pas (encore) toutes à la même 
corde.» Elle réclame un développement 
des structures, en particulier la création 
d’écoles accueillant les enfants à la jour-
née, mais aussi l’offre de postes de di-
rection à temps partiel permettant de 
mieux concilier leurs obligations fami-
liales et professionnelles. 

Résumé
Une proportion accrue de femmes oc-
cupant des postes dirigeants au niveau 
opérationnel, un meilleur réseautage 
de celles-ci dans leur environnement 
professionnel, mais aussi plus de cou-
rage et de volonté de la part de la gent 
féminine elle-même, telles sont les exi-
gences à satisfaire si l’on veut renforcer 
la présence des femmes dans les sphè-
res dirigeantes de l’économie jusqu’au 
niveau des conseils d’administration, 
estiment les personnes interrogées. Un 
objectif dont l’atteinte pourrait être fa-
vorisée par l’évolution démographique 
et le niveau de formation élevé d’un 
nombre croissant de femmes. 3

1



bles de la volte-face des socialistes dont la  
fraction parlementaire avait soutenu le contre-
projet avant que le parti ne prône le double 
non. Où sont les vraies responsabilités?

Mais il y a autre chose, directement lié à l’op
portunisme politique. A l’issue de la votation 
de ce même 28 novembre 2010 sur l’initiative 
fiscale socialiste, on a entendu nombre de 
commentateurs dénoncer l’importance des 
moyens matériels mis en œuvre par les organi-
sations économiques pour la contrer avec  
succès.

Il en va ainsi de toute une frange politisée de 
la population: de même qu’elle apprécie ou ré-
cuse la démocratie directe selon qu’elle con-
forte ou s’oppose à ses prises de position, de 
même dénonce-t-elle ou agresse-t-elle les or-
ganisations patronales selon qu’elles intervien- 
nent ou non dans le débat politique. Ceux-là 
mêmes qui veulent «réguler» le financement 
des partis sont souvent ceux qui déplorent une 
absence de financement pour une cause qui 
leur est chère. La subjectivité règne en maître 
dans un débat qui se veut objectif!

Dernier mot: il est de bon ton de faire croire 
que l’argent fait gagner une campagne. Le 
rejet, au printemps 2010, du projet de révision 
de la LPP – où des fonds considérables ont  
été investis – prouve le contraire.

Mais il n’y a de pires sourds que ceux qui  
ne veulent pas entendre.

O n peut en discuter: les organisa-
tions économiques et patronales 
doivent-elles s’investir et inves
tir dans des domaines et dans 

des campagnes politiques qui débordent du 
seul cadre des préoccupations des entrepri-
ses? La question a été posée à propos de la 
votation fédérale du 28 novembre dernier sur 
l’initiative de l’UDC visant à l’expulsion des 
criminels étrangers et à l’absence de soutien 
matériel au contre-projet issu du Parlement. 
Plus récemment, la même question s’est posée 
à propos de l’initiative fédérale soumise au 
peuple le 13 février dernier sur la question du 
maintien à domicile des armes confiées aux 
militaires. Quelques remarques essentielles 
s’imposent.

A titre purement personnel, j’ai toujours été 
plutôt favorable à un élargissement des inter-
ventions des organisations patronales au nom 
de leur insertion dans la Cité dont elles font 
partie. Mais la réalité est que – contrairement à 
une opinion répandue – ces organisations ne 
sont pas riches et les entreprises qui leur versent 
des cotisations le font au nom de la défense  
de leurs intérêts entrepreneuriaux. Comme les 
syndicats, les associations patronales poursui-
vent les buts qui leur sont propres, laissant aux 
partis le soin de gérer la politique du pays.

S’agissant de la votation du 28 novembre 2010, 
il faut à cet égard souligner que les organisa-
tions patronales ne sont nullement responsa

Michel Barde

Jusqu’où s’engager ?
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Michel Barde est délégué patronal suisse à l’OIT.
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le franc fort pèse sur les entreprises ex-
portatrices et s’efforce autant que pos-
sible de trouver des solutions avec les 
entreprises concernées. Il faut noter que 
les banques aussi sont affectées par le 
franc fort dans le segment de la gestion 
d’actifs. Cependant, nous ne devons pas 
oublier que la vigueur du franc s’expli-
que entre autres par la stabilité et le 
dynamisme économique de la Suisse.
Les particuliers bénéficient aussi d’un 
trafic des paiements simplifié très effi-
cient. Au cours des dix dernières années, 
le nombre de transactions impliquant 
des cartes à débit direct a doublé. Les 
deux grandes banques de la place ont 
des relations commerciales avec quel-
que 26 500 fournisseurs. Ces relations 
donnent lieu à des achats pour un vo-
lume de quelque 4,5 milliards de francs 
par an.

D’après l’institut BAK Basel, la deman- 
de émanant du secteur financier béné-
ficie à diverses branches. La demande 
de services totale à l’égard du commerce 
de détail représente 1,4 milliard de francs 
environ et celle à l’égard de l’hôtellerie 
et de la restauration atteint un volume 
de 805 millions de francs. Il se trouve 
que dans ces deux secteurs, la majorité 
de la demande émane de personnes 
travaillant dans le secteur de la finance.

Oui au «finish» suisse,  
non à une surréglementation
«There is only one economy».Une place 
financière forte est bonne pour la place 
industrielle et inversement. Tout n’a pas 
toujours été optimal par le passé, nous 
ne le nions pas. Il a aussi fallu se pen-
cher sur le problème des entreprises 
«trop grandes pour faire faillite». Un 
groupe d’experts de la Confédération a 
réalisé des travaux préparatoires impor

Depuis l’éclatement de la crise des mar-
chés financiers, plusieurs milieux ont 
tenté de semer la discorde entre la place 
financière et la place industrielle. La 
place industrielle, le secteur des servi-
ces et la place financière sont liés sous 
divers aspects et bénéficient réciproque-
ment de leurs points forts. La marque 
«Made in Switzerland» est bien établie, 
et les entreprises et banques helvéti-
ques constituent aujourd’hui la carte 
de visite de notre pays. Ceci est clair: 
«There is only one economy» la place 
financière et industrielle ne sont pas 
antagonistes. 

Toute l’économie bénéficie 
d’une place financière forte
Plusieurs branches tirent profit de la 
possibilité de vendre leurs biens et 
services, en tant que prestation préa-
lable, à des sociétés du secteur finan-
cier. L’institut de recherche BAK Basel a 
récemment analysé minutieusement 
cette création de valeur directe au 
moyen d’un modèle. L’étude correspon
dante sera vraisemblablement publiée 
dans les prochaines semaines. Les pre-
miers résultats indiquent que la place 
financière est à l’origine d’une créa-
tion de valeur dans les autres bran-
ches estimée à 28 milliards de francs 
environ.

Les pouvoirs publics bénéficient aussi 
d’une place financière forte, car cette 
dernière verse 5 milliards de francs en-
viron à la Confédération, aux cantons 
et aux communes sous forme d’impôts 
directs. Elle verse encore 10 milliards 
supplémentaires principalement via 
l’impôt anticipé, la TVA, etc. Cela repré-
sente 14 pour cent environ de l’ensem-
ble des recettes fiscales de la Suisse. Le 
secteur financier joue aussi un rôle im-

portant en tant qu’employeur. En 2009, 
il représentait 237 000 emplois.

Au-delà de ces effets directs, l’accès 
au crédit revêt une importance capitale 
pour la place industrielle. Contrairement 
à d’autres pays, la Suisse n’a pas subi 
d’assèchement des crédits. Autrement 
dit, malgré une situation internationale 
précaire sur les marchés financiers, les 
banques helvétiques ont garanti l’offre 
de crédit. Les crédits accordés par les 
banques à des PME représentent un 
volume largement supérieur à 300 mil-
liards de francs. Même pendant la crise 
des marchés financiers, cette source de 
financement ne s’est jamais tarie. La 

place financière a donc fortement con
tribué à atténuer le ralentissement de 
la conjoncture en Suisse en comparai-
son internationale. S’ajoutent à cela des 
taux d’intérêt extraordinairement bas, 
qui stimulent les investissements et ren-
forcent de ce fait la croissance écono-
mique.

Une place financière forte revêt une 
grande importance, en particulier pour 
les entreprises industrielles exportatri-
ces. Les domaines du trafic des paie-
ments, des devises, des titres, de la ges-
tion d’actifs institutionnelle de même 
que les restructurations et rachats exi-
gent des services professionnels. L’exis-
tence en Suisse d’une offre de services 
financiers de qualité internationale 
constitue un avantage de taille pour la 
place industrielle suisse. L’industrie des 
services financiers est consciente que 

Signification du secteur financier

La place industrielle et 
la place financière forment un tout
La place financière et la place industrielle suisses forment un tout. Elles poursuivent les mêmes intérêts 
et bénéficient réciproquement de leurs points forts. Propos de Patrick Odier, président de l’Association 
suisse des banquiers sur les avantages d’une place financière forte et son utilité pour l’économie suisse.

«Tout ce qui peut 
être régulé ne doit 
pas forcément l’être».
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tants sur cette question. Fin décembre, 
le Conseil fédéral a envoyé le résultat 
de ces travaux en consultation, ce qui 
nous a valu une reconnaissance inter-
nationale. Les différentes mesures pro-
posées sont dures, mais elles sont ciblé- 
es et coordonnées. Bien que le «finish» 
suisse, qui va bien au-delà de celui des 
dispositions internationales, constitue 
un défi pour les deux grandes banques, 
elles ont soutenu les propositions de la 
commission d’experts. Le train de me-
sures proposé forme un dispositif, de 
sorte que, à notre avis, il doit impérati-
vement être repris dans son intégralité 
lors des délibérations politiques. Cepen-
dant, il est un principe sensé qui doit 
prévaloir dans un régime économique 
libéral: tout ce qui peut être régulé ne 
doit pas nécessairement l’être. Une sur-
réglementation ou une mauvaise régle-
mentation nuiront non seulement à la 
place financière, mais aussi à la place 
industrielle, puisque l’une et l’autre res
treindraient l’octroi de crédits et l’offre 
de services. En effet, une mauvaise ré-
glementation de la place financière cau-
serait des dommages à notre place in-
dustrielle caractérisée par une forte 
orientation internationale. Il en ressort 
qu’il importe d’analyser minutieusement 
les conséquences de toute réglemen-
tation sur l’économie réelle. Les coûts 
générés par une mauvaise réglemen-
tation des marchés financiers se réper-
cuteraient en partie sur les autres sec-
teurs de l’économie. De plus, il ne faut 
pas oublier que les places financières 
sont en concurrence les unes avec les 
autres à l’échelle internationale. Afin 
que la place financière helvétique reste 
compétitive, il faut éviter d’adopter une 
réglementation interne allant bien au-
delà de l’objectif en comparaison avec 
les mesures prises au sein de l’UE ou 
aux États-Unis. Il importe en outre d’ad
opter une approche différenciée et de 
prendre en compte le rapport coût/ 
utilité.

Le droit de timbre  
est un handicap
Aujourd’hui, la place financière suisse 
ne dispose pas d’une réglementation 
avantageuse dans tous les domaines. 
Le droit de timbre, en particulier, mine 
l’attrait de la place économique suisse 

pour les sociétés financières. Sa sup-
pression dans le cadre de la réforme de 
l’imposition des entreprises III suppri-
merait des désavantages concurrentiels 
et attirerait des entreprises en Suisse 
(en particulier des sociétés financières), 
ce qui accroîtrait la création de valeur, 
l’emploi et les recettes fiscales. Par ail
leurs, il importe de libérer de l’impôt 
anticipé et des droits de timbre les em-
prunts à conversion obligatoire (dits 
«CoCos»), dont la création est prévue 
pour résoudre le problème des entre-
prises «trop grandes pour faire faillite», 
faute de quoi ce marché intéressant se 
développera à l’étranger.

La place financière a besoin de bon-
nes conditions-cadre et d’une fiscalité 
compétitive. Son renforcement bénéfi-
cie également à la place industrielle et 
aux pouvoirs publics. Au cours des vingt 
dernières années, le secteur financier a 
été l’un des principaux moteurs de la 
croissance en Suisse. Nous sommes con
scients de notre grande responsabilité 
et ferons tout pour apporter notre con

tribution à la prospérité de l’économie 
suisse. Cela signifie aussi que les acteurs 
financiers doivent à nouveau prendre 
davantage conscience de leur respon-
sabilité sociale et politique. En effet, un 
système économique libéral sans res-
ponsabilité individuelle ne peut fonc-
tionner. 

«There is only one economy». La place 
industrielle, la place financière, les ci-
toyens, les petites et moyennes entre-
prises, les multinationales, les associa-
tions, les communes, les cantons et la 
Confédération font tous partie inté-
grante de l’économie suisse. Ces acteurs 
doivent donc bien se comprendre. C’est 
pourquoi, à mes yeux, le dialogue et le 
partenariat doivent-ils faire l’objet d’une 
attention constante. 3

Patrick Odier est président de l’Association 
suisse des banquiers et vice-président 
d’economiesuisse.
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Patrick Odier rappelle que le secteur financier représente plus de 230 000 emplois.
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quer sans autres à la Suisse cette valeur 
ne tiendrait aucun compte des particu-
larités de notre marché du travail.

Vingt-deux pays européens connais- 
sent un régime de salaire minimum 
légal. Le spectre des minima s’étend de 
123 € par mois en Bulgarie à 1758 € par 
mois au Luxembourg (voir tableau).

Selon les observations de l’OIT, de 
fortes augmentations des salaires mi-
nimums se traduisent par des pertes 
d’emploi pour les salariés au bénéfice 
de ces minimums. Par contre, des aug-
mentations modérées n’ont pas d’effets 
significatifs sur l’emploi. De nouvelles 
études montrent que de bas salaires 
minimums (p. ex. aux Etats-Unis et en 
Grande-Bretagne, appliqués à moins de 
2 pour cent de la population active) ont 
généralement sur l’emploi un effet nul 
ou insignifiant, quand il n’est pas posi-
tif dans certaines circonstances. Des sa
laires minimums élevés (ceux qui s’ap-
pliquent p. ex. en France et qui tou- 
chent 15,6 pour cent des travailleurs) 
ont en revanche des répercussions par-
fois très négatives sur l’emploi, surtout 
celui des jeunes et des femmes.

Le salaire minimum qu’exige l’USS est 
très élevé en comparaison internatio-
nale. Introduire en Suisse un salaire mi-
nimum légal de 4000 francs par mois 
entraînerait pour environ 400 000 sala-
riés, c’est-à-dire quelque 10 pour cent 
de la population active, une hausse de 
revenu substantielle. Une intervention 
si massive dans la structure salariale de 
la Suisse ne pourrait avoir que des ré-
percussions très négatives sur l’embau-
che. Et qui en souffrira le plus? Préci
sément les actifs peu qualifiés ou de 
capacité réduite que l’initiative est cen-
sée protéger.

Le 25 janvier 2011, l’Union syndicale 
suisse a commencé à récolter des signa-
tures pour son initiative sur le salaire 
minimum. Selon ce texte, un nouvel 
article constitutionnel 110a chargerait 
la Confédération et les cantons de «pren-
dre des mesures pour protéger les sa-
laires sur le marché suisse de l’emploi». 
Pour atteindre ce but, il s’agit surtout 
d’encourager la conclusion de CCT pré-
voyant des salaires minimums, ou d’im-
poser directement un salaire minimum 
légal. 

L’Union patronale suisse s’oppose 
avec force à cette initiative. Elle rappelle 
qu’il appartient par principe au marché 
de déterminer les salaires. Fixer les sa-
laires est l’affaire de chaque entreprise, 
ou des branches lorsqu’elles sont régies 
par des conventions collectives de tra-
vail. Négocier ce type d’objet fait natu-
rellement partie des attributions des 
partenaires sociaux. Lesquels ont pour 
vocation de s’engager pour les salaires 
les mieux adaptés aux besoins de tous, 
et donc de les négocier ensemble.

Des salaires minimums trop  
élevés nuisent à l’emploi
L’initiative veut introduire un «salaire 
minimum légal national», dicté par la 
Confédération. Il s’imposerait à tous les 
travailleurs, avec des possibilités de dé-
rogation pour certains rapports de tra-
vail. Les initiants déterminent le mon-
tant du salaire minimum sur la base 
des directives de la CSIAS relatives au 
minimum vital, ce qui correspond au 
1er janvier 2011 à 22 francs de l’heure 
(soit 4000 francs par mois pour une se-
maine de 42 heures!) chiffre qui sera ré-
gulièrement adapté à l’évolution des 
salaires et des prix. 

Sur le plan international, le seuil des 
bas salaires est fixé à 2/3 du salaire brut 
médian standard (à l’instar p. ex. de 
l’OCDE). Le seuil des bas salaires est con
sidéré comme une référence possible 
du salaire minimum légal. Mais,  appli-

Salaires minimums

Des salaires minimums légaux trop 
élevés nuisent à l’emploi
L’Union patronale suisse est résolument opposée à l’initiative de l’USS sur le salaire minimum.  
La fixation des salaires est exclusivement l’affaire des entreprises et, le cas échéant, des branches 
par les conventions collectives de travail. En principe, c’est la loi du marché qui détermine 
les salaires. Ruth Derrer Balladore

Le salaire minimum mensuel 
en Europe (pour 2011, en euros)

Source: Eurostat

Luxembourg 1758

Irlande 1462

Pays-Bas 1424

Belgique 1415

France 1365

Royaume-Uni 1139

Grèce 863

Espagne 748

Slovénie 748

Malte 665

Portugal 566

Turquie 385

Croatie 381

Pologne 349

République 
tchèque

319

Slovaquie 317

Lettonie 282

Hongrie 281

Estonie 278

Lituanie 232

Roumanie 157

Bulgarie 123
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Fixer des salaires minimums systéma­
tiquement et très nettement supérieurs 
aux niveaux du marché incite aux me­
sures de rationalisation ou de délocali­
sations d’emplois et rend plus difficile 
l’accès ou le retour des travailleurs à la 
vie active.

Des salaires artificiellement élevés 
s’accompagnent automatiquement d’un 
durcissement des exigences imposées 
aux salariés et d’une plus forte pression 
sur les collaborateurs ayant les plus fai­
bles capacités. Enfin un «barème sala­
rial unique» au plan suisse entraînerait 
de fortes distorsions économiques et 
de concurrence.

Salaires minimums vitaux: 
pas un critère objectif
Tous les salaires ne peuvent pas assurer 
le minimum vital. A cet égard, le fac­
teur déterminant est le revenu du mé­
nage. Les coûts de la vie peuvent varier 
considérablement. Ils sont directement 
liés à la taille du ménage et aux condi­
tions régionales. Le plus souvent, un 
salaire considéré comme suffisant pour 
une personne seule ne le sera pas pour 
une famille. Un second salaire, plus mo­
deste, pourra donc venir combler la dif­
férence. D’ailleurs on trouve surtout des 
jeunes entrant dans la vie active et des 
personnes (dont beaucoup de femmes) 
assurant un revenu d’appoint dans les 
catégories de bas revenus.

Lorsque le salaire ou les revenus du 
ménage ne suffisent pas aux besoins 
élémentaires, la couverture du mini­
mum vital est garantie en Suisse par 
l’assurance sociale ou l’aide sociale. 
Nous avons à ce titre des dispositifs 
taillés sur mesure qui tiennent suffisam­
ment compte de l’inégalité des besoins 
des groupes à risque et des individus. 

Un «revenu minimum garanti» existe 
donc bel et bien chez nous. Seulement 
il porte d’autres noms et vise à couvrir 
le minimum existentiel.

Répercussion du salaire mini­
mum sur l’ensemble des salaires 
L’augmentation massive des salaires les 
plus faibles imposée par l’introduction 
d’un salaire minimum a un effet domino 
sur toute l’échelle salariale des branches 
et des entreprises touchées. Les salai­
res sont fixés en fonction des exigen­
ces du poste de travail. L’évaluation des 
postes tient compte du niveau de for­
mation, de l’expérience professionnelle, 

du degré de responsabilité, tout comme 
des conditions d’activité (pénibles) tel­
les que le travail de nuit, le travail en 
équipes, le niveau des émissions noci­
ves, etc. Le déplacement casuel de tel 
ou tel groupe hors de la structure sala­
riale existante entraîne un bouscule­
ment de tout le système, dans la me­
sure où il faut réajuster les évaluations 
de postes les unes par rapport aux 
autres. 

L’introduction d’un salaire minimum 
concernant 10 pour cent des person­
nes actives aurait donc des effets sur 
toute la structur salariale de la Suisse.

Salaire minimum et inégalités 
entre hommes-femmes ...
Les disparités salariales entre les sexes 
sont une réalité. Sur les 400 000 person­
nes actives qui touchent en Suisse un 

salaire inférieur à 4000 francs, 80 pour 
cent sont des femmes. Dans les caté­
gories de bas revenus, cette situation 
est due le plus souvent au niveau de 
formation et d’expérience profession­
nelles. 

Pour autant, il est faux de présenter 
le salaire minimum comme un moyen 
d’assurer l’égalité salariale entre hom­
mes et femmes. Le relèvement artificiel 
des salaires féminins aurait pour seul 
effet de mieux rémunérer en chiffres 
absolus les femmes concernées. Car à 
cause du décalage consécutif vers le 
haut des échelons de rémunération su­
périeurs, les différences par rapport aux 
hommes subsisteraient.

Le rôle des partenaires sociaux
Parce que pour les syndicats, les «con­
ventions collectives de travail demeu­
rent la voie royale pour des salaires 
convenables», leur initiative demande 
que l’on encourage en priorité la con­
clusion de CCT prévoyant des salaires 
minimums. Or, cette politique de pro­
motion des CCT correspond indirecte­
ment à une contrainte contractuelle, 
puisqu’elle donne à choisir entre la voie 
des CCT ou la fixation de salaires mini­
mums par le législateur.

Notons enfin que les syndicats, assez 
curieusement, mettent en question 
leur propre rôle de partenaires sociaux 
lorsqu’ils réclament par leur initiative 
un salaire minimum plus élevé que les 
salaires minimums de branches qu’ils 
ont négociés et obtenus dans diverses 
grandes CCT déclarées de force obliga­
toire. 3

«Des répercussions 
très négatives sur 
l’embauche»
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Salaires minimums trop élevés: une menace pour l’emploi

Ruth Derrer Balladore est membre de 
la direction de l’Union patronale suisse.



60	 S E C U R I T E  E T  S A N T E  AU  T R AVA I L

Ph
ot

o: 
Pr

ism
a/

Ele
na

 El
iss

ee
va

Pour les entreprises, la 
prévention doit être 
supportable et réaliste.

Promotion de la santé

La prévention soulève des questions
Le thème de la prévention polarise l’attention. Lors de la journée de la prévention 
organisée récemment, les représentants de l’économie et de la Confédération 
ont évoqué ses chances, mais aussi ses risques. Il y a aussi été question de la respon­
sabilité des entreprises en matière de promotion de la santé.  Jürg Wiler

Prévenir vaut mieux que guérir, dit l’adage popu-
laire, repris par tous les adeptes de la prévention. 
En faire trop dans ce domaine est malsain, objec-
tent les critiques. C’est dans cette confrontation 
de points de vues qu’ont eu lieu les débats de la 
première journée de la prévention organisée par 
l’économie privée, sur la toile de fond de la nou-
velle loi fédérale controversée sur la prévention et 
la promotion de la santé. Cette loi, qui doit régler 
sur de nouvelles bases les mesures de prévention 
dans notre pays, sera examinée en priorité par le 
Conseil national ce printemps. Il y a peu, l’Associa-
tion Suisse d’Assurances, economiesuisse et l’Union 
patronale suisse ont organisé conjointement une 
Journée de la prévention à laquelle ont assisté une 
centaine de personnes. 

Aspects positifs et négatifs
Les participants auront appris, par exemple, que 
la Suisse dépense annuellement quelque 1,3 mil-
liards de francs pour la prévention et la promo-
tion de la santé (état 2007), soit l’équivalent d’en-
viron 2,3 pour cent des coûts de la santé. Et que 
les activités de prévention de l’Etat sont surtout 
ciblées sur le tabac, l’alcool, l’alimentation et la 
sédentarité.

Peter Schneider, psychanalyste et journaliste, a 
souligné dans une perspective historique les as-
pects positifs de la prévention: «au cours du siècle 
écoulé, dit-il, elle a pris des formes éminemment 
utiles. Songeons aux succès des programmes de 
vaccination et aux progrès de la sécurité au tra-
vail». Il a toutefois attiré l’attention sur le fait que 
le monde, vu à travers le prisme de la prévention, 
se transforme à présent en un univers de risques. 
La prévention ne fait pas que réduire les risques. 
Elle donne aussi naissance à une nouvelle forme 
de perception. Elle s’accompagne entre autres de 
nouvelles normes, induit de nouveaux comporte-
ments et crée, bien sûr, de nouveaux risques. 

Les entreprises peuvent connaître 
le «burnout»
Lors des débats sur les coûts et les dépenses du 
domaine de la santé, les participants en sont venus 
à débattre de l’allongement de l’espérance de vie 
dans la population. Ipso facto, le poste de travail 
et la qualité du poste de travail prennent aussi 
plus d’importance, ce qui confirme la responsabi-
lité de l’entreprise en matière de prévention et de 
promotion de la santé. Gregor Breucker, de la BKK 
Bundesverband Deutschland – une organisation 
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faîtière regroupant plus de 100 caisses 
maladie d’entreprises – a mis en lumière 
les défis posés par le maintien d’une 
«saine culture d’entreprise». D’une part, 
le comportement responsable des col-
laborateurs eux-mêmes lui semble très 
important. Le degré de «liberté entre-
preneuriale» lui apparaît en effet comme 
le facteur clé de la protection de la 
santé au travail: «Quand on possède 
suffisamment de compétences et de li-
berté en matière de traitement, on 
peut faire face aux exigences les plus 
élevées». D’autre part, Breucker se 
tourne vers la direction de l’entreprise 
en demandant quelles valeurs elle est 
capable de communiquer et quelle es-
time de soi elle nourrit chez ses colla-
borateurs. 

Et d’ajouter que de saines cultures 
d’entreprises peuvent renforcer la com-
pétitivité des sociétés. Ces cultures ont 
à ses yeux les quatre caractéristiques 
que voici: 

�La marge d’appréciation la plus 33

large possible laissée à l’individu 
pour organiser son travail 
�Une offre d’apprentissage tout 33

au long de la vie
�Le souci de l’estime de soi des  33

collaborateurs
La qualité de la direction.33

Ces quatre principes sont toutefois af-
fectés dans la pratique par la puissante 
dynamique du changement qui touche 
les entreprises, changement qui va sou-
vent de pair avec des situations de sur-
charge permanente en leur sein. A 
maints égards, les restructurations im-
posent par trop la même priorité et/ou 
de trop nombreuses priorités à la fois. 
Lorsque, à conditions de travail égales, 
les phases et les structures de travail 
ne cessent de se raccourcir, les entre-
prises peuvent connaître des situations 
de «burnout».

La prévention est payante
Fridolin Marty, d’economiesuisse, a plai- 
dé pour la responsabilité personnelle 
de l’individu et le renforcement du prin-
cipe de subsidiarité. Si la responsabilité 
est reportée sur la collectivité en ma-
tière de santé, l’individu sera moins en-
clin à prendre des initiatives salutaires. 

«Voilà pourquoi le système de santé doit 
émaner davantage d’acteurs privés». 
L’Etat a donc pour tâche de fixer des 
conditions-cadres favorables et d’encou-
rager l’initiative privée. 

Boris Zürcher, responsable de la poli-
tique économique au laboratoire d’idées 
(think tank) d’Avenir Suisse, juge lui 
aussi déterminante la notion de respon-
sabilité individuelle. Pour lui, la préven-
tion est à l’évidence bénéfique. «Je n’ai 
encore jamais vu d’analyse coûts/béné-
fices qui aboutisse à une autre conclu
sion», souligne-t-il. L’échec du marché 
ne justifie toutefois pas l’intervention de 
l’Etat. M. Zürcher a rappelé que selon 
les chiffres de 2005, les maladies chro-
niques non transmissibles (p. ex. rhuma-
tismes, hypertension, dépression ou 
cancer) étaient responsables de quel-
que 60 pour cent des cas de décès 
dans le monde. L’OMS s’attend même à 
ce que ce taux avoisine les 65 pour cent 
en 2015. La prévention doit agir sur les 
facteurs de survenue des maladies 
chroniques en améliorant les condi-
tions environnementales, la formation 
et l’information ou le changement des 
habitudes de vie de la population.

Utiles solutions de branches
Stefan Spycher, responsable de l’unité 
de direction Politique de la santé à l’Of-

fice fédéral de la santé publique (OFSP), 
a souligné pour sa part que l’Etat n’avait 
pas pour mission de donner des leçons 
de morale. «Nous communiquons des 
informations techniques afin d’aider 
leurs destinataires à prendre les bon-
nes décisions. Mais nous n’entendons 
pas nous immiscer dans le mode de vie 
librement choisi par les gens.»

Enfin Jürg Zellweger, membre de la 
direction de l’Union patronale suisse, a 
souligné qu’une population active saine 
et performante correspond bien sûr à 
l’intérêt des employeurs. Le vieillisse-
ment démographique renforce tout na-
turellement cet intérêt. M. Zellweger a 
rappelé l’existence des solutions de 
branches concernant la prévention des 
maladies et accidents professionnels, 
solutions qui contribuent grandement 
à la sécurité et à la santé des postes de 
travail. Mais de plus en plus d’exigences 
nouvelles sont adressées aujourd’hui 
aux entreprises en rapport avec le tabac, 
l’alcool, l’alimentation, des questions 
d’ergonomie, etc. Et M. Zellweger de 
conclure à ce sujet: «Pour les entrepri-
ses, la prévention doit être supportable 
et réaliste. Elle doit éviter coûte que 
coûte de nuire à leurs activités de base, 
surtout à leur compétitivité.» 3

Alcool au travail : le soutien aux employeurs 

Selon une enquête effectuée auprès de 1300 entreprises, la consommation d’alcool 
problématique sur le lieu du travail occasionne chaque année des coûts estimés à 
un milliard de francs. Les quatre cinquième de cette somme sont dus à des pertes 
de production, comme l’indique l’Office fédéral de la santé publique (OFSP). Les 
personnes qui boivent pendant le travail, précise encore l’étude, ont une producti-
vité inférieure d’environ 15 % à celles qui sont sobres. Pour les responsables de per-
sonnel interrogés, près d’un tiers des entreprises sondées emploient des salariés 
avec une consommation problématique avérée. Quant à la part des salariés qui 
présentent une consommation problématique d’alcool, elle s’élève à 2 %. Cela cor-
respond à environ 70 000 personnes sur 3,5 millions d’actifs en Suisse. Quelque 
26 % des entreprises employant de telles personnes ont un programme de prévention. 

Dans le cadre du Programme national alcool, divers instruments et offres ont été 
élaborés. Ils permettent de réagir à temps et de manière adéquate aux problèmes 
d’alcool des employés. Ainsi en collaboration avec Promotion Santé Suisse, le SECO 
et la Suva, Addiction Info Suisse met à disposition des employeurs un site Internet 
www.alcoolautravail.ch et publie une brochure à leur intention. En outre, la Suva 
a mis en ligne des informations sur la gestion de la santé dans l’entreprise http://
selbsttestbgm.suva.ch, et Promotion Santé Suisse donne diverses astuces dans un 
programme pour la santé en entreprise accessible sur www.pme-vital.ch.  3
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Les collaborateurs de l’ASA 
à l’occasion d’un séminaire  
à Sedrun.

Association Suisse d’Assurances (ASA)

«La prévoyance fait partie  
de nos tâches élémentaires»
Le secteur de l’assurance se distingue par une approche professionnelle des risques et 
un modèle d’affaires à long terme basé sur la résistance aux crises. Cela exige des qualités 
de visionnaire. Les activités de l’Association Suisse d’Assurances (ASA) sont centrées sur la 
politique, la formation et les prestations de services. La branche déploie ses activités sur 
un marché intérieur largement saturé. L’ouverture des marchés est une condition 
essentielle de sa croissance.  Markus Geiger

L’initiative entrepreneuriale et le progrès économi-
que sont impensables sans une protection d’assu-
rance. Pour citer le prof. Jan-Egbert Sturm, respon-
sable de l’Institut de recherches conjoncturelles 
de l’EPFZ, les assurances sont «l’un des piliers d’ap-
pui de l’économie suisse». Erich Walser, président 
de l’ASA, jette un coup d’œil par-dessus les fron
tières: «L’assurance helvétique est un label de la 
meilleure qualité sur le plan international. Elle vé-
hicule les atouts commerciaux fondamentaux de 
notre pays, tels que fiabilité, sécurité, rentabilité, 
efficacité et savoir-faire ».

 En plus des bons salaires proposés, les sociétés 
offrent des conditions de travail modernes. Grâce 
à de nombreuses possibilités de formation conti-
nue, les assureurs accordent de la valeur à l’acqui-
sition ciblée de compétences spécialisées. De plus, 
l’expérience de la conduite militaire n’est pas a 
priori associée aux absences des employés concer-
nés; enfin l’égalité va de soi. Les assureurs sont 

considérés comme des employeurs exemplaires. 
Pour Lucius Dürr, directeur de l’association: «Dans 
la chasse aux meilleurs talents, nos entreprises 
membres parviennent sans peine à recruter les 
personnes les plus compétentes». 

Un abîme entre réalité et perception
Les manchettes de journaux négatives concernant 
le débat sur la LPP et le cliché éculé du représen-
tant pressé de conclure rapidement ont durable-
ment dégradé l’image de la profession et creusé 
des abîmes entre réalité et perception. Michael 
Wiesner, responsable de la communication à l’ASA: 
«Les assurances sont un produit à faible intérêt». 
Les contacts avec les clients se limitent à la signa-
ture de contrat, au paiement des primes et, dans 
les cas extrêmes, à la liquidation d’un sinistre. Ce 
n’est pas grand-chose par rapport à d’autres sec-
teurs. Un travail de relations publiques renforcé 
crée la confiance; grâce à un niveau d’information 
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plus élevé, l’image de la branche est 
perçue plus positivement. Pour Erich 
Walser, président de l’ASA, «dans les mi-
lieux politiques, les médias et l’opinion 
publique, la prise de conscience de l’im-
portance économique de la branche 
augmente». 

Recherches  
dans la vallée de Saas
Les assureurs évoluent entre de froids 
calculs de primes et les émotions liées 
à des sinistres. Aux yeux de la société, 
ils sont en contact constant avec les 
coups du sort, pour les éviter ou les atté-
nuer. Le métier – et, avec lui, la gestion 
professionnelle des risques – repose sur 

le long terme. Lucius Dürr le rappelle: 
«La prévoyance fait partie de nos tâches 
élémentaires», ce qui se traduit par une 
sensibilité du secteur de l’assurance aux 
questions environnementales. Les sta-
tistiques le montrent: le nombre et la 
gravité des catastrophes naturelles crois- 
sent régulièrement. La gestion du ris-
que suppose des efforts de recherche 
fondamentale et une pensée «globale». 
Sur mandat des assureurs, par exem-
ple, les chercheurs examinent actuelle-
ment dans la vallée de Saas l’effet du 
changement climatique sur la biodiver-
sité, l’eau et les infrastructures. Favori-
ser la protection des forêts fait aussi 
partie de la politique de réduction des 
risques. 

Le succès des campagnes de préven-
tion telles que «Les appuie-têtes protè-
gent», «Slow down. Take it easy», ou 
«Porter un casque sur une piste de ski» 
(80 pour cent des skieurs s’y soumettent 
déjà), témoignent de toute l’attention 
portée à ces campagnes. En outre, les 
primes adaptées au risque, par exemple 
dans l’assurance automobile, agissent 

préventivement. D’après des enquêtes 
auprès des clients, cela correspond à la 
tendance de la société à l’individualisa-
tion. Les preneurs d’assurance ne sont 
plus disposés à payer pour des risques 
qu’ils ne prennent pas. 

Six questions 
majeures pour 2011
Le comité de l’association a défini une 
nouvelle orientation stratégique au dé- 
but de 2010. Les mesures afférentes sont 
maintenant appliquées sous la forme 
de structures flexibles, de séparation 
des tâches, d’une concentration sur l’es-
sentiel et d’un resserrement des flux fi-
nanciers. Les activités de l’ASA s’appuient 
sur trois piliers: la politique, la forma-
tion et le service. Les membres peuvent 
bénéficier de prestations de services 
individuelles, en fonction de leurs be-
soins. Les prestations collectives de 
base sont fournies au titre de la repré-
sentation politique des intérêts de la 
branche.

Six questions majeures occupent 
l’agenda national 2011: le test suisse 
de solvabilité, la LPP, la révision com-
plète de la loi sur le contrat d’assu-
rance, la révision de l’assurance-acci-
dents, la lutte contre les monopoles et 
l’abolition du droit de timbre pour les 
assurances-vie. 

Evolution du droit européen
Le haut niveau d’internationalisation 
de la branche – qui réalise 70 pour cent 
du volume des primes dans ses filiales 
à l’étranger – exige aussi de la direction 
de l’association une défense des inté-
rêts politiques du secteur sur le plan 
international. L’évolution du droit euro-
péen a indéniablement une influence 
sur la Suisse. L’association observe ac-
tuellement la mise en œuvre des direc-
tives de «Solvabilité II». L’intérêt prin
cipal se porte sur les distorsions de 
concurrence entre les assureurs suisses 
et les sociétés ayant leur siège prin
cipal au sein de l’EEE. Autre thème: 
la directive sur l’intermédiation d’assu-
rance.

Grâce à son affiliation au Comité Euro-
péen des Assurances (CEA), l’association 
faîtière des associations nationales des 
compagnies d’assurances, l’ASA a accès 
aux sites européens importants. Lucius 

Dürr représente l’Association Suisse d’As-
surances au sein des commissions de 
la CEA: «Nous avons quelque chose à 
dire et sommes écoutés ». 

La croissance impose 
l’ouverture du marché 
Les taux de croissance dans un domaine 
unique expliquent la saturation impor-
tante du marché suisse. «En tant que 
directeur de l’association, mon objectif 
est la croissance de la branche», souli-
gne Lucius Dürr. La croissance et la créa-
tion d’emplois ne peuvent cependant 
être assurées qu’à la faveur d’un accès 
facilité aux marchés étrangers. «Une 
Suisse forte implique l’ouverture», pour-
suit Lucius Dürr.
 A ce propos, il s’agit seulement de la 
convention de prestations financières 
avec l’UE. L’accord de libre-échange 
avec la Chine, qui sera paraphé dans 
un proche avenir, promet de plus gran-
des opportunités encore. 3 

Secteur: assurances
Membres: 75, avec une part du marché 
suisse d’env. 90 pour cent
Date de création: 1900

Volumes de primes: 55,9 milliards de francs 
(Suisse), 127,3 milliards de francs (étranger)
Emploi: 49 236 collaborateurs en Suisse, 
73 124 à l’étranger
Président: Erich Walser, président du CA 
d’Helvetia

Contact: 
Association Suisse d’Assurances
�C.F. Meyer-Strasse 14 
Case postale 4288 
8022 Zurich 
Téléphone: 044 208 28 28 
info@svv.ch 
www.svv.ch 

La croissance et la 
création d’emplois 
ne peuvent être  
assurées qu’à la  
faveur d’un accès  
facilité aux marchés 
étrangers.



Une chaise bariolée, une corbeille à pa-
pier et environ 80 cm de table de tra-
vail dans un grand local collectif dont 
la fenêtre donne sur l’entrepôt; tel est 
le bureau de la patronne. Le «boss» est 
une femme de 45 ans, Amparo Serrano, 
propriétaire unique de la société «Dis-
troller», qui compte 120 employés et 
30 commerces en Amérique du sud et 
du nord. «Distroller» pour «destructeur». 
A la porte d’entrée, cette pancarte: «De 
mauvais poil? N’entrez pas!». A l’inté-
rieur, huit créatifs donnent vie aux idées 
de la designer en chef Mme Serrano.

Issue d’une famille bourgeoise d’en-
trepreneurs mexicains, elle a étudié le 
design et dessiné quelques caricatures 
pour le cercle de ses intimes. L’écho en 
fut si positif qu’elle a fini par créer sa 
maison. Ce qui l’a lancée est une repré-
sentation de la Sainte Vierge de Guada-
lupe, patronne du Mexique. La figure 
naïve de la «Virgencita plis» a vite connu 
la notoriété et compte aujourd’hui plus 
de 12 000 amis sur Facebook. «Plis» vient 
de «please», car la figure est souvent 
accompagnée de prières: «Virgencita, 
s’il te plaît, protège ma famille» «Petite 
Sainte Vierge, s’il te plaît, préserve-moi 
des voleurs», etc. 

Amparo Serrano a trouvé un bon filon. 
La «virgencita» enfantine est comme 
une figure tutélaire protégeant ses dé-
tenteurs contre la criminalité au quoti-
dien dont souffre le Mexique. On la voit 
sur les cartables des écoliers, sur les sacs 
à main ou encore en autocollants sur 
des PC portables et des voitures. L’Eglise 
ne l’accueille pas partout très bien. Les 
religieux conservateurs refusent de bénir 
les représentations de «Virgencita plis». 
A propos, pourquoi cette mauvaise or-
thographe de «please»? Mme Serrano 
sourit. «J’étais une très mauvaises élève 
et j’ai transcris cela phonétiquement.  

Marketing via Facebook
Amparo Serrano invente sans disconti-
nuer de nouvelles figures. Les grands 
succès de l’heure sont des poupées fi-
gurant des bébés. Elles ont besoin de 
vêtements et de jouets. Dans les bouti-
ques Distrollers, on peut amener son 
bambin pour un examen médical; le 
personnel le passe aux rayons X, exa-
mine son cœur, lui fait de vraies piqûres. 
Mais Distroller vise aussi une clientèle 
adulte. Pendant la crise, Serrano a créé 
par exemple des «nouveaux pauvres», 
comme antithèse des «nouveaux ri-

ches». Ces produits signalaient que 
leur détenteur devait se serrer davan-
tage la ceinture. Elle a déjà développé 
quelque 5000 produits et se fie pour 
cela à son instinct ainsi qu’à ses deux 
filles. Car chez Distroller, on ne connaît 
pas davantage les études de marché 
que la réclame à l’ancienne. La société 
compte plus de 100 000 amis sur Face-
book. 

Distroller ne publie pas de chiffres à 
cause de la situation sécuritaire du Mexi-
que, où des entrepreneurs se font sou-
vent enlever. Le CEO Daryn Fillis confie 
toutefois que le chiffre d’affaires a pro-
gressé de plus de 50 pour cent en 2010. 
Les recettes proviennent à égalité des 
boutiques, des franchises, des preneurs 
de licences et des grands distributeurs. 
Serrano se repose sur son CEO et ne se 
dispute avec lui que parce qu’elle ne 
veut pas produire en Chine, afin de 
pouvoir offrir des emplois à des déshé-
rités du Mexique. Pour le reste, le direc-
teur la décharge de toute corvée l’em-
pêchant d’imaginer et de créer. Mme 
Serrano avoue être mariée à son entre-
prise. Et comme on ne peut être marié 
qu’une fois, elle a divorcé de son mari. 
Enfant déjà, elle annonçait à la ronde 
qu’elle ne comptait pas s’ennuyer dans 
la vie. «C’est ce qui s’est confirmé grâce 
à mon entreprise», conclut-elle. 3

Amparo Serrano, Mexico City

Une «designer» pleine d’énergie
Avec ses figures de fantaisie, cette Mexicaine de 45 ans a mis sur pied une entreprise profitable,  
qui lui procure aussi beaucoup de satisfactions.  Thomas Haemmerli (Mexico City) 
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Dans son atelier,  Amparo Serrano présente fièrement ses sacs à main avec la «Virgencita».

Société Distroller
Siège: Mexico City
Forme: SA depuis 2004

Collaborateurs: 120

Infos: www.distroller.com

Mexique
Population: 103 millions
Monnaie: peso
PIB/habitant: 8135 dollars US
Taux de chômage: 5 pour cent 
selon les chiffres officiels
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Der neue «Schweizer 
Arbeitgeber» –
die ideale Plattform 
für Ihr Inserat !

S C H W E I Z E R I S C H E R  A R B E I TG E B E R V E R B A N D
U N I O N  PAT R O N A L E  S U I S S E
U N I O N E  S V I Z Z E R A  D E G L I  I M P R E N D I TO R I

September/Septembre 2010

PORTRAIT

La Convention patronale
de l’industrie horlogère

INTERVIEW

Eveline Widmer-Schlumpf:
marché du travail et immigration

IM PORTRÄT

Der Arbeitgeberverband der 
Schweizer Uhrenindustrie (CP)

IM INTERVIEW 

Eveline Widmer-Schlumpf
über Politik und Polarisierung

ARBEITSLOSENVERSICHERUNG

Sanierung 
ist nötig

ASSURANCECHÔMAGE

Réforme
nécessaire

Frau Widmer-Schlumpf, man hört in letzter Zeit 

viel Kritik am Bundesrat, auch seitens der Bevöl-

kerung. Wie beurteilen Sie die Befindlichkeit der 

Schweizerinnen und Schweizer gegenüber ihrer 

Regierung?

Eveline Widmer-Schlumpf: Was man in den  

Medien liest, ist nicht immer deckungsgleich mit 

dem Empfinden der Bevölkerung. In den Medien 

wird vor allem zum Ausdruck gebracht, was nicht 

gut läuft, und solches gibt es natürlich immer. Be-

deutend weniger wird jedoch hervorgehoben, was 

gut funk tioniert, und davon gibt es vieles in der 

Schweiz.

Wir sind in der Öffentlichkeit manchmal Welt-

meister in Sachen Schlechtreden, und das bedaure 

ich. Unterhalte ich mich mit Bürgerinnen und Bür-

gern, sehe ich, dass sie gar nicht so negativ einge-

stellt sind. Sie schauen sogar recht positiv in die 

Zukunft und sind nicht so unzufrieden mit der Ar-

beit des Bundesrats.

Die Schweiz beklagt sich also auf sehr hohem  

Niveau?

Das ist sicher so. Denn klar ist: Wir haben – alle 

miteinander, Bund und Kantone, Arbeitnehmende 

und Arbeitgeber – die schwierige wirtschaftliche 

Situation der letzten zwei Jahre gut bewältigt. In 

anderen Ländern hinterlässt die Finanz- und Wirt-

schaftskrise ganz andere Spuren. Die Schweiz hin-

gegen ist – mit gewissen Ausnahmen – sehr gut 

davongekommen. Das darf uns positiv stimmen.

Kommen wir zur Politik: Sie haben bezüglich UBS-

Staatsvertrag und Minderinitiative kritische Be-

merkungen gegenüber dem Parlament gemacht, 

Probleme würden eher bewirtschaftet als gelöst. 

Waren das zwei Ausnahmen oder geht es weiter in 

diese Richtung?

Ich stelle fest, dass man immer weniger bereit ist, 

Kompromisse einzugehen, um eine Lösung zu fin-

den. Oft werden Fragen verpolitisiert, statt eine 

«Wir müssen zurückfinden 

zur Problemlösung.» Die 

Justizministerin in ihrem 

Arbeitszimmer.

Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf

« Wir müssen die ALV jetzt 

auf eine gesunde Basis stellen »

Sie fordert die Rückkehr zu tragfähigen Problemlösungen und distanziert sich von Polemik:  

Justizministerin Eveline Widmer-Schlumpf über die Befindlichkeit von Bevölkerung und Politik,  

Arbeitsmarkt und Ausländerpolitik sowie die Reform des Strafrechts.  Interview: Hans Reis und  Silvia Oppliger
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tragfähige und von der Bevölkerung 

akzeptierte Lösung zu suchen. Man stellt 

das Politmarketing der Sache voran. Wir 

müssen wieder zurück finden zur Prob-

lemlösung, das dient der Schweiz viel 

mehr.

Worauf führen Sie diese Verpolitisierung 

zurück?

Heute ist alles öffentlich. Die Medien 

stehen in grosser Konkurrenz zueinan-

der, es geht um Einschaltquoten und 

Leserzahlen. Sie müssen dauernd Neu-

igkeiten und spannende Geschichten 

anbieten. Das wirkt sich natürlich auf 

die Politik aus.

Auch hier ist die Konkurrenzierung 

in den letzten Jahren grösser, und die 

Positionierung an den Polen deutlicher 

geworden. In letzter Zeit hat sich im mer 

wieder gezeigt, dass sich die linken und 

die rechten Parteien aus unterschiedli-

chen Motiven miteinander verbinden. 

Das ist von der Weltanschau ung her oft 

schwer verständlich, aber eine politische 

Realität. Trotzdem müssen wir Mehrhei-

ten für pragmatische Wege suchen, und 

das tun wir auch.

Wir stehen vor einer wichtigen Abstim-

mung: Ende September geht es um die 

Revision der Arbeitslosenversicherung. 

Welches ist die Haltung des Bundesrats 

dazu?

Fakt ist: Die ALV ist mit sieben Milli ar den 

Franken stark überschuldet. Wir kön nen 

die Lösung dieses Problems nicht der 

nächsten Generation übertra gen. Wir 

müssen die ALV jetzt, in einer Phase 

des Aufschwungs, auf eine gesunde Ba-

sis stellen. Die Voraussetzungen für den 

Bezug müssen so geregelt werden, dass 

die Finanzierung längerfristig gesichert 

ist, und die ALV auch in schwierigeren 

Zeiten Lösungen bieten kann.

Zum Thema Ausländer: Einerseits her r-

scht in der Bevölkerung eine gewisse 

Skepsis gegenüber Ausländern, ander-

seits ist die Wirtschaft auf Fachkräfte 

aus dem Ausland angewiesen. Wie be-

wältigt der Bundesrat diesen Spagat?

Der Bundesrat ist sich der Tatsache be-

wusst, dass die Schweizer Wirtschaft 

aus ländische Arbeitskräfte braucht. Je 

nach Lage bekunden einzelne Unter-

nehmen Schwierigkeiten, qualifizierte 

Fachleute in der Schweiz oder auch in 

der EU zu finden. Wir verfolgen die Ent-

wicklung aufmerksam und adaptieren 

die Rah menbedingungen nach Bedarf. 

So trugen wir zum Beispiel Ende 2009 

dem Empfinden der Bevölkerung und 

der damaligen Wirtschafslage Rechnung, 

indem wir vorerst nur die Hälfte der 

Kon tingente für Drittstaatenangehörige 

freigaben. In der Folge wurde klar, dass 

die Situation für die Unternehmen nicht 

trag bar war. Entsprechend gaben wir 

dann bereits Ende April dieses Jahres 

auch die andere Hälfte frei.

Zudem schlägt der Bundesrat jetzt ei- 

 ne Trennung der Kontingente für Dienst-

leistungserbringer aus EU/ EFTA-Staaten 

und für Kurzaufenthalter aus Drittstaa-

ten vor. Wir haben Ende Juni die Ver-

nehmlassung dazu eröffnet. Eine solche 

Trennung erachtet der Bundesrat als 

wichtig, weil die Unternehmen damit 

besser planen können.

Bei der Ausländerskepsis spielen auch 

die kulturellen Unterschiede eine Rolle, 

vor allem im Umgang mit Muslimen. 

Welche Strategie hat der Bundesrat, um 

das Miteinander der verschiedenen Kul-

turen zu fördern?

Der Bund hat zusammen mit den Kan-

tonen grosse Anstrengungen unternom-

men, um die Integration zu fördern. Wir 

führen seit Jahren im Rahmen einer tri-

partiten Agglomerationskonferenz – also 

auf Ebene Bund, Kantone, Gemein den / 

Städte – Diskussionen. Basierend auf 

den Empfehlungen dieser Konferenz hat 

der Bundesrat diesen Frühling ein Kon-

zept zur weiteren Verbesserung der In-

tegrationspolitik vorgestellt, das nun 

mit den Kantonen und Gemeinden um-

gesetzt wird.

Ein wichtiges Element ist zum Beispiel, 

dass künftig neuzuziehende Auslände-

rinnen und Ausländer in einem so ge-

nannten Erstinformationsgespräch auf 

ihre Rechte und Pflichten hingewiesen 

und mit unserer Rechtsordnung vertraut 

gemacht werden. Wir fördern und for-

dern, wir zeigen den Zugewanderten, 

was sie erwarten können, aber auch, was 

wir von ihnen erwarten.

Bezüglich der Integration der musli-

mischen Wohnbevölkerung führe ich 

einen Dialog mit Vertreterinnen und 

Vertretern muslimischer Organisationen. 

Letztlich ist es an uns sicherzustellen, 

dass wir in der Schweiz unabhängig von 

unserer religiösen Auffassung fried lich 

miteinander leben können.

Gelegentlich scheint das Gefühl aufzu-

kommen, dass sich die ausländische 

Wohnbevölkerung aus anderen Kultur-

kreisen zu wenig anpassen muss. Sollten 

wir unsere Rechtsordnung, unsere Wert-

vorstellungen nicht konsequenter durch-

setzen – zum Beispiel beim Schwimm-

unterricht oder bei Schullagern?

Ich setze mich ein für unsere abend-

länd ische Kultur, für unsere Wertvor-

stellungen, für unsere Ideale und für 

unsere Rechtsordnung. Also setze ich 

mich auch dafür ein, dass in einer öffen-

tlichen Schule alle Kinder gleich behan-

delt wer den, folglich alle in den gemisch-

ten Schwimm- und Turnunterricht ge- 

hen oder miteinander in ein Schullager 

fahren. Es gibt keine Ausnahme. Das ist 

für mich selbstverständlich.

Haben Sie sich aus dieser Selbstver-

ständlichkeit heraus gegen ein Burka-

verbot ausgesprochen?

Ich habe mich gegen ein Burkaverbot 

ausgesprochen, weil ich gegen jede 

Art von Vermummung im öffentlichen 

Raum bin. Ich beschränke das nicht auf 

das Religiöse: Ich spreche mich gegen 

jede Form von Totalvermum mung aus, 

wo ich das Gesicht meines Gegenübers, 

dessen Augen und Ausdruck nicht mehr 

Eveline Widmer-Schlumpf, promo-

vierte Juristin und Rechtsanwältin, ist 

seit 1. Januar 2008 Vorsteherin des 

Eidgenössischen Justiz- und Polizei-

departements. Zu vor war sie Mitglied 

des Grossrats des Kantons Graubün-

den und knapp zehn Jahre lang als 

Bündner Regierungsrätin Vorsteherin 

des Departements für Finanzen und 

Gemeinden.

«Die Schweiz 

braucht ausländi-

sche Arbeitskräfte.»
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Keine Frage: Andy Pfanner ist der cools-
 te Schreiner in New York. Cool im Sinne 

von kühl, denn seine Schreinerwerkstatt 
in Brooklyn verfügt als einzige in der 

ganzen Stadt über zentrales Air-Condi-
tioning. In den heissen Sommermonaten, 

wenn andere Handwerker schmachten, 
laufen Pfanners rund 30 An ge stellte 

zur Höchstform auf. «Ohne Kühlung 
wäre ihre Arbeitsleistung 20 bis 30 Pro-

zent niedriger», weiss der 48-jährige 
Auslandschweizer.Und das schenkt ein. Nie hat seine auf 

Innenausbauten spezialisierte Schrei ne-
rei so viel zu tun wie in den Monaten 

Juni bis August. SFA Interiors, so der 
Name von Pfanners Ge schäft, bedient 

vor allem die Reichen und Superreichen, 
die auf ihren Landsitzen in den Hamp-

tons übersommern. Zur Kundschaft zäh-
len Showbiz-Grössen wie die Komiker 

Will Farrell und Jerry Seinfeld, die Sänge-
rin Diana Ross oder die Fernsehköchin 

Martha Stewart, aber auch namenlose 
Wall-Street-Millionäre. Wenn die Herr-

schaften Anfang September in die Stadt 
zurück keh ren, muss der Schrankaus-
bau aus Ze dern holz, das nussbaumfur-

nierte Bademöbel oder die neue Küche 
fertiggestellt sein.

Küchen für 400 000 Dollar
Obwohl er von ihnen lebt, wundert sich 

Pfanner über die ausgefallenen Wün-
sche seiner Kundschaft. In seiner mit 
moderns ten europäischen Maschinen 

ausgestatteten Werkstatt liegen chrom-
stahlumfasste, mit Fiberglasvlies unter-
legte Glas türen für die Schränke einer 

Küche, die 400 000 Dollar kosten wird. 
«Reiche Amerikaner schämen sich nicht, 
ihr Geld auszugeben», sagt er. Das sei 

ein Grund, warum man als Unterneh-
mer hier profitabler wirtschaften könne 

als in der Schweiz.Nach dem Willen des Vaters hätte der 
in Horgen aufgewachsene Andy eine 

Banklehre machen sollen. Doch die Mut-
ter erspürte eine handwerkliche Nei-

gung und ermutigte ihn, sich für die 
Zürcher Lehrwerkstätte für Möbelschrei-
ner zu bewerben. Kaum hatte er erste 

Erfahrungen in einem Betrieb gesam-
melt, folgte Pfanner 1984 dem Job-An-

gebot des prominenten Architekten 
Paul Rudolph nach New York. «Meine 

Mutter meinte, ich sollte die Welt ken-
nen lernen». Es gefiel ihm so gut in der – 

Neuen – Welt, dass er blieb. Die eigene 
Firma gründete er mit Partnern, doch 

dann kaufte er einen nach dem andern 
aus. Finanziell kam er voran, indem er 
nach dem Wall-Street-Crash von 1987 

günstig Immobilien erwarb und später 
mit grossem Gewinn verkaufte. Jetzt 

gehört ihm das Haus mit der Werkstatt, 
und er kann langfristig investieren.Mitarbeitende aus aller Welt

Seine Mitarbeitenden – der dienstältes - 
te ist schon 26 Jahre bei Pfanner – sind 
froh über ihre Jobsicherheit. Sie sind ein 

Spiegel New Yorks: In der Schreinerei 
mischen sich zehn Ethnien, vom aust-

ralischen Ureinwohner und Chinesen 
bis zum Ecuadorianer, Ghanaer oder 

Tschechen. «Was zählt, ist einzig der 
Wille zu arbeiten», sagt ihr Chef. Das 
handwerkliche Können hat er noch je-

dem Willigen beigebracht.Der High-End-Schreiner ist so unter-
nehmungslustig wie weltoffen. Andy 

Pfanner segelt mit seinem Boot im Atlan-
tik, hat in Brasilien ein Holzhaus gebaut 

und verbringt seine Wochenenden auf 
Long Island. Will er je in die Schweiz 

zurückkehren, wo er zwei Woh nungen 
be sitzt? Pfanner lässt es offen. «Ein Zu-

rück gibt es ohnehin nicht», sagt er. «Für 
mich gibt es nur ein Vorwärts.» 3

Andy Pfanner, New York

Er möbelt die Villen der Prominenz auf
Die Innenausbaufirma und Edelschreinerei des Schweizers in Brooklyn profitiert  

vom Geld der Reichen – und vom Air-Conditioning.  Von Martin Suter

Bil
d: 

M
ar

tin
 Su

ter

Unternehmungslustig und weltoffen: Andy Pfanner in seiner Schreinerei.

SFA Interiors, Inc.Gegründet: 1987Sitz: New York, Brooklyn (USA)Mitarbeiter: 30Infos: www.sfainteriors.com
USA

Einwohner: ca. 307 MillionenWährung: DollarBIP/Kopf: 46 380 DollarArbeitslosenquote: 9,5 %
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Jetzt gibt es gute Gründe, im «Schweizer 
Arbeitgeber» Werbung zu schalten:

3  Der «Schweizer Arbeitgeber» ist die Zeitschrift des Schweize-
rischen Ar beitgeberverbands, der 100 000 Unternehmungen 
mit rund einer Million Beschäftigten repräsentiert. Die Zeit-
schrift erscheint künftig monatlich – mit modernem Layout 
und neu konzipiertem Inhalt. Sie umfasst einen deutschen 
und einen französischen Teil.

3  Der «Schweizer Arbeitgeber» liefert Informationen zu Unter-
nehmen, Branchen und Verbänden. Er vertieft Themen wie 
Arbeitsmarkt und Arbeitsrecht, Sozialversicherungen und 
Sozialpolitik, Bildung und Karriere oder Arbeit und Gesund-
heit. Er bezieht Stellung, debattiert mit Führungskräften 
und bietet Entscheidungsgrundlagen für Verantwortungs-
träger.

3  Der «Schweizer Arbeitgeber» hat rund 17 000 Leserinnen 
und Leser in der ganzen Schweiz. Mehr als 50 Prozent ge-
hören der obersten Führungsebene an. Die Zeitschrift ge-
niesst bei bei ihrer Leserschaft ein sehr gutes Image und 
steht für Seriosität, Glaubwürdigkeit und Kompetenz.

Nutzen Sie die ausgezeichnete Möglichkeit, für Ihr Unterneh-
men, Ihre Organisation oder Ihre Dienstleistungen zu werben. 

Am besten wenden Sie sich direkt an unsere Inserateagentur:

Lenzin + Partner GmbH

info@lenzinundpartner.ch

www.lenzinundpartner.ch

Telefon 062 844 44 88



 PRINTMEDIEN   NEUE MEDIEN   DIENSTLEISTUNGEN

Sihldruck AG
Binzstrasse 9
8045 Zürich
Telefon 044 295 97 97
Telefax 044 295 97 98
www.sihldruck.ch

UNSER DIENSTLEISTUNGS-MIX
FÜR IHREN MARKETING-MIX.

« A L L E S  A U S  E I N E R  H A N D »

 PRINTMEDIEN   NEUE MEDIEN   DIENSTLEISTUNGEN

Einfache Dinge wie T-Shirts, Stoff-
taschen, Küchenschürzen oder 
Mausmatten müssen nicht banal sein. 
Ihr Lieblingsfoto, ein lustiges 
Sujet oder ein Name machen aus 
einem Gebrauchsgegenstand 
ein persönliches Geschenk mit un-
vergesslicher Note.

Gerne beraten wir Sie in unserem 
Shop und zeigen Ihnen die vorhan-
denen Artikel.

Preise

Alle publizierten Preise sind exkl. MwSt. 
Bei Barzahlung oder Zahlung mit Kredit-
karte ist die MwSt. inklusive, anstelle 
eines Barzahlungsrabatts.

Öffnungszeiten

Mo – Do 07.30 –12.00 /13.00 –17.00
Fr  07.30 –12.00 /13.00 –16.30

Sihldruck AG
Binzstrasse 9
8045 Zürich
Telefon 044 283 91 94
Telefax 044 283 91 95
www.sihldruck.ch

GESCHENKE

 PRINTMEDIEN   NEUE MEDIEN   DIENSTLEISTUNGEN Die Sihldruck AG ist ein
FSC-zertifizierter Betrieb

Sihldruck AG
Binzstrasse 9
8045 Zürich
Telefon 044 295 97 97
Telefax 044 295 97 98
www.sihldruck.ch

Klimaneutrale Druckerzeugnisse bieten neue 
Diffe renzierungschancen. Ein starkes Angebot 
im Wettbewerb. Kommunika tion und Botschaft 
gleichermassen. Aber auch ein Zeichen für 
Innovation und Ihr Klimaschutz-Engagement.

Nachhaltigkeit weckt Potenziale. Dank Sihldruck-
Prozessansatz, Informationstransparenz und 
Energieeffizienz wird «klimaneutrales  Drucken» 
glaubwürdig. Ein innovatives Angebot für enga -
gierte Unternehmen.

KLIMANEUTRALITÄT
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Sihldruck AG
Binzstrasse 9
8045 Zürich
Telefon 044 295 97 97
Telefax 044 295 97 98
www.sihldruck.ch

Konzept und Gestaltung

In-house oder in Zusammenarbeit 
mit Verlagen und Partnern aus 
der Werbeindustrie konzipieren, 
entwerfen und gestalten wir 
Ihre Buchproduktion.

Druckvorstufe

 Datenübernahme

 Textverarbeitung

 Seitengestaltung

 Bildberatung

 Suche in Bilddatenbanken

  Professionelle Bildbearbeitung 
( schwarzweiss, Duplex, 
vierfarbig, Retouchen )

 Korrektorat

  Konvertierung ab Datenbanken, 
Mac- oder PC-Daten

Offsetdruck

 CTP-Belichtung

 Sublima-Rastertechnologie

  Qualität auf modernsten Mehrfarben-
maschinen im Schichtbetrieb

 Bis Format A1 ( 70 × 100 cm )

Digitaldruck

  Kleine bis mittlere Auflagen 
in bester Druckqualität

 Vierfarbig, schwarzweiss

 Personalisieren ( Bild / Text )

 Papier bis 300 gm² ( 36,4 × 57,2 cm )

Veredelungen

 Lackieren

 Laminieren

 Folien- und Blindprägen

 Stanzen

Weiterverarbeitung

 Rillen

 Schneiden

 Falzen

 Wiro-Bindungen

 Klebebinden

 Fadenheften

 Diverse Ausrüstarbeiten

  Einzel- und Massenversand 
sowie Postaufgabe

BÜCHER

 PRINTMEDIEN   NEUE MEDIEN   DIENSTLEISTUNGEN

Sihldruck AG
Binzstrasse 9
8045 Zürich
Telefon 044 295 97 97
Telefax 044 295 97 98
www.sihldruck.ch

Der heutige Unterricht ist ein multi-
mediales Ereignis, und so sind 
nicht mehr alle Lehrmittel klassische 
Printprodukte. Immer häufiger 
prägt E-Learning den dynamischen 
schulischen Alltag.

Was immer Sie für Ihren Know-how-
Transfer brauchen – analoges 
oder digitales Medium:

Wir beraten Sie gerne – kompetent, 
schnell und mit viel Erfahrung !

Printmedien

 Ordner

 Register

 Kataloge

 Bücher

 Broschüren

 Formulare

Neue Medien

 CD-ROM / DVD

  Multimediale Präsentationen 
( Flash, Video, Audio )

 Ausfüllbare Formulare ( PDF )

 Flash-Lernspiele

Kompetenzen und Dienstleistungen

 Konzept und Gestaltung

 Datenübernahme

  Lösungen für selbständiges Daten- 
und Dokumentmanagement

 Druckvorstufe

 Korrektorat

 Eigener Kurierdienst auf Stadtgebiet

  Lagerung Ihrer Halbfabrikate wie 
Ordner, Beilagen usw. 

Offsetdruck

 CTP-Belichtung

 Sublima-Rastertechnologie

  Qualität auf modernsten Mehrfarben-
maschinen im Schichtbetrieb

 Bis Format A1 ( 70 × 100 cm )

Digitaldruck

  Kleine bis mittlere Auflagen 
in bester Druckqualität

 Vierfarbig, schwarzweiss

 Personalisieren ( Bild / Text )

 Papier bis 300 gm² ( 36,4 × 57,2 cm )

Weiterverarbeitung

 Rillen

 Schneiden

 Falzen

 Wiro-Bindungen

 Klebebinden

 Faden- und Drahtheften

 Diverse Ausrüstarbeiten

  Einzel- und Massenversand 
sowie Postaufgabe

SCHULUNGSUNTERLAGEN

 PRINTMEDIEN   NEUE MEDIEN   DIENSTLEISTUNGEN

Konzept und Gestaltung

In-house oder in Zusammenarbeit 
mit Verlagen und Partnern aus 
der Werbeindustrie konzipieren, 
entwerfen und gestalten wir 
Ihre Publikation.

Druckvorstufe

 Datenübernahme

 Textverarbeitung

 Seitengestaltung

 Bildberatung

 Suche in Bilddatenbanken

  Professionelle Bildbearbeitung 
( schwarzweiss, Duplex, 
vierfarbig, Retouchen )

 Korrektorat

  Konvertierung ab Datenbanken, 
Mac- oder PC-Daten

  Publishing-Tool / Redaktionssystem

Offsetdruck

 CTP-Belichtung

 Sublima-Rastertechnologie

  Qualität auf modernsten Mehrfarben-
maschinen im Schichtbetrieb

 Bis Format A1 ( 70 × 100 cm )

Digitaldruck

  Kleine bis mittlere Auflagen 
in bester Druckqualität

 Vierfarbig, schwarzweiss

 Personalisieren ( Bild / Text )

 Papier bis 300 gm² ( 36,4 × 57,2 cm )

Weiterverarbeitung

 Rillen

 Schneiden

 Falzen

 Klebebinden

 Drahtheften

 Diverse Ausrüstarbeiten

  Einzel- und Massenversand 
sowie Postaufgabe

Aboverwaltung

Unsere Dienstleistungen in der 
Aboverwaltung umfassen:

 Mutationen / Neuaufnahmen

 Fakturierung

 Mahnwesen

 Versandlisten und Etiketten erstellen

 Statistiken

Sihldruck AG
Binzstrasse 9
8045 Zürich
Telefon 044 295 97 97
Telefax 044 295 97 98
www.sihldruck.ch

ZEITSCHRIFTEN

 PRINTMEDIEN   NEUE MEDIEN   DIENSTLEISTUNGEN

Sihldruck AG
Binzstrasse 9
8045 Zürich
Telefon 044 295 97 97
Telefax 044 295 97 98
www.sihldruck.ch

Klimaneutrale Druckerzeugnisse bieten neue 
Diffe renzierungschancen. Ein starkes Angebot 
im Wettbewerb. Kommunika tion und Botschaft 
gleichermassen. Aber auch ein Zeichen für 
Innovation und Ihr Klimaschutz-Engagement.

Nachhaltigkeit weckt Potenziale. Dank Sihldruck-
Prozessansatz, Informationstransparenz und 
Energieeffizienz wird «klimaneutrales  Drucken» 
glaubwürdig. Ein innovatives Angebot für enga -
gierte Unternehmen.

FSC ZERTIFIZIERT

 PRINTMEDIEN   NEUE MEDIEN   DIENSTLEISTUNGEN

Sihldruck AG
Binzstrasse 9
8045 Zürich
Telefon 044 295 97 97
Telefax 044 295 97 98
www.sihldruck.ch

Wir können Ihre Daten so aufbereiten, 
dass sie nicht nur für das Printprodukt, 
sondern auch für digitale Medien 
verwendet werden können. Internet, 
CD-ROM, Print – damit sind Sie in allen 
Märkten präsent und stets à jour !

Gemeinsam mit Ihnen entwickeln 
wir die optimale Lösung für 
Ihre individuellen Ansprüche.

Printmedien

 Kataloge

 Broschüren

 Formulare

 Booklets

Neue Medien

  CD-ROM / DVD, auch mit Internet- 
und / oder Datenbankanbindung

  Multimediale Präsentationen 
( Flash, Video, Audio )

 Ausfüllbare Formulare ( PDF )

 Digitale Beilagen zu Printprodukten

Kompetenzen und Dienstleistungen

 Konzept und Gestaltung

 Druckvorstufe

 Korrektorat

  Konvertierung ab diversen 
Datenbanken, Mac- oder PC-Daten

 Datenaufbereitung mit Verlinkungen

 Individuelle Programmierungen

Offsetdruck

 CTP-Belichtung

 Sublima-Rastertechnologie

  Qualität auf modernsten Mehrfarben-
maschinen im Schichtbetrieb

 Bis Format A1 ( 70 × 100 cm )

Digitaldruck

  Kleine bis mittlere Auflagen 
in bester Druckqualität

 Vierfarbig, schwarzweiss

 Personalisieren ( Bild / Text )

 Papier bis 300 gm² ( 36,4 × 57,2 cm )

KATALOGE

 PRINTMEDIEN   NEUE MEDIEN   DIENSTLEISTUNGEN

Ihr Event beginnt mit der Einladung.

«You never get a second chance 
to make a first impression ! »

Verleihen Sie Ihrem Anlass vom 
ersten Augenblick an eine unverwech-
selbare Identität. Betreuen Sie 
Ihre Gäste rund um den Event, und 
führen Sie sie persönlich von 
Attraktion zu Attraktion.

Printmedien

 Eventlogo

 Einladungen

 Programme

 Tagungsunterlagen

 Badges

 Beschilderungen

 Rolldisplays

 Menukarten

 Souvenir-Tickets

 Fotoalben

Neue Medien

Halten Sie Ihre Kundschaft auf 
dem Laufenden – vor, während und 
nach dem Event.

 Newsletters

 Websites

 Fotogalerien

  CD-ROM / DVD

  Multimediale Präsentationen 
( Flash, Video, Audio )

Personalisieren

Personalisierte Drucksachen verleihen 
Ihrem Anlass die entscheidende 
individuelle Note, die ihn für Ihre Gäste 
attraktiv macht. Dank unserem 
Digitaldruckangebot können wir Ihre 
Wünsche schnell und preiswert 
verwirklichen.

 Individuelle Adressierung und Anrede

 Zielgerichtete Textvariabilität

 Namensschilder

 Zertifikate

Sihldruck AG
Binzstrasse 9
8045 Zürich
Telefon 044 295 97 97
Telefax 044 295 97 98
www.sihldruck.ch

EVENTDRUCKSACHEN

 PRINTMEDIEN   NEUE MEDIEN   DIENSTLEISTUNGEN

Print-on-Demand

Dank digitalem Datenhandling, hoher 
Effizienz in der Produktion und unserem 
Lieferservice erhalten Sie Ihre Druck-
sachen genau dann, wenn sie benötigt 
werden.

Personalisieren

Nutzen Sie die Vorteile des One-to-One-
Marketings durch die neuen und 
 wirtschaftlichen Möglichkeiten des 
Digitaldrucks, und verleihen Sie 
Ihrer Botschaft mehr Beachtung ! 
Kontaktieren Sie uns auch für 
den bildpersonalisierten Digitaldruck.

Kreative Papierwahl

Die Zeiten des auf wenige Spezial-
papiere beschränkten Digitaldrucks 
nähern sich dem Ende – zumindest 
bei uns. Denn die revolutionäre iGen4 
verarbeitet, bei gleichbleibend 
hoher Geschwindigkeit, eine Vielzahl 
bewährter Papierqualitäten, 
wenn nötig auch verschiedene 
Sorten gleichzeitig.

Als erster Fachbetrieb in der Schweiz, 
der das digitale Farbproduktions-
system von Xerox eingeführt und damit 
diese neuen Mög lichkeiten eröffnet 
hat, können wir Sie kompetent und voll -
umfänglich beraten.

iGen4
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DIGITALDRUCK

 PRINTMEDIEN   NEUE MEDIEN   DIENSTLEISTUNGEN

 www.webgearing.com

Lösungen

 Content-Management mit TYPO3

 Statische Internetauftritte

 Web-Applikationen

 Flash-Banner und Flash-Animationen

 Suchmaschinenoptimierung

 E-Mail-Marketing

Beratung und Konzeption

Gemeinsam mit Ihnen und unserer 
Partnerfima webgearing ag entwickeln 
wir die optimale Lösung für Ihre 
individuellen Ansprüche.

 Strategische Planung und Analyse

 Grob- und Feinkonzepte

 Storyboards und Pflichtenhefte

 Schulung

Kreation

 Screen- / Webdesign

 Corporate-Design-Umsetzungen

 Navigations- und Farbkonzepte

Umsetzung

Bei der Umsetzung legen wir grossen 
Wert auf Benutzerfreundlichkeit und 
Einhaltung der W3C-Standards. Dabei 
kommen folgende Techniken zum 
Einsatz:

 PHP und MySQL

 XHTML 

 CSS

 Javascript / AJAX

 Flash / ActionScript

Sihldruck AG
Binzstrasse 9
8045 Zürich
Telefon 044 295 97 97
Telefax 044 295 97 98
www.sihldruck.ch

Partner:

INTERNET

 PRINTMEDIEN   NEUE MEDIEN   DIENSTLEISTUNGEN

Sihldruck AG
Binzstrasse 9
8045 Zürich
Telefon 044 295 97 97
Telefax 044 295 97 98
www.sihldruck.ch

Konzept und Gestaltung

In-house oder in Zusammenarbeit mit 
Partnern aus der Werbeindustrie 
konzipieren, entwerfen und gestalten 
wir Ihren Jahresbericht unter Ein-
haltung Ihres Corporate Designs ( CD ).

Druckvorstufe

 Datenübernahme

 Textverarbeitung

 Seitengestaltung

 Bildberatung

 Suche in Bilddatenbanken

  Professionelle Bildbearbeitung 
( schwarzweiss, Duplex, 
vierfarbig, Retouchen )

 Korrektorat

  Konvertierung ab Datenbanken, 
Mac- oder PC-Daten

Offsetdruck

 CTP-Belichtung

 Sublima-Rastertechnologie

  Qualität auf modernsten Mehrfarben-
maschinen im Schichtbetrieb

 Bis Format A1 ( 70 × 100 cm )

Digitaldruck

  Kleine bis mittlere Auflagen 
in bester Druckqualität

 Vierfarbig, schwarzweiss

 Personalisieren ( Bild / Text )

 Papier bis 300 gm² ( 36,4 × 57,2 cm )

Veredelungen

 Lackieren

 Laminieren

 Folien- und Blindprägen

 Stanzen

Weiterverarbeitung

 Rillen

 Schneiden

 Falzen

 Wiro-Bindungen

 Klebebinden

 Drahtheften

 Diverse Ausrüstarbeiten

  Einzel- und Massenversand 
sowie Postaufgabe

JAHRESBERICHTE
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